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KURZFASSUNG

Allgemeine Schätzungen gehen davon aus, dass in 80 % der in der Kommunalverwaltung ablau-

fenden Geschäftsprozesse raumbezogene Informationen zur Aufgabenerledigung benötigt und 

genutzt werden.  Ziel der Kommunen muss sein, die Entwicklungen im GIS- und eGovernment-

Bereich zusammenzuführen und gesamthaft in ihre Geschäftsprozesse zu integrieren. Erst die 

vollständige Integration – nicht nur von Geoinformationen, sondern auch von GIS-Funktionalität 

– ermöglicht die Steigerung der Effizienz und Qualität des Verwaltungshandelns. Die resultieren-

den Zeit- und Kosteneinsparungen ermöglichen, das Nutzenpotenzial auf Seiten des Bürgers und 

der Wirtschaft voll auszuschöpfen. 

Die vorliegende Arbeit zeigt die Möglichkeiten und Grenzen der Integration von Geoinformatio-

nen und GIS-Funktionalität in die Geschäftsprozesse der Kommunalverwaltung anhand zweier 

Beispielprozesse aus dem Bau- und Planungsbereich exemplarisch auf. Basierend auf einer An-

forderungsanalyse  in  Form  von  Use  Cases  werden  fiktive  Szenarien  zur  Integration  von 

OpenGIS® Services in die betrachteten Prozesse entwickelt. Die Szenarien werden hinsichtlich 

des erzielbaren Nutzenpotenzials bewertet sowie die derzeit bestehenden Grenzen und Hemm-

nisse eines verstärkten OpenGIS® Einsatzes in der Verwaltungspraxis aufgezeigt.

OpenGIS® Services sind aufgrund der flexiblen Einsatzmöglichkeiten sehr gut für die Integration 

von Geoinformationen und GIS-Funktionalität in die Kernprozesse der Kommunalverwaltung ge-

eignet. Ein echter Mehrwert durch erhöhte Kunden- und Bürgerorientierung lässt sich jedoch erst 

durch die vollständige Verzahnung von eGovernment und geoGovernment erzielen. Die Dynamik 

des Standardisierungsprozesses, die fehlende clientseitige Unterstützung der OpenGIS® Schnitt-

stellen und das fehlende Nutzenbewusstsein bei den Beteiligten hemmen derzeit den OpenGIS® 

Einsatz in der Verwaltungspraxis.

ABSTRACT

It is generally estimated that 80% of the operating business processes in local government require 

spatial information to handle their tasks. The ambition of local authorities should concern a mer-

ging of developments of GI systems and eGovernment and to integrate them into their business 

processes. Only an entire integration – not only of spatial information, but of the functionality – 

enables an increase of efficiency and quality of administrative behaviour. The resulting cost- and 

time-savings enable to exhaust a benefit on behalf of citizen and economy at the same time to a 

full potential.

This study shows the possibilities and limitations of integration of spatial information and func-

tionality to business processes in local government and deals with two sample processes of the 

building- and planning sector. Based on an requirements analysis in form of Use Cases, fictative 

scenarios will be developed to integrate OpenGIS® Services to the examined processes. The sce-
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narios will be valued according to their resulting benefits as well as the existing limits and cons-

traints of an increased usage of OpenGIS® in administration practise.

OpenGIS® Services are – because of its flexible capabilities – very suitable for the integration of 

spatial information and functionality of core-processes in local government. However, a full bene-

fit as increased costumer- and citizen-orientation can only be achieved through an entire inter-

locking of eGovernment and geoGovernment. The dynamic of the standardisation processes, the 

missing implementation on the part of the clients of OpenGIS® interfaces and the missing awa-

reness of benefits impede at present that the usage of OpenGIS® is brought to action in adminis-

trative practise. 
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Einführung | 1 

1 EINFÜHRUNG

1.1 ANLASS UND AUSGANGSSITUATION

Allgemeine Schätzungen gehen davon aus, dass rund 80 % der kommunalen Aufgaben einen 

Raumbezug aufweisen. Daher ist es nicht verwunderlich, dass die Kommunen vor mehr als 20 

Jahren beginnen, verstärkt Geographische Informationssysteme (GIS) zur Erfüllung ihrer Aufga-

ben einzusetzen. Seither hat die öffentliche Verwaltung mit hohem Aufwand eine Vielzahl an 

raumbezogenen Daten digital erfasst und verarbeitet. Die Einführung von GIS zur Erfassung und 

Pflege raumbezogener Daten erfolgt in der Regel dezentral und stark fachbezogen. Auf diese Wei-

se werden innerhalb der öffentlichen Verwaltung durch die einzelnen Fachbereiche isoliert von-

einander vorliegende Datenbestände unter Nutzung geschlossener und monolithischer Systeme 

aufgebaut. Dies führt zu einer heterogenen GIS-Landschaft in den Kommunen, die von Insellö-

sungen geprägt ist. Aufgrund dieser Heterogenität findet ein Datenaustausch bzw. eine Vernet-

zung der verteilt vorliegenden Datenbestände kaum statt. Wenn ein Austausch stattfindet, dann 

ist dieser aufgrund des Konvertierungszwangs durch die Verwendung unterschiedlicher Daten-

formate meist ineffektiv und mit hohen Informationsverlusten behaftet. Fehlende technische und 

fachliche Standards und die aus der fehlenden Datendokumentation durch Metadaten resultie-

rende Unwissenheit darüber, an welchen Stellen welche Daten in welcher Qualität vorgehalten 

werden, sind die Hauptursachen für die unzureichende Verwertung der unter hohem Kostenauf-

wand erhobenen Daten.  

Mittlerweile hat sich mit dem Einzug des Internets in den 1990er Jahren ein Paradigmenwechsel 

vollzogen. Die Ausschöpfung des Nutzenpotenzials der erhobenen Geodaten durch eine möglichst 

effiziente Bereitstellung von Geoinformationen für vielfältige Nutzungen innerhalb und außerhalb 

der Kommunalverwaltung rückt stärker in den Fokus. Mit diesem Paradigmenwechsel einher 

geht der Aufbau von Geodateninfrastrukturen (GDI) auf allen Ebenen (vgl. BERNARD/FITZKE/ 

WAGNER 2005). Angestoßen auf europäischer Ebene durch die 2001 angelaufene Initiative IN-

SPIRE (INfrastructure for SPatial InfoRmation in Europe) setzen sich die Bestrebungen zur Ver-

einfachung des Zugangs zu und der Verwendung von Geodaten bis hinunter auf die kommunale 

Ebene fort. Der rechtliche Rahmen wird EU-weit durch die Richtlinie 2007/2/EG zur Schaffung 

einer Geodateninfrastruktur  in  der  Europäischen Gemeinschaft  (INSPIRE) definiert,  die  am 

15.05.2007 in Kraft getreten ist und innerhalb von zwei Jahren in nationales Recht umgesetzt 

werden muss. INSPIRE fokussiert dabei neben den zu harmonisierenden Geodaten und den sie 

beschreibenden Metadaten auf die Verbreitung der Daten über interoperable Geoinformations-

dienste. GDI sollen unter Verwendung standardisierter Geoinformationsdienste die kooperative 

Nutzung von verteilt vorliegenden Geodaten über System- und Organisationsgrenzen hinweg er-

möglichen. Sie verbinden damit den Anspruch der zentralen Verfügbarkeit von Geodaten mit ei-

ner dezentralen Organisation der Geodatenerfassung und -pflege. Standards dienen nicht mehr 

der Beschreibung von Dateiformaten zum physischen Austausch von Geodaten, sondern zielen 
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auf die Spezifikation von Diensteschnittstellen ab (vgl. BERNARD et al. 2005: 5). Im Rahmen 

dieses dienstebasierten Ansatzes spielt das 1994 gegründete Open Geospatial Consortiums (OGC) 

eine gewichtige Rolle. Die vom OGC entwickelten OpenGIS® Spezifikationen definieren offene 

Schnittstellen zur Unterstützung von verteilten und interoperablen Lösungen und stellen interna-

tional anerkannte Standards für den Einsatz von Geoinformationsdiensten dar.

Im Zuge des Wandels der Gesellschaft hin zu einer Informations- und Wissensgesellschaft muss 

sich die öffentliche Verwaltung neuen Herausforderungen stellen. Steigende Leistungsanforde-

rungen bei gleichzeitiger Ressourcenknappheit erfordern die Modernisierung der Verwaltung. 

Der Modernisierungsprozess der Kommunalverwaltung wird in den 1990er Jahren durch die Vi-

sion des  Dienstleistungsunternehmens Kommune und dem von der  Kommunalen  Gemein-

schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) entworfenen Ansatz des Neuen Steuerungs-

modells (vgl. KGSt 1993) geprägt. Die Aufgabenerledigung soll effizienter, effektiver und bürger-

näher erfolgen. Die Bedeutung der Informations- und Kommunikationstechnologie wird im Rah-

men der Vereinfachung und Beschleunigung von Verwaltungsprozessen rasch erkannt und mani-

festiert sich im eGovernment, der elektronischen Abwicklung geschäftlicher Prozesse der Verwal-

tung. Das Erfordernis der Prozessoptimierung und des Ausbaus von eGovernment-Diensten er-

gibt sich auch im Zuge der Umsetzung der europäischen Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleis-

tungen im Binnenmarkt (Dienstleistungsrichtlinie), die Ende Dezember 2006 in Kraft getreten 

ist. Weg von Zuständigkeitsstrukturen müssen organisationsübergreifende Front Office/Back Of-

fice-Lösungen entwickelt werden (vgl. KGSt 2008: 8). Für die stark arbeitsteilig agierenden Kom-

munalverwaltungen bedeutet dies eine große Herausforderung.    

Raumbezogene Informationen spielen bei der Umsetzung von eGovernment-Lösungen eine ge-

wichtige Rolle, gibt es doch kaum Informationen in der öffentlichen Verwaltung, die keinen 

Raumbezug aufweisen. Der Teil des eGovernment, zu dessen Umsetzung raumbezogene Infor-

mationen benötigt werden, wird häufig als geoGovernment bezeichnet (vgl. STROBL/GRIESEB-

NER 2003). Ziel der Kommunen muss sein, die Entwicklungen im GIS- und eGovernment-Be-

reich zusammenzuführen und gesamthaft in ihre Geschäftsprozesse zu integrieren. Erst die voll-

ständige Integration – nicht nur von Geoinformationen, sondern auch von GIS-Funktionalität – 

ermöglicht die Steigerung der Effizienz und Qualität des Verwaltungshandelns. Die resultieren-

den Zeit- und Kosteneinsparungen ermöglichen, das Nutzenpotenzial auf Seiten des Bürgers und 

der Wirtschaft voll auszuschöpfen (vgl. STAHL 2003: 116). Integration in dem hier verstandenen 

Sinne geht dabei über die alleinige Verfügbarkeit von Geodaten und die Bereitstellung von GIS-

Werkzeugen hinaus und meint die Nutzung von GIS-Funktionalität zur Generierung von Infor-

mationen und Wissen, ohne dass GIS als solches sichtbar ist. Für die Nutzung darf kein (GIS-)Ex-

perten-Wissen beim Anwender erforderlich sein.
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1.2 ZIELSETZUNG UND AUFGABENSTELLUNG

Die vorliegende Arbeit folgt der Grundannahme, dass eine Prozessoptimierung durch Integration 

von Geoinformationen und GIS-Funktionalität am erfolgreichsten durch einen dienstebasierten 

Ansatz erzielt werden kann. Vor diesem Hintergrund sollen die Möglichkeiten und Grenzen 

des Einsatzes von OpenGIS® Services in der Kommunalverwaltung beleuchtet wer-

den. In diesem Zusammenhang stellen sich folgende Fragen, die es zu beantworten gilt:

 Inwiefern kann der Einsatz von OpenGIS® Services die Anforderungen des kommunalen 

Umfeldes in Zeiten von eGovernment erfüllen und einen Beitrag zur Prozessoptimierung leis-

ten?

 Wo liegt der tatsächliche Mehrwert/Nutzen einer Integration von OpenGIS® Services in 

kommunale Prozesse?  

 Wo liegen die Grenzen und Hemmnisse bei der Integration von OpenGIS® Services in kom-

munale Prozesse bzw. welche Voraussetzungen müssen dazu erfüllt sein? 

 Welche Anforderungen an den Aufbau kommunaler Geodateninfrastrukturen lassen sich im 

Hinblick auf bestmögliche Prozessintegration ableiten?

Eine vollständige Abbildung der Einsatzfelder von OpenGIS® Services in der Kommunalverwal-

tung ist aufgrund der Fülle kommunaler Aufgaben nicht möglich. Daher werden im Rahmen der 

vorliegenden Arbeit zwei Kernprozesse aus dem Bau- und Planungsbereich herausgegriffen, um 

beispielhaft die Bandbreite der Möglichkeiten des OpenGIS®-Einsatzes aufzuzeigen. Anhand von 

Use Cases werden die prozessseitigen Anforderungen analysiert, darauf aufbauend Szenarien zur 

Integration von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten über OpenGIS® Services in die 

Prozesse entwickelt und abschließend eine Bewertung hinsichtlich des potenziellen Nutzens und 

der erfolgskritischen Faktoren abgegeben. Ferner soll ein Beitrag zum Aufbau kommunaler GDI 

geleistet werden, indem die sich aus dem OpenGIS®-Einsatz ergebenden Anforderungen aufge-

zeigt werden. Konkrete Realisierungsvorschläge und die prototypische Umsetzung sind ebenso 

wenig Gegenstand der Arbeit wie die Prüfung von Softwareprodukten.  

1.3 AUFBAU UND METHODIK

Zunächst wird in Kapitel 2 ein allgemeiner Überblick über die derzeitigen Rahmenbedingun-

gen der Kommunalverwaltung gegeben. Neben den Aufgaben und aktuellen Herausforde-

rungen der Kommunalverwaltung wird die Entwicklung der Nutzung von raumbezogenen Infor-

mationen in der Kommunalverwaltung beschrieben. Kapitel 3 stellt anschließend den aktuellen 

Stand der für die Kommunalverwaltung relevanten OpenGIS® Spezifikationen dar. 

Im Rahmen einer  Anforderungsanalyse werden anhand von Use Cases die prozessseitigen 

Anforderungen der gewählten Beispielprozesse herausgearbeitet und beschrieben (Kapitel  4). 

Anschließend werden aufbauend auf der Anforderungsanalyse  Szenarien zur Integration von 
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Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten über OpenGIS® Services in die Prozesse entwickelt 

sowie die daraus resultierenden Bedingungen und der potenziell zu erzielende Nutzen aufgezeigt 

und diskutiert (Kapitel  5). Die Ergebnisse werden einer  Gesamtbewertung hinsichtlich des 

Nutzenpotenzials und erzielbaren Mehrwertes auf der einen Seite und der Grenzen und Hemm-

nisse des OpenGIS®-Einsatzes in der Kommunalverwaltung auf der anderen Seite unterzogen 

(Kapitel 6). Zudem werden Anforderungen an den Aufbau kommunaler GDI abgeleitet.  

Abschließend erfolgt die Zusammenfassung und Diskussion der gewonnenen Erkenntnisse 

und die Einordnung der Arbeit in den Gesamtkontext (Kapitel 7).
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Abb. 1: Struktur der Thesis (eigene Darstellung).
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1.4 HINWEISE

Die Arbeit richtet sich in erster Linie an interessierte Fachleute aus der Geoinformatik, aber auch 

technisch versierte Mitarbeiter der Kommunalverwaltung, die sich mit dem Aufbau von GDI be-

schäftigen. Allgemeine GIS-Kenntnisse werden daher beim Leser vorausgesetzt und allgemeines 

Fachvokabular nicht extra erläutert.

Die in dieser Arbeit angewendeten OpenGIS® Spezifikationen stellen in der zurzeit sehr dynami-

schen Entwicklung lediglich eine Momentaufnahme der Standardisierungsarbeit des OGC dar 

und erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

Allgemein gebräuchliche englischsprachige Fachausdrücke der (Geo-)Informatik wie bspw. Client 

oder Server sowie Schlüsselbegriffe der OpenGIS® Technologie wie bspw. Feature werden beibe-

halten und nicht ins Deutsche übersetzt. 

Die verwendete maskuline bzw. feminine Sprachform dient der leichteren Lesbarkeit und meint 

immer auch das jeweils andere Geschlecht.
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2 KOMMUNALVERWALTUNG – RAHMENBEDINGUNGEN

2.1 AUFGABEN

Der föderalistische Verwaltungsaufbau in Deutschland unterscheidet drei weitgehend voneinan-

der unabhängige Verwaltungsebenen, die im Grundsatz jeweils ihren abgegrenzten Aufgabenbe-

reich inne haben:

 die Verwaltung des Bundes,

 die Verwaltung der Länder und 

 die Kommunalverwaltung.

Die Kommunalverwaltung nimmt die Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft nach dem im 

Grundgesetz verankerten Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG) 

eigenverantwortlich wahr. Darüber hinaus werden staatliche Aufgaben im Auftrag wahrgenom-

men (vgl. BMI 2006: 7). Zu den wichtigsten kommunalen Aufgaben zählen nach BOCK (2004: 

538):

 Verwaltung  im herkömmlichen  Sinne  (Meldewesen,  Standesamtswesen,  Baurechtswesen, 

Ordnungswesen, etc.);

 Planung (Bauleitplanung, finanzielle Planung, fachliche Planung, Gemeindeentwicklungspla-

nung, etc.);

 Schaffung und Bereitstellung öffentlicher Einrichtungen aller Art (Bildungs-, Betreuungs-, 

Sport- und Freizeiteinrichtungen, Ver- und Entsorgungseinrichtungen, etc.);

 Förderungsaufgaben (Förderung von Wirtschaft, Landwirtschaft, Fremdenverkehr, etc.);

 Wirtschaftliche Betätigung (Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wasser und Fernwärme, Öffent-

licher Personennahverkehr, etc.).

Art und Umfang der kommunalen Aufgaben sind ständigen Veränderungen unterworfen. Zusätz-

liche Pflichtaufgaben, die den Kommunen durch die Gesetzgebung auferlegt wurden, begründe-

ten in den letzten Jahren einen stetigen Aufgabenzuwachs. Die Wahrnehmung der eigentlichen 

Selbstverwaltungsaufgaben trat und tritt damit immer mehr in den Hintergrund. (vgl. BOCK 

2004: 537)

2.2 AKTUELLE HERAUSFORDERUNGEN

2.2.1 REFORMPROZESSE ZUR MODERNISIERUNG DER ÖFFENTLICHEN 
VERWALTUNG

Anfang der 1990er Jahre ergibt sich für die öffentliche Verwaltung, insbesondere die Kommunal-

verwaltung, das Dilemma, dass immer mehr gesetzliche Aufgaben und zunehmende Leistungsan-
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sprüche der Gesellschaft mit immer weniger zur Verfügung stehenden finanziellen und personel-

len Ressourcen erfüllt werden sollen. Überschuldete Haushalte zwingen die Kommunen zur Ra-

tionalisierung und zum Leistungsabbau. Mangelnde Transparenz kommunaler Leistungen führt 

zudem zu einer sinkenden Akzeptanz bei Bürgerschaft und Wirtschaft. Die Notwendigkeit tief 

greifender struktureller Veränderungen wird erkannt und Reformprozesse zur Modernisierung 

der Verwaltung werden eingeleitet.

2.2.1.1 Dienstleistungsunternehmen Kommune

Ansatzpunkt für die Verwaltungsmodernisierung bildet das  New Public Management als 

weltweit verbreitetes Konzept für eine umfassende Reform der öffentlichen Verwaltung. Die KGSt 

greift Anfang der 1990er Jahre diese Ideen auf und entwirft mit dem Neuen Steuerungsmo-

dell einen an Struktur und Aufgaben der deutschen Kommunalverwaltung angepassten Moder-

nisierungsansatz,  der  das Leitbild vom  Dienstleistungsunternehmen Kommune verfolgt  (vgl. 

KGSt 1993). Das Neue Steuerungsmodell sieht – wie andere Ansätze des New Public Manage-

ment – die Anwendung betriebswirtschaftlicher Instrumente und Methoden zur Umsetzung von 

zentralen Anforderungen wie bspw. ein bürger- und kundenorientiertes Verhalten, eine effiziente 

Aufgabenerfüllung, mehr Wettbewerbsfähigkeit oder die Zufriedenheit der Mitarbeiter vor. Mit 

der Einführung des  Neuen Steuerungsmodells vollzieht sich ein Paradigmenwechsel in der öf-

fentlichen Verwaltung. In nahezu allen Kommunen werden umfassende Reformprozesse einge-

leitet,  die sich an diesem Ansatz orientieren. Mittlerweile haben viele Kommunen zumindest ein-

zelne Instrumente des Neuen Steuerungsmodells umgesetzt und sich zumindest ansatzweise in 

Richtung moderner Dienstleistungsunternehmen entwickelt (vgl. KGSt 2007).    

GERZ und ALFES (2004: 4) messen insbesondere der Kunden- bzw. Bürgerorientierung 

eine „herausragende Bedeutung“  bei der Modernisierung der öffentlichen Verwaltung zu. Mit ei-

nem erhöhten Dienstleistungsverständnis und damit einhergehendem verbesserten Service kön-

ne dem zunehmenden Standortwettbewerb zwischen den Kommunen begegnet, der Politikver-

drossenheit entgegengewirkt und ein Beitrag zur stärkeren Bürgeraktivierung geleistet werden. 

Darüber hinaus bestünde ein hohes Potenzial zur Erzielung von Effizienz- und Effektivitätssteige-

rungen durch die Optimierung von Prozessabläufen. Der Einsatz moderner Informations- und 

Kommunikationstechnologie zur Interaktion mit der Bürgerschaft sowie zur elektronischen Ab-

wicklung von Tätigkeiten spielt in diesem Zusammenhang eine zentrale Rolle.

Das Dienstleistungsangebot einer Kommune (Bürgerservice) wird u.a. über die Einrichtung 

zentraler Beratungsstellen (Bürgerämter) verbessert, die Dienstleistungen verschiedener Ämter 

bündeln (vgl. GERZ/ALFES 2004: 7). Neben kürzeren Wegen und geringeren Wartezeiten kann 

umfassender und aus einer Hand beraten werden. Die Erreichbarkeit der Verwaltung für die Bür-

gerschaft wird durch die Nutzung moderner Informations- und Kommunikationstechnologie er-

höht (z.B. Call-Center, Online-Dienste). Eine bedeutende Rolle spielt in diesem Zusammenhang 
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das Internet, welches eine zeit- und ortsabhängige Interaktion mit dem Kunden ermöglicht (vgl. 

GERZ/ALFES 2004: 8). In den letzten Jahren haben die Kommunen den Bürgerservice deutlich 

ausbauen können. Nahezu zwei Drittel aller Kommunen haben inzwischen Bürgerbüros einge-

richtet, die Bürger erreichen städtische Dienstleistungen auf kürzeren Wegen, schneller und in 

höherer Qualität (vgl. KGSt 2007: 50).   

Mit der Verbesserung des Dienstleistungsangebotes geht die  Optimierung von Prozessab-

läufen zur Steigerung von Effektivität und Effizienz des Verwaltungshandelns einher. Ziel der 

Prozessoptimierung in der Verwaltung ist die Verkürzung von Verwaltungsverfahren und die Er-

leichterung der Zusammenarbeit der beteiligten Akteure durch eine Vereinfachung sowie elektro-

nische Unterstützung und Vernetzung der Prozesse zwischen Verwaltung, Bürgerschaft und Wirt-

schaft (vgl. BMI 2008a).

2.2.1.2 eGovernment

Zentraler Bestandteil eines verbesserten Bürgerservices und optimierter Prozessabläufe ist eGo-

vernment. Gemäß der sog. Speyerer Definition wird unter eGovernment allgemein „die Abwick-

lung geschäftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Regieren und Verwalten (Government) mit 

Hilfe von Informations- und Kommunikationstechniken über elektronische Medien“ (VON LU-

CKE/REINERMANN 2002: 1) verstanden1. Die KGSt hebt die Bedeutung des eGovernment als 

„technikgetriebene Verwaltungsreform“ (KGSt 2005: 8) hervor. Aus ihrer Sicht geht eGovern-

ment über die alleinige elektronische Abbildung bestehender Prozesse hinaus. Die Prozesse seien 

vielmehr „so zu gestalten, dass die Abläufe sowohl für die Verwaltungskunden als auch verwal-

tungsintern möglichst vereinfacht und medienbruchfrei mit IT unterstützt werden“ (KGSt 2006: 

23). 

Der Ausbau des eGovernment als wichtige Säule der Verwaltungsmodernisierung wird auf euro-

päischer Ebene ab dem Jahr 2000 zunächst durch die Initiative eEurope 2005 und anschlie-

ßend  durch  die  Initiative  i2010  –  Eine  europäische  Informationsgesellschaft  für 

Wachstum und Beschäftigung befördert. Im April 2006 wird der  E-Government Akti-

onsplan beschlossen, der den Ausbau des eGovernment weiter vorantreibt (vgl. EUROPÄISCHE 

KOMMISSION 2008). Ausgehend von i2010 ist in Deutschland das im September 2006 be-

schlossene Programm  E-Government 2.0 heute maßgebend für die eGovernment-Entwick-

lung auf Bundesebene (vgl. KBSt 2008). Vorausgegangen ist dem Programm die im Jahr 2000 

gestartete eGovernment-Initiative der Bundesregierung BundOnline 2005 (vgl. KBSt 2008). 

Die Aktivitäten der Bundesländer und der Kommunen manifestieren sich in eigenen Masterplä-

nen bzw. eGovernment-Vereinbarungen.  Für die Kommunen ist insbesondere die gemeinsame 

eGovernment-Strategie von Bund, Ländern und Kommunen  Deutschland-Online sowie die 

Initiative  Media@Komm-Innovation (Nachfolge-Projekt von  Media@Komm-Transfer) von 

1 Weitere Definitionen von eGovernment finden sich bei BundOnline (2006).
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zentraler Bedeutung. Ziel von Deutschland-Online ist die Schaffung einer vollständig integrierten 

und ebenenübergreifenden eGovernment-Landschaft in Deutschland (vgl. BMI 2008b). Unter 

dem Dach von Deutschland-Online werden verschiedene Vorhaben nach dem Prinzip „Einer oder 

Einige für alle“ (EfA) umgesetzt. Die Initiativen Media@Komm-Transfer bzw. Media@Komm-In-

novation dienen als Impulsgeber für kommunales eGovernment und treiben die Standardisie-

rung und Harmonisierung von kommunalen eGovernment-Lösungen voran (vgl. DStGB 2008). 

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) führt 2006 in Zusammenarbeit mit der KGSt eine em-

pirische Bestandsaufnahme des kommunalen eGovernments durch. Anhand der Ergebnisse las-

sen sich u.a. folgende Entwicklungstendenzen ablesen (vgl. KGSt 2006: 61):

 Die Modernisierung von Politik und Verwaltung sowie die verbesserte Erreichbarkeit für Bür-

gerschaft und Wirtschaft stehen im Vordergrund.

 Transaktionsangebote hängen im Vergleich zu Informations- und Kommunikationsangeboten 

weit zurück.

 Generell werden Nutzer immer noch zu wenig nach ihrem Bedarf gefragt, die Kommunen ori-

entieren sich noch zu wenig an allgemeinen Erkenntnissen zum Nachfrageverhalten.

 Insgesamt ist die stärkere Durchdringung der Verwaltungstätigkeit mit Informationstechnolo-

gie und damit der weitere Ausbau der Basisinfrastruktur für eGovernment ein wesentliches 

Ziel des kommunalen eGovernment.

 Dominierende Technikthemen sind IT-Sicherheit, Datenschutz sowie die Standardisierung 

von Datenstrukturen und Prozessen.

Große Defizite bestehen nach wie vor in der Optimierung und Neugestaltung von Prozessen. In-

formationstechnik wird vielfach lediglich eingesetzt, um die bestehenden, oft suboptimalen Pro-

zesse nachzubilden (vgl. KGSt 2006: 64).

Künftig wird es im Bereich des kommunalen eGovernment verstärkt darum gehen, die elektroni-

sche Integration von Front Office und Back Office (bei räumlicher und organisatorischer Tren-

nung) zu realisieren. Geschäftsprozesse vom Erstkontakt des Bürgers/Unternehmens mit der 

Verwaltung im Front Office über die Leistungserstellung im Back Office bis zur Abgabe der Leis-

tung sollen durchgängig medienbruchfrei und elektronisch ablaufen (z.B. Integration von Online-

Portal und Fachanwendungen oder Workflowsystemen) (vgl. KGSt 2006: 65). 

2.2.1.3 Dienstleistungsrichtlinie

Ein wesentlicher Baustein der europäischen eGovernment-Initiative ist die am 12.12.2006 verab-

schiedete europäische Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt 

(Dienstleistungsrichtlinie), die von den Mitgliedsländern bis Ende 2009 in nationales Recht 

umzusetzen ist. Ziel ist die Erleichterung der Aufnahme und Ausübung von Dienstleistungstätig-

keiten im europäischen Raum durch Bürokratieabbau und die Vereinfachung von Verwaltungs-

| 9



Mehrwertschöpfung durch Integration von OpenGIS in kommunale Prozesse

verfahren. Die Richtlinie sieht im Rahmen der Verwaltungsvereinfachung die Institutionalisie-

rung von sog.  Einheitlichen Ansprechpartnern vor, die künftig jedem Dienstleistungserbringer 

als Kontaktstelle bzw. -person zur Verfügung stehen. Alle Verfahren und Formalitäten müssen 

über diese Stelle elektronisch abgewickelt werden können.  (vgl. EU 2006)

In Deutschland sollen die Einheitlichen Ansprechpartner eine Mittlerrolle einnehmen und zwi-

schen Dienstleistungserbringer und den jeweils zuständigen Behörden koordinierend tätig sein. 

Eine ausschließlich elektronische Lösung im Sinne einer virtuellen Einrichtung wird aufgrund des 

individuellen Beratungsbedarfs als unzureichend angesehen. Wegen des föderalistischen Systems 

erscheint die Einrichtung mehrerer Einheitlicher Ansprechpartner in unterschiedlicher Organi-

sationsform wahrscheinlich. Der Bund plant daher ein zentrales Einstiegsportal, um das Auffin-

den des geeigneten Einheitlichen Ansprechpartners zu erleichtern. (vgl. BMWi 2008)

Die zentralen Vorgaben der Dienstleistungsrichtlinie – die Einrichtung der  Einheitlichen An-

sprechpartner, das Recht auf Information durch den Einheitlichen Ansprechpartner und die zu-

ständigen Behörden und die geforderte vollständige elektronische Abwicklung aller Verfahren 

und Formalitäten im Bereich der Dienstleistungserbringung – erzwingen „Prozessoptimierungen 

incl. eines erweiterten Einsatzes von Informationstechnik und den Ausbau von E-Government-

Services“ und erfordern eine Ablösung der bestehenden „Zuständigkeitsstrukturen“ durch organi-

sationsübergreifende „Front Office/Back Office-Lösungen“ (KGSt 2008: 8).

2.2.1.4 Vernetzung von Verwaltungsprozessen durch Standardisierung 

Aus Sicht der KGSt muss sich die Kommunalverwaltung zu einer Netzwerkverwaltung weiter-

entwickeln, will sie die sich aus der Verwaltungsmodernisierung entstehenden Herausforderun-

gen meistern. Die „Netzwerkfähigkeit“ erlangt eine Kommune u.a. durch die Schaffung aufgaben-

gerechter und wandlungsfähiger Verwaltungsprozesse und den Aufbau flexibler und kompatibler 

Informationsstrukturen und -systeme (vgl. KGSt 2005). 

In einer Netzwerkverwaltung sind daher funktionierende Schnittstellen unabdingbar. Je höher 

der Vernetzungsgrad und je höher der Grad der Verflechtung verschiedener Prozesse über die 

Grenzen der Organisation hinweg, desto komplexer sind die Informations- und Kommunikati-

onsflüsse. Entsprechend höher sind die Anforderungen an einen reibungslosen und medien-

bruchfreien Informations- und Datenaustausch. Dieser wird in erster Linie durch Interoperabi-

lität auf Basis allgemein gültiger Standards gewährleistet. Dem Standardisierungsprozess im Be-

reich des eGovernments wird daher eine zentrale Bedeutung beigemessen. 

In Deutschland ist das von der KBSt seit 2002 herausgegebene Dokument „Standards und Ar-

chitekturen für E-Government-Anwendungen (SAGA)“, das aktuell in der Version 3.02 

verfügbar ist, maßgebend. SAGA verfolgt mit der Festlegung von technischen Normen, Standards 

2 Vor Beendigung der vorliegenden Arbeit ist zwischenzeitlich die Version 4.0 veröffentlicht worden.
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und Architekturen für eGovernment-Anwendungen sowie mit der Schaffung von Grundlagen für 

die Vereinheitlichung von Prozessen und Daten in Verwaltungen einen umfassenden Standardi-

sierungsansatz (vgl. KBSt 2006). Des Weiteren hat der Kooperationsausschuss Automatisierte 

Datenverarbeitung (KoopA ADV), dem Bund, Länder und kommunale Spitzenverbände angehö-

ren, ein „Architekturmodell für die Interoperabilität von eGovernment-Anwendun-

gen in Bund, Ländern und im kommunalen Bereich in Deutschland“ entwickelt und 

2003 verabschiedet (vgl. KoopA ADV 2003). 

Die Standardisierung des elektronischen Datenaustauschs im Bereich der öffentlichen Verwal-

tung erfolgt im Rahmen der Standardisierungsinitiative OSCI® (Online Services Computer 

Interface, vgl. OSCI-LEITSTELLE 2008). OSCI® ist ein offenes Kommunikationsprotokoll auf 

Basis von XML, mit dem signierte und verschlüsselte Daten übertragen werden können. Bestand-

teil von OSCI® sind u.a. fachliche (semantische) XML-Beschreibungen für Datensätze, die sog. 

XÖV-Standards (z.B. XBau für die Bauverwaltung, XMeld für das Meldewesen oder XPlanung für 

die Bauleitplanung).

2.2.2 ZUGANG ZU UND VERWENDUNG VON INFORMATIONEN DER ÖFFENTLICHEN 
VERWALTUNG – RECHTLICHE REGELUNGEN

Wesentlich für das Funktionieren einer Informations- und Kommunikationsgesellschaft ist der 

Zugang zu Informationen. Neben der Entwicklung der technischen Möglichkeiten zur Verbrei-

tung von Informationen kommt hierbei der Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für einen 

freien Zugang zu Informationen des öffentlichen Sektors eine hohe Bedeutung zu. 

Seit den 1990er Jahren gibt es auf europäischer Ebene verstärkt Bestrebungen die Informations-

freiheit zu fördern. Am 07.06.1990 wird die Richtlinie 90/313/EWG über den freien Zu-

gang zu Informationen über die Umwelt verabschiedet, die am 08.07.1994 mit dem Um-

weltinformationsgesetz (UIG) in deutsches Recht umgesetzt wird. Mit dem UIG wird zum 

ersten Mal ein subjektives und voraussetzungsloses Recht auf Informationszugang in Deutsch-

land geschaffen. 2001 wird das UIG aufgrund eines Urteils des Europäischen Gerichtshofes vom 

09.09.1999, welches die mangelhafte Umsetzung der Richtlinie von 1990 feststellt, geändert. Am 

28.01.2003 wird die Umweltinformationsrichtlinie (2003/4/EG) basierend auf  der inzwischen 

unterzeichneten  Aarhus-Konvention3 novelliert. Die Umsetzung in nationales Recht erfolgt 

am 14.02.2005 durch das Inkrafttreten des UIG des Bundes, das für die Behörden des Bundes 

gilt. Die Länder müssen eigene UIG verabschieden. 

Neben dem Recht auf freien Zugang zu Umweltinformationen gewährt die Informationsfreiheits-

gesetzgebung einen allgemeinen Zugang zu allen bei den öffentlichen Verwaltungen vorhandenen 

Informationen.  Wichtige  Aspekte  der  Informationsfreiheit  sind  einerseits  die  Schaffung  von 

3 Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfah-
ren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten
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Transparenz des Verwaltungshandelns, die Verbesserung der Beteiligung der Öffentlichkeit an 

Entscheidungsprozessen und somit die Stärkung der Demokratie. Andererseits spielt insbesonde-

re aus europäischer Sicht die Förderung des Wettbewerbs und die Stärkung des Standortes Euro-

pa durch die wirtschaftliche Nutzung von Informationen des öffentlichen Sektors eine bedeuten-

de Rolle. 

Auf europäischer Ebene ist der Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäi-

schen Parlaments, des Rates und der Kommission durch die am 30.05.2001 verabschie-

dete Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 geregelt. 

Das Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des Bundes (Informations-

freiheitsgesetz,  IFG) ist am 01.01.2006 in Kraft getreten und ermöglicht den freien und an 

keine weiteren Voraussetzungen gebundenen Zugang zu amtlichen Informationen des Bundes. 

Der Zugang zu Informationen der Landes- oder Kommunalverwaltung ist durch das jeweilige 

Landesgesetz geregelt.

Der Informationszugang kann u.a. verweigert bzw. beschränkt werden, wenn der Schutz von be-

sonderen öffentlichen Belangen (z.B. innere und äußere Sicherheit), des behördlichen Entschei-

dungsprozesses, personenbezogener Daten, des geistigen Eigentums oder von Betriebs- und Ge-

schäftsgeheimnissen dies erfordern (vgl. bspw. IFG des Bundes).

Am 17.11.2003 wird die europäische Richtlinie 2003/98/EG über die Weiterverwendung 

von Informationen des öffentlichen Sektors verabschiedet. Sie stützt sich auf die beste-

henden Regelungen zum Informationszugang und regelt die kommerzielle Nutzung von Informa-

tionen der öffentlichen Verwaltung. Das Gesetz über die Weiterverwendung von Infor-

mationen öffentlicher Stellen (Informationsweiterverwendungsgesetz, IWG)  vom 

13.12.2006 setzt die Richtlinie wortgleich um. Wesentliches Ziel ist die Verbesserung der Aus-

schöpfung des wirtschaftlichen Potenzials  der  Informationsbestände des öffentlichen Sektors 

durch die Erleichterung der Weiterverwendung dieser Informationen durch Dritte. Im Internet-

portal des Bundes (bund.de) ist eine Übersicht über die wichtigsten für die Weiterverwendung 

von Informationen öffentlicher Stellen verfügbaren Internetportale abrufbar (vgl. BVA 2008). 

2.2.3 ZUSAMMENFASSUNG

Die Kommunalverwaltung muss sich im Zuge des Modernisierungsprozesses zu einem Dienst-

leistungsunternehmen weiterentwickeln. Das auf Basis des  New Public Management von der 

KGSt entwickelte Neue Steuerungsmodell liefert Instrumente und Methoden zum Vollzug dieses 

Paradigmenwechsels. Zentrales Ziel ist eine erhöhte Kunden- bzw. Bürgerorientierung durch die 

Verbesserung des Dienstleistungsangebotes (bessere Erreichbarkeit, Bündelung von Dienstleis-

tungen) und die Optimierung von Prozessabläufen (effektiveres und effizienteres Verwaltungs-

handeln). Wichtige Säule der Verwaltungsmodernisierung ist die elektronische Unterstützung 
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und Vernetzung der Prozesse durch eGovernment. Der Einsatz von eGovernment geht dabei über 

die elektronische Nachbildung der bestehenden Prozesse hinaus. Ziel ist die Neugestaltung und 

Vernetzung von Teilprozessen zur Realisierung durchgängig medienbruchfrei und elektronisch 

ablaufender Geschäftsprozesse. Die Prozessoptimierung wird auch durch die Vorgaben der euro-

päischen Dienstleistungsrichtlinie zwingend gefordert. Im Zuge der Verwaltungsmodernisierung 

wird die Verwaltung immer mehr zu einer Netzwerkverwaltung. Der reibungslose und medien-

bruchfreie Informationsaustausch über Organisationsgrenzen hinweg wird durch Interoperabili-

tät auf Basis allgemein gültiger Standards sichergestellt.

Die Kommunalverwaltung muss als informationspflichtige (gemäß UIG) bzw. informationsfüh-

rende Stelle den Zugang zu den bei ihr vorliegenden Umweltinformationen bzw. allgemeinen 

amtlichen Informationen auf Grundlage der geltenden Gesetzgebung (UIG bzw. IFG des jeweili-

gen Landes) gewähren. Darüber hinaus stellt sie Informationen zur Weiterverwendung gemäß 

IWG zur Verfügung.

2.3 NUTZUNG RAUMBEZOGENER INFORMATIONEN IN DER 
KOMMUNALVERWALTUNG

Allgemeine Schätzungen gehen davon aus, dass in 80 % der in der Kommunalverwaltung ablau-

fenden Geschäftsprozesse raumbezogene Informationen zur Aufgabenerledigung benötigt und 

genutzt werden (vgl. Tab. 1). Daher wird der Erfassung, Bereitstellung und Verwertung von Geo-

daten bzw. Geoinformationen innerhalb der Kommunalverwaltung eine hohe Bedeutung beige-

messen. 

Tab. 1: Raumbezogene Informationen in der Kommunalverwaltung (nach KGSt 2004: 4).

Amt/Fachbereich Aufgaben Informationen

Bauverwaltung FM kommunale Gebäude, 
Bearbeitung Baugesuche, ...

Grundstücke, Bebauung, 
Teilungen, ...

Liegenschaftsamt Grundbucheintragungen, 
Auskunft (nach Prüfung 
berechtigtes Interesse)

Liegenschaftsbuch, Eigentümer, 
Flurnummer, ...

Stadtentwicklung Aufstellung Flächennutzungs-
plan, Abgleich übergeordnete 
Planung (Region, Land), ...

Gewerbeflächen, 
Flächennutzungsplan, ...

Stadtplanung Bauleitplanung, ... Bebauungspläne, 
Baulückenkataster, ...

Ordnungsamt Prüfung bei Aufstellung von 
Mobilfunkanlagen, Einhaltung 
Wasserrecht, ...

Altlasten, Brunnenkartei, Natur- 
und Landschaftsschutzgebiete, ...

Grünflächenamt Pflege Grünanlagen, ... Grünanlagen, 
Pflegeinformationen, Vegetation, 
Bepflanzung, ...

Straßenverkehrsamt Sperrungen, Umleitungen 
(Variantenplanung), ...

Standorte Beschilderung, Parken, 
fließender Verkehr, 
Wegweisung, ...
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Amt/Fachbereich Aufgaben Informationen

Verkehrsplanung Verkehrszählung, 
Beschilderung, ...

Tempo 30 Zonen, aktuelle 
Planungen, ...

Umweltplanung Zuweisung Zahlungspflichtiger, 
Einrechnung Müllgebühren, ...

Standorte Müllcontainer, 
Sammelgebiete, ...

Tiefbau Planung, Überwachung, 
unterirdische Versorgung 
(Leitungen, Tiefgaragen, ...)

Straßenkataster, Widmungen, 
Leerrohre, Zustand 
Straßenoberfläche, ...

Schulverwaltung Fahrtkostenerstattung bei 
Schulwegen > 2 km Länge, ...

Schüler, Wohnadresse Schüler, 
besuchte Schule, Schulstandorte, 
Schultypen, ...

Vermessung ständige Aktualisierung 
Basisdatenbestand, ...

Digitale Stadtgrundkarte, 
Orthophotos, ...

In den letzten Jahren hat sich im Zuge der technologischen Weiterentwicklung, dem gesellschaft-

lichen Wandel zur Informations- und Wissensgesellschaft und nicht zuletzt durch die Verbreitung 

des Internets ein Paradigmenwechsel in der Nutzung raumbezogener Informationen vollzogen. 

Die Nutzung raumbezogener Informationen in der Kommunalverwaltung ist neben den aus der 

Verwaltungsmodernisierung und eGovernment-Bewegung resultierenden neuen Herausforde-

rungen auch durch diesen Paradigmenwechsel geprägt. Im Folgenden wird die Entwicklung der 

Nutzung raumbezogener Informationen und GIS-Funktionalität in der Kommunalverwaltung be-

schrieben, die aktuellen Anforderungen skizziert sowie die Einbettung in den Kontext von GDI 

und eGovernment erläutert.  

2.3.1 VON MERKIS ÜBER RIV ZUM GDM

Bereits in den 1980er Jahren beginnen größere Kommunen in Deutschland mit dem Aufbau 

kommunaler Geoinformationssysteme. Maßgebend ist insbesondere die  MERKIS4-Empfeh-

lung des Deutschen Städtetages von 1988 (vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG 1988). Mit MERKIS 

steht erstmalig ein Leitfaden für den Aufbau von raumbezogenen Informationssystemen zur Ver-

fügung.  Wesentliches  Merkmal  des  MERKIS-Konzeptes ist  der  einheitliche Raumbezug,  der 

durch  drei  maßstabsorientierte  Raumbezugsebenen  (1:500/1.000,  1:2.500/5.000,  1:10.000/ 

50.000) geschaffen wird. Ziel ist der Aufbau einer zentralen Datenbasis, der ein fachunabhängi-

ges Datenmodell  zugrunde liegt und die eine einheitliche Datenbankschnittstelle  (EDBS) als 

Kommunikationsschnittstelle zu anderen Stellen verwendet. Der Integrations- und Standardisie-

rungsbedarf zur Förderung der Verbreitung sowie effektiven und effizienten Nutzung von raum-

bezogenen Informationen in der Kommunalverwaltung wird bereits mit MERKIS offensichtlich. 

Folgende Vorteile werden in der Verwendung von MERKIS gesehen (vgl. SEUSS 2002:48):

 Mehrfachnutzung der Geometriedaten und Verknüpfbarkeit der Fachdaten;

4 Maßstabsorientierte Einheitliche Raumbezugsbasis für Kommunale Informationssysteme
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 bessere Informationsqualität und differenzierte Aussagen über komplexe räumliche Bezie-

hungen;

 Erhöhung der Effektivität durch Vermeidung von Doppelarbeit, Standardisierung, mehr Bür-

gerfreundlichkeit und Verbesserung des Informationsflusses;

 Steigerung der Effizienz durch Einsparung von Personal, Zeit und Kosten sowie Verwendung 

von innovativen Arbeitstechniken.

Die KGSt greift 1994 u.a. den MERKIS-Ansatz in ihrem Bericht zur „Raumbezogenen Infor-

mationsverarbeitung in Kommunalverwaltungen“ (RIV) auf.  Unter Berücksichtigung 

des Neuen Steuerungsmodells (vgl. Kap. 2.2.1.1) und dem damit verbundenen Ziel der Bürgerori-

entierung soll mit Hilfe der RIV u.a. die Kommunikation zwischen Verwaltung und Bürgerschaft 

verbessert werden. Folgende Zielsetzung wird formuliert: „Durch Raumbezogene Informations-

verarbeitung RIV – als Bestandteil Technikunterstützter Informationsverarbeitung TuI – sollen 

an allen Arbeitsplätzen, die in einer Kommunalverwaltung raumbezogene Informationen benöti-

gen, Anwendungen so zur Verfügung gestellt werden, daß die integrierte Verarbeitung, Speiche-

rung und Übertragung raumrelevanter Informationen gemäß einem einheitlichen Informations-

modell möglich ist, und zwar zeitnah, kostengünstig, benutzerfreundlich und unter Wahrung des 

Datenschutzes“ (KGSt 1994: 15). Auch die KGSt betont die Notwendigkeit eines einheitlichen 

Raumbezugs und fachlicher Standards zur Integration (gemeinsamen Verarbeitung) der Daten in 

einem übergreifenden „kommunalen Informationsmodell“. Anders als die MERKIS-Empfehlung 

versucht die KGSt in ihrem Bericht konkrete Hinweise für die Umsetzung zu geben, indem sie 

Strategien zur Einführung der RIV, insbesondere im organisatorischen Bereich, aufzeigt. 

Trotz der Empfehlungen des Deutschen Städtetages und der KGSt werden in den Kommunen in 

den letzten 20 Jahren größtenteils keine ämterübergreifenden GIS aufgebaut. In der Regel sind 

mehrere unterschiedliche GIS im Einsatz, die  isoliert voneinander betrieben werden (vgl. SAN-

DER 2005: 177; SCHILCHER/DONAUBAUER 2002: 23). Diese Entwicklung ist v.a. auf die orga-

nisatorischen und strukturellen Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung zurückzufüh-

ren. GIS-Anwendungen werden nicht für die gesamte Verwaltung, sondern für einen bestimmten 

Fachbereich eingeführt (vgl. SANDER 2005: 177; KGSt 2004: 19). Dabei werden jeweils Systeme 

ausgewählt, die den fachspezifischen Anforderungen an die Datenerfassung und -pflege am bes-

ten gerecht werden. Die heutige Systemlandschaft einer Kommunalverwaltung gestaltet sich da-

her oftmals ebenso heterogen wie ihr Aufgabenspektrum (vgl. Kap. 2.1) und ist von Insellösungen 

geprägt.  

Zum Jahrtausendwechsel rückt die Notwendigkeit der Ordnung und Vernetzung der über die 

Jahre in den einzelnen Fachbereichen gewachsenen und immer komplexer werdenden Geodaten-

bestände zur Förderung der übergreifenden Nutzung stärker in den Fokus. Steht zu Beginn der 

GIS-Einführung die Datenerfassung im Vordergrund, liegt heute das Hauptaugenmerk auf der 

einfachen und übergreifenden Nutzbarkeit der vorhandenen Daten (vgl. SANDER 2005: 176). 
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Verschiedene Marktstudien belegen das hohe wirtschaftliche Potenzial  des Geoinformations-

marktes,  welches  bei  weitem nicht  ausgeschöpft  wird  (vgl.  FORNEFELD/OEFINGER 2001; 

SCHILCHER et al. 2000).  

Die KGSt entwickelt aufgrund der geänderten Rahmenbedingungen ihren Ansatz der RIV weiter 

und veröffentlicht 2004 den Bericht „Anforderungen an das kommunale Geodatenma-

nagement“ (GDM). Mit dem GDM sollen folgende Ziele verfolgt werden (vgl. KGSt 2004: 23):

 einfache Nutzung der vorhandenen Daten;

 einfaches Finden vorhandener Daten;

 Vermeidung von Mehrfacherfassungen;

 Schaffung von Mehrwert durch Kombination vorhandener Daten.

Das Hauptaugenmerk ist neben technologischen Aspekten insbesondere auf die Anforderungen 

an die Organisation gerichtet. Aus Sicht der KGSt kann „nur mit Hilfe von organisatorischen 

Maßnahmen, zentralen Vorgaben und zentraler Steuerung eine verwaltungsweite Standardisie-

rung erreicht werden [...], um die Informationen in gemeinsamen Analysen und Präsentationen 

zusammenfließen lassen zu können“ (KGSt 2004: 19). 

Eine ähnliche Intention verfolgt die Handlungsempfehlung zum Aufbau eines kommu-

nalen  Geodatenmanagements des  Städtetages  Nordrhein-Westfalen  (vgl.  STÄDTETAG 

NRW 2003). Ziel ist die Mehrwertschöpfung auf Basis der vorhandenen Datenbestände durch 

eine zentrale Koordination der GIS der Fachbereiche, die Integration von Geoinformationen in 

die Geschäftsprozesse und die einheitliche Vermarktung von Geoinformationen (vgl. STÄDTE-

TAG NRW 2003: 4). Zur Verbesserung der Kundenorientierung wird die Einrichtung der Stelle 

eines „Content-Providers“ empfohlen, über die Geodaten bedarfsgerecht und zeitnah bereitge-

stellt werden können. Aus Sicht des STÄDTETAGES NRW (2003: 4) liegt der „größte wirtschaft-

liche Gewinn [...] in der Effizienzsteigerung der Prozessabläufe in den Fachbereichen (Einbindung 

von Geoinformationen in die Geschäftsprozesse)“. 

2.3.2 VOM KOMMUNALEN GIS ZUR KOMMUNALEN GDI

Der Aufbau Geographischer Informationssysteme (GIS) erfolgt zunächst vorwiegend in den grö-

ßeren Kommunen, die über entsprechende finanzielle Mittel verfügen. Insbesondere die hohen 

Kosten für die Datenerfassung und Beschaffung sowie die Aktualisierung der Daten hemmen die 

GIS-Einführung in den kleineren Gemeinden (vgl.  SCHILCHER/DONAUBAUER 2002:  33). 

Häufig wird die GIS-Einführung durch die in den größeren Kommunen vorhandenen staatlichen 

oder städtischen Vermessungsämter bzw. die kommunalen Versorgungswerke vorangetrieben. 

Laut einer im Jahr 2000 durchgeführten Marktanalyse der TU München setzen 90 % der Kom-

munen mit mehr als 20.000 Einwohnern ein GIS ein, während es bei den Kommunen mit weni-

ger als 4.000 Einwohnern lediglich 17 % sind (vgl. SCHILCHER/DONAUBAUER 2002: 25). 
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Die Hürden der GIS-Einführung sind mit der wachsenden Verbreitung des Internets und der 

technischen Entwicklung vom mächtigen universellen GIS über Desktop-GIS hin zum Web-GIS 

niedriger  geworden.  Geringere  Investitionskosten  und Einarbeitungszeiten erleichtern inzwi-

schen insbesondere kleineren Kommunen den GIS-Einstieg.  Das einstige Spezialistensystem, 

welches nur wenigen Experten zugänglich ist, hat sich zu einem intuitiv bedienbaren  Jeder-

mann-GIS für den breiten Anwenderkreis entwickelt. Hinzu kommt eine allgemein höhere und 

flächendeckende Datenverfügbarkeit. (vgl. BILL 2002: 133) 

Umso wichtiger wird die Vernetzung der bestehenden Datenbestände und Systeme. Für kleine-

re und mittlere Kommunen, die i.d.R. über keine eigene Vermessungsverwaltung verfügen und 

somit die Daten von anderer Stelle beziehen müssen, ist die Vernetzung für eine erfolgreiche GIS-

Einführung ein entscheidendes Kriterium. Insgesamt sind die Optionen beim GIS-Einstieg in der 

Kommunalverwaltung größer geworden. Abgeschlossene monolithische Systeme, die kaum über 

Schnittstellen nach außen verfügen, weichen immer mehr  offenen skalierbaren und fle-

xiblen Mehrschichten-Architekturen.  Wesentliches Merkmal dieser „neuen GIS-Welt“ ist 

die Aufteilung von Funktionalitäten (Erfassung, Verwaltung, Auswertung, Präsentation) auf meh-

rere Systemkomponenten, die über offene standardisierte Schnittstellen (vgl. Kap. 3) in Verbin-

dung stehen und beliebig miteinander kombiniert werden können. Die modernen GIS-Architek-

turen basieren auf dem  Diensteprinzip,  d.h. dezentral und  verteilt vorliegende Daten und 

Funktionalitäten werden über Geoinformationsdienste angesprochen und genutzt.   

Eine verteilte Datenhaltung ist gekennzeichnet durch den Verbleib der Daten bei den Datenanbie-

tern, die für die Datenerfassung und -pflege sorgen und die Daten bei sich vorhalten. Die Daten-

nutzer greifen online auf die Datenbestände zu, d.h. sie können über webbasierte Geodienste die 

aktuellsten Daten nutzen, ohne die Geodaten bei sich zu haben. Dadurch entfallen die Aufwände 

für die Datenintegration und die regelmäßige Aktualisierung der Daten bei den Nutzern. Die web-

basierte Nutzung setzt Interoperabilität voraus, die durch den Einsatz von international aner-

kannten Standards und Normen erzielt wird (vgl. Kap.  3). (vgl. SCHILCHER/DONAUBAUER 

2002: 38)

Der beschriebene Paradigmenwechsel bei der Nutzung von Geoinformationen geht einher mit 

dem Aufbau von Geodateninfrastrukturen (GDI), der derzeit auf allen Ebenen weltweit vor-

angetrieben wird. 

Unter einer kommunalen GDI werden „diejenigen technologischen, politischen und institutio-

nellen Maßnahmen verstanden, die sicherstellen, dass Methoden, Daten, Technologien, Stan-

dards, ferner finanzielle und personelle Ressourcen zur Gewinnung und Anwendung von Geoin-

formationen entsprechend den Bedürfnissen einer Kommunalverwaltung, der Bürger einer Kom-

mune sowie anderer Behörden und Wirtschaftsunternehmen zur Verfügung stehen“ (SANDER 

2005: 176).
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Die kommunalen GDI stehen nicht für sich allein, sondern sind Bestandteil einer GDI-Hierar-

chie, die sich nach oben bis zur globalen Ebene fortsetzt. Die Entwicklung einer kommunalen 

GDI in Deutschland wird insbesondere im Hinblick auf die organisatorischen, politischen und ge-

setzlichen Rahmenbedingungen in erheblichem Maße von den GDI-Aktivitäten auf Landes- und 

Bundesebene beeinflusst, die wiederum von europäischen Vorgaben geprägt wird (vgl. BER-

NARD et al. 2005: 7). 

Maßgebend für die Bestrebungen zum Aufbau von GDIs in Europa ist die Initiative INSPIRE 

(INfrastructure for SPatial Information in Europe), die sich 2001 gründet. Mit INSPIRE wird die 

Vision von einer europäischen GDI (European Spatial Data Infrastucture, ESDI) verfolgt. Eine 

Expertengruppe aus Vertretern der EU-Kommission definiert neben übergeordneten Zielen IN-

SPIRE-Prinzipien, die den allgemeinen Paradigmenwechsel  im Geoinformationswesen wider-

spiegeln (vgl. BILO/BERNARD 2005: 18 f.). Die Ergebnisse der Arbeit der Expertengruppe mün-

den  in  einem  Richtlinien-Vorschlag.  Am  15.05.2007  tritt  die  Richtlinie  2007/2/EG zur 

Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft (INSPI-

RE) in Kraft. Die Richtlinie ist innerhalb von zwei Jahren in nationales Recht umzusetzen. In 

Deutschland erarbeitet derzeit eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe an einem Entwurf für ein Geo-

datenzugangsgesetz (GeozG) in Form eines Mustergesetzes. Die INSPIRE-Richtlinie defi-

niert den rechtlichen Rahmen für den Aufbau von GDI in Europa. Konkrete fachliche und techni-

sche Vorgaben z.B. zur Bereitstellung von Metadaten oder die Inhalte der bereitzustellenden Geo-

informationen werden im Rahmen sog. Durchführungsbestimmungen festgelegt, die wiederum 

in nationales Recht umgesetzt werden müssen. In Deutschland soll die Umsetzung über Rechts-

verordnungen erfolgen.  Die  INSPIRE-Richtlinie  verpflichtet  die  Mitgliedsstaaten (und damit 

auch die Kommunen in Deutschland) die bei ihnen vorhandenen Geodaten interoperabel verfüg-

bar zu machen. Die Anhänge der Richtlinie definieren die bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 

übergreifend bereitzustellenden Themenfelder. Der Fokus liegt dabei auf der Bereitstellung von 

vorhandenen Daten und nicht auf der Erfassung neuer Daten.  

Der Aufbau der GDI in Deutschland wird seit 2003 über die Initiative GDI-DE als gemeinsamem 

Vorhaben von Bund, Ländern und Kommunen vorangetrieben (für weitere Informationen siehe 

bspw. BOCK et al. 2005; GKSt GDI-DE 2008). Auch auf der Ebene der Länder sind Aktivitäten 

zum Aufbau von GDIs zu beobachten (z.B. GDI-NRW, GDI-NI, GDI-BY, GDI-RLP, GDI-BE/BB). 

In technologischer Hinsicht entspricht die GDI der bereits beschriebenen Mehrschichten-Archi-

tektur und basiert im wesentlichen auf interoperablen Geoinformationsdiensten. Die In-

teroperabilität wird über allgemein gültige Standards,  die auf die Spezifikation von Dienste-

schnittstellen abzielen, sichergestellt. Eine zentrale Rolle spielen in diesem Zusammenhang die 

OpenGIS® Spezifikationen des Open Geospatial Consortium (OGC). Auf die OpenGIS® Spezifi-

kationen, deren Anwendung in der Kommunalverwaltung Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit 

ist, wird in Kapitel 3 näher eingegangen. 
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2.3.3 GEOGOVERNMENT

Ziel des eGovernment ist, die Geschäftsprozesse der Verwaltung unter Nutzung moderner Infor-

mations- und Kommunikationstechnologie zu optimieren (vgl. Kap.  2.2.1.2).  Eine Prozessopti-

mierung gelingt nur, wenn Informationsflüsse möglichst reibungs- und verlustfrei in die Verwal-

tungsabläufe integriert werden. Erst dann können Informationen zeitnah innerhalb der Verwal-

tung ausgetauscht bzw. dem Kunden bereitgestellt werden. Da es sich bei einem Großteil dieser 

Informationen um raumbezogene Informationen handelt, spielt die Nutzung von Geoinformatio-

nen und GIS-Funktionalität im eGovernment eine gewichtige Rolle. Gemeinhin wird der „Teil des 

eGovernment, zu dessen Umsetzung [...] raumbezogene Informationen benötigt werden“ (EB-

NER 2003: 25), als geoGovernment bezeichnet. 

Die Umsetzung von geoGovernment wird maßgeblich durch den Aufbau von Geodateninfra-

strukturen (GDI; vgl. Kap. 2.3.2) unterstützt. Eine GDI ist Grundvoraussetzung für die Opti-

mierung von Verwaltungsverfahren und die kundenorientierte Bereitstellung und Nutzung von 

Geoinformationen (STAHL 2003: 108). Entscheidend für eine erfolgreiche Umsetzung des geo-

Government ist die Integration der über die GDI bereitgestellten Geoinformationen und GIS-

Funktionalitäten in die Verwaltungsprozesse, um diese effizienter und effektiver gestalten zu kön-

nen. 

Neben der Prozessoptimierung spielt geoGovernment auch bei der Verbesserung des Bürger-

services eine gewichtige Rolle. Typische Anwendungen im Internet, die die Information der 

Bürgerschaft fördern, sind bspw. Stadtpläne, Bauleitpläne, Informationen zu Baugrundstücken, 

Baustellenübersichten, Bodenrichtwerte, Umweltinformationen oder 3D-Visualisierungen (Stadt-

modelle). geoGovernment geht jedoch über die reine Informationsbereitstellung hinaus. Von Be-

deutung sind insbesondere Beteiligungsprozesse (eDemocracy) wie bspw. die Beteiligung an 

räumlichen Planungen (vgl. STAHL 2003: 107). Eine 2003 durchgeführte Untersuchung über das 

derzeitige Angebot an geoGovernment-Anwendungen im Schwarzwald-Baar-Kreis zeigt, dass die 

Möglichkeiten der Unterstützung des Informationsangebotes durch Geoinformationen bei wei-

tem nicht ausgenutzt werden: „Raumbezogene Informationen werden kaum zur Verfügung ge-

stellt,  Partizipationsmöglichkeiten fehlen vollständig“  (vgl.  ENGESSER-SCHRÖDER/SCHRÖ-

DER 2003: 103).

Die Verzahnung von eGovernment und geoGovernment ist aus Sicht von STAHL (2003) 

bisher unzureichend. Die potenziell erzielbaren Synergieeffekte zwischen eGovernment und geo-

Government werden seiner Meinung nach bisher auf beiden Seiten noch zu wenig genutzt: „Ver-

waltungseinheiten mit Geo-bezogenen Aufgabenstellungen sind gehalten, sich der Entwicklung 

nicht nur mit eigenen Dienstleistungen anzuschließen, sondern [...] von ihr zu profitieren und an-

schließend  ihre  Geoinformationen  in  die  unterschiedlichsten  Verwaltungsprozesse 

einzubringen“ (STAHL 2003: 116). Wesentlich für den Erfolg von eGovernment und geoGovern-

| 19



Mehrwertschöpfung durch Integration von OpenGIS in kommunale Prozesse

ment ist daher eine intensive und ebenenübergreifende Zusammenarbeit zwischen den Initiati-

ven Deutschland-Online und GDI-DE, um Insellösungen zu vermeiden, gemeinsame Standards 

zu entwickeln und übergreifende Lösungen anzustoßen (vgl. STAHL 2003: 114). Ansätze hierfür 

sind vorhanden, zumal die politischen Zielvorgaben im Rahmen des Vorhabens GDI-DE durch 

den Arbeitskreis der Staatssekretäre für eGovernment und Deutschland-Online in Bund und Län-

dern formuliert werden (vgl. GKSt GDI-DE 2008). Unter dem Dach von Deutschland-Online 

wird darüber hinaus das Vorhaben Geodaten betrieben, gleichwohl es im Rahmen des Aktions-

plans Deutschland-Online nicht zu den priorisierten Projekten gehört (vgl. BMI 2008c). Der Ko-

ordinierungsbedarf von eGovernment und geoGovernment zeigt sich insbesondere im Bereich 

der eGovernment-Standards. Die vom OGC entwickelten Spezifikationen (vgl. Kap. 3) sind mitt-

lerweile in SAGA integriert (vgl. Kap. 2.2.1.4). Für den Austausch von Geoinformationen wird die 

Geography Markup Language (GML) empfohlen (vgl. KBSt 2006: 92). Bei den Geodiensten gel-

ten die Catalogue Service und die Web Map Service Spezifikationen des OGC als obligatorisch zu 

verwendende Standards, weitere werden empfohlen (vgl. KBSt 2006: 102 ff.).  Durch die Aufnah-

me der Spezifikationen des OGC in SAGA erhalten diese beim Aufbau von GDIs, die sich als eGo-

vernment-Säule an den Vorgaben von SAGA orientieren sollte, noch mehr Gewicht. Darüber hin-

aus sind in der Version 3.05 neue „Einer-für-Alle-Angebote“ (EfA-Angebote) für Geoanwendun-

gen aufgenommen (GeoDatenZentrum6, GeoPortal.Bund7). Umgekehrt empfiehlt bspw. die KGSt 

die Anwendung der SAGA- und OSCI-Standards (vgl. KGSt 2004: 54). Von Bedeutung für Geo-

Dienstleistungen sind insbesondere die XML-basierten XÖV-Standards wie bspw. XBau oder 

XPlanung, die im Rahmen des Deutschland-Online-Vorhabens Standardisierung entwickelt wer-

den (vgl. BMI 2008d). 

Unter den Gesichtspunkten des geoGovernment sollte die  prozessorientierte Nutzung von 

raumbezogenen Informationen durch die Integration von dienstebasierten GIS-Funktionalitäten 

stärker in den Vordergrund gestellt werden (vgl. EBNER 2003). Dies auch vor dem Hintergrund 

der Bewertung des Nutzenpotenzials von geoGovernment bzw. GDI, da durch Prozessoptimie-

rung erzielbare Zeit- und Kosteneinsparungen auf Seiten der Verwaltung, der Bürger und der 

Wirtschaft  das  bedeutendste,  weil  monetär  zu  bewertende  Nutzenpotenzial  darstellen  (vgl. 

STAHL 2003: 116; EBNER 2003: 28). 

Aus der Sicht von STAHL (2003: 117) ergeben sich für das geoGovernment u.a. folgende Anforde-

rungen:

 Verbesserung der Nutzung allgemeiner eGovernment-Lösungen im geoGovernment und Ver-

meidung von eigenen Insellösungen durch übergreifende Strategien;

 Harmonisierung von Geo-Dienstleistungen, die aufgrund der föderalen Struktur entstanden 

sind;

5 Vor Beendigung der vorliegenden Arbeit ist zwischenzeitlich die Version 4.0 veröffentlicht worden.
6 http://www.geodatenzentrum.de
7 http://www.geoportal.bund.de
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 Vermeidung von Parallelentwicklungen der eGovernment- und GDI-Initiativen;

 Vereinheitlichung von Kommunikationsflüssen und Prozessen im Geo-Bereich nach dem Vor-

bild der OSCI-basierten XÖV-Standards.

2.3.4 ZUSAMMENFASSUNG         

Die Nutzung raumbezogener Informationen in der Kommunalverwaltung erfährt zurzeit einen 

Paradigmenwechsel. Eine übergreifende Nutzbarkeit vorhandener Geoinformationen rückt in der 

Netzwerkverwaltung verstärkt in den Mittelpunkt. Abgeschlossene monolithische GIS weichen 

immer mehr offenen, skalierbaren und flexiblen Mehrschichten-Architekturen. Die modernen 

GIS-Architekturen basieren auf dem Diensteprinzip, d.h. dezentral und verteilt vorliegende Daten 

und Funktionalitäten werden über Geoinformationsdienste genutzt. Grundvoraussetzung für eine 

verteilte Datenhaltung ist Interoperabilität, welche über die Einhaltung allgemein gültiger Stan-

dards hergestellt wird. Für den Paradigmenwechsel steht auch der Aufbau von Geodateninfra-

strukturen (GDI). Eine GDI trägt u.a. zur Umsetzung von geoGovernment bei, indem die über die 

GDI bereitgestellten Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten in die Verwaltungsprozesse in-

tegriert werden, um diese effizienter und effektiver zu gestalten. Im Rahmen des geoGovernment 

steht die prozessorientierte Nutzung von raumbezogenen Informationen durch die Integration 

von dienstebasierten GIS-Funktionalitäten im Vordergrund.
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3 INTEROPERABILITÄT DURCH NUTZUNG VON OPENGIS® 

Grundlegende Voraussetzung zur Erfüllung der im vorhergehenden Kapitel dargelegten Anforde-

rungen hinsichtlich der organisations- und systemübergreifenden Nutzung raumbezogener Infor-

mationen ist Interoperabilität. Interoperabilität ist „die Fähigkeit, über verschiedenste System 

hinweg auf eine Art und Weise Informationen auszutauschen, Programme auszuführen oder Da-

ten zwischen funktionalen Komponenten auszutauschen, ohne dass der Endanwender vertiefte 

Kenntnisse über die zu Grunde liegenden Mechanismen haben muss“ (ISO 2382-1, zitiert in OGC 

2002: 6).

Die Schaffung von Interoperabilität erfolgt durch die Nutzung von Standards. Über den Einsatz 

von Standards und der damit einhergehenden Interoperabilität kann erheblicher Mehrwert er-

zielt und der Nutzen der bereits getätigten oder künftig zu tätigenden Investitionen erhöht wer-

den (Investitionsschutz). Dies zeigen exemplarisch die Ergebnisse der im Jahr 2000 durchgeführ-

ten DIN-Studie „Gesamtwirtschaftlicher Nutzen der Normung“ (vgl. DIN 2000), die 2003 durch-

geführten Studie „The Value of Standards“ der Delphi Group (vgl. DELPHI GROUP 2003) und 

die von der NASA 2005 herausgegebene „Geospatial Interoperability Return on Investment Stu-

dy“ (vgl. BOOZ et al. 2005).  So weisen bspw. BOOZ et al. (2005) sehr eindrücklich nach, dass 

über die Nutzung von offenen Standards Investitionsrisiken reduziert und Betriebskosten lang-

fristig gesenkt werden können. 

Im Bereich der Standardisierung wird zwischen de jure und de facto Standards unterschieden. 

Während de jure Standards (Normen) über offizielle Normierungsgremien wie z.B. die In-

ternational Organization for Standardization (ISO) festgelegt werden, werden  de facto Stan-

dards von anderen, nicht hoheitlich autorisierten Gremien wie z.B. das World Wide Web Con-

sortium (W3C) oder das Open Geospatial Consortium (OGC) erstellt (vgl. JOOS 2002: 303). 

Das  Open Geospatial Consortium (OGC) ist ein internationales Industriekonsortium mit 

derzeit 347 Mitgliedern (Unternehmen, Regierungsorganisationen und Universitäten), welches 

sich der Entwicklung von offenen und einheitlichen Schnittstellenspezifikationen (OpenGIS®) 

zur Unterstützung von verteilten und interoperablen Lösungen im Bereich der Nutzung raumbe-

zogener Informationen verschrieben hat. 

Die Vision des OGC ist die Schaffung einer „Informationswelt [...], in der jeder Geoinformationen 

und  Geodienste  über  Netzwerk-,  Applikations-  und  Plattformgrenzen  hinweg  nutzen 

kann“ (KLOPFER 2007: 3). Zur Realisierung dieser Vision verfolgt das OGC die folgende Missi-

on: „Unsere zentrale Aufgabe ist die globale Entwicklung, Förderung und Harmonisierung von 

offenen Standards und Architekturen, die die Integration von raumbezogenen Daten und Diens-

ten  für  Benutzeranwendungen  ermöglichen  und  entsprechendes  Marktpotenzial 

schaffen“ (KLOPFER 2007: 4). 
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Herzstück der Arbeit des OGC sind die frei verfügbaren sog.  OpenGIS® Implementation 

Specifications, die offene Schnittstellen und Protokolle definieren und basierend auf bestehen-

den Standards der Informationstechnologie die Grundlage für die Entwicklung interoperabler 

Anwendungen bilden. Aus technischer Sicht wird zum einen die Schaffung von Interoperabilität 

innerhalb der Geoverarbeitung und zum anderen die Integration von GIS- und Informationstech-

nologie verfolgt. Die Spezifikationen des OGC dienen nicht der Standardisierung von Daten(aus-

tausch)formaten, sondern definieren Zugriffsschnittstellen zu Geoinformationsdiensten, die eine 

bestimmte GIS-Funktionalität unabhängig von den ihnen zugrunde liegenden Systemen bereit-

stellen. Auf diese Weise kann der gleichzeitige Zugriff auf heterogene Datenbestände erfolgen, 

ohne dass eine Datenkonvertierung erforderlich ist. Die OpenGIS® Spezifikationen schaffen so-

mit nicht nur die Voraussetzung für die Entwicklung standardisierter Softwarekomponenten, 

sondern fungieren auch als Erweiterung bestehender Systeme („Wrapping“) und ermöglichen 

ihre Nutzung in einer interoperablen Umgebung (vgl. PICHLER/KLOPFER 2005: 13).

Ein wesentliches Merkmal der OpenGIS® Spezifikationen ist deren Offenheit. Eine Spezifikati-

on gilt aus Sicht des OGC als offen, wenn folgende Kriterien erfüllt sind (vgl. PICHLER/KLOP-

FER 2005: 12):

 Die Spezifikation ist in einem „offenen, konsensorientierten Verfahren ohne Restriktionen“ 

erarbeitet und verabschiedet worden.

 Die Nutzung der Spezifikation erfordert keine Lizenzgebühren.

 Die Spezifikation ist öffentlich und frei verfügbar.

 Die Nutzung der Spezifikation ist „nicht diskriminierend“.

 Die Spezifikation ist „herstellerunabhängig“ und „unabhängig von der Wahl der Basistechno-

logie oder der Benutzerschnittstelle“ nutzbar. 

Das OGC wurde 1994 als The Open GIS Consortium, Inc. gegründet, seit 2004 nennt sich die Or-

ganisation  Open Geospatial  Consortium,  Inc. Zunächst ging es in einer ersten Phase verstärkt 

darum, die OpenGIS® Abstract Specification als konzeptionelle Grundlage für die Entwick-

lung der Implementierungsspezifikationen zu definieren. Die erste OpenGIS® Implementation 

Specification (Simple Features Specification) wird 1997 verabschiedet. Mittlerweile sind über 20 

Implementierungsspezifikationen auf der Internetseite des OGC8 frei verfügbar. 

Die Entwicklung, Veröffentlichung und Verbreitung der OpenGIS® Spezifikationen erfolgt itera-

tiv im Rahmen von drei parallel geführten Programmen (vgl. PICHLER/KLOPFER 2005: 13 ff. 

und Abb. 2): 

 Spezifikationsentwicklungsprogramm  (Specification  Development  Program,  seit 

1994): Erarbeitung und Verabschiedung der OpenGIS® Spezifikationen in formalisierten und 

konsensorientierten Prozessen unter Beteiligung mehrerer Komitees und Gremien. 

8 http://www.opengeospatial.org/standards
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 Interoperabilitätsprogramm  (Interoperability  Program,  seit  1999):  Praxisorientierte 

Realisierung prototypischer Softwarekomponenten und Ableitung von Spezifikationsentwür-

fen im Rahmen von Testbeds (Entwicklung neuer Spezifikationen) und Pilotprojekten (Prü-

fung vorhandener Spezifikationen anhand alternativer Fragestellungen).  

 Verbreitungs- und Einführungsprogramm (Outreach and Community Adoption Pro-

gram, seit 2002): Gezielte Verbreitung und Marktentwicklung der OpenGIS® Lösungen.

Im Rahmen der Zusammenarbeit mit anderen Standardisierungsorganisationen ist insbesondere 

die Partnerschaft mit der  ISO von Bedeutung. 1998 wird eine verstärkte Kooperation mit dem 

ISO technical committee 211, Geographic information/Geomatics (ISO/TC 211) in 

Form eines Abkommens vereinbart, um die ähnlichen Aktivitäten beider Organisationen zu bün-

deln. Darüber hinaus wird eine ISO/TC 211 – OGC coordination group (TOGC) eingerichtet. Das 

ISO/TC 211 besteht seit 1994 und ist innerhalb der ISO für die Normung im Bereich der digitalen 

geographischen Informationen zuständig. Ziel ist die Schaffung von Standards für die Verwal-

tung, Erfassung, Verarbeitung, Auswertung, Präsentation von und den Zugriff auf Geoinformatio-

nen sowie die Übertragung dieser Daten zwischen verschiedenen Nutzern, Systemen und Stand-

orten  unter  Berücksichtigung  entsprechender  Standards  der  Informationstechnologie  (ISO 

2008). Die Vereinbarung zwischen OGC und ISO/TC 211 sieht vor, dass das OGC die ISO-Nor-

men in ihre OpenGIS® Abstract Specification übernimmt und daraus OpenGIS® Implementati-

on Specifications entwickelt. Diese wiederum werden in den Normierungsprozess der ISO einge-
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bracht und können so den Status einer internationalen Norm (de jure Standard) erhalten (vgl. 

JOOS 2002: 307). 

Im Folgenden werden die wichtigsten und insbesondere im kommunalen Umfeld relevanten 

OpenGIS® Standards und Spezifikationen vorgestellt. 

3.1 OGC REFERENCE MODEL

Das OGC Reference Model (ORM) wird 2003 veröffentlicht und ist das Rahmenwerk für die lau-

fenden Arbeiten des OGC. Alle bestehenden und künftigen OpenGIS® Spezifikationen werden 

auf das ORM abgestimmt. Die folgenden Ausführungen sind OGC (2003) entnommen.

Das ORM basiert auf dem  Reference Model for Open Distributed Processing (RM-

ODP). Das RM-ODP ist ein internationaler Standard, der einen Rahmen für die Standardisie-

rung von offenen verteilten Systemen beschreibt. Um die Komplexität eines Systems zu vereinfa-

chen, definiert  das RM-ODP fünf Sichten (Viewpoints), die unterschiedliche Aspekte des Systems 

beleuchten:

 Enterprise: Beschreibung von Zweck, Inhalten, operationellen Zielen und Rahmenbedingun-

gen des Systems sowie der Anforderungen an das System aus Unternehmenssicht.

 Information: Beschreibung von Struktur und Semantik der Information und der Informati-

onsverarbeitung des Systems (Datenmodelle, Schemata).

 Computational: Beschreibung von Komponenten und Schnittstellen (Zerlegung des Systems 

in einzelne Funktionen) unabhängig von der Verteilung der Information.

 Engineering: Beschreibung der Verteilung der Komponenten aus der Computational Sicht.

 Technology: Beschreibung der Auswahl der Basistechnolgie zur Implementierung und Reali-

sierung des Systems.

Da die vorliegende Arbeit insbesondere auf die Prozessintegration von OpenGIS® Services fokus-

siert, werden im Folgenden die für die Anwendung von OpenGIS® Services relevanten Inhalte 

der einzelnen Sichten des ORM zusammenfassend wiedergegeben. 

3.1.1 ENTERPRISE-SICHT 

Die Enterprise-Sicht des ORM beschreibt insbesondere die Motivation, Vision und Ausrichtung 

des OGC, erläutert die Wertschöpfungskette raumbezogener Informationen innerhalb von Orga-

nisationen und leitet die folgenden wichtigsten Anforderungen an das System zur Unterstützung 

dieser Wertschöpfungskette ab. Demnach muss das System

 sich flexibel an geänderte Rahmenbedingungen anpassen können,

 die einfache und nahtlose Einführung neuer und die Weiterentwicklung bestehender Techno-

logien unterstützen,
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 zur Unterstützung einer erfolgskritischen Systementwicklung eine konsistente Fehlerbehand-

lung und -behebung bereitstellen,

 Authentifizierungs- und Sicherheitsanforderungen und dem Schutz der Privatsphäre Rech-

nung tragen sowie Bestandsschutz gewährleisten,

 plattformunabhängig sein, 

 die Implementierung von Mehr-Schichten-Architekturen unterstützen,

 standardisierte Schnittstellen und Metadaten zur Nutzung anderer ergänzender Standards 

und Spezifikationen in Umgebungen, in denen OpenGIS® Spezifikationen implementiert 

sind, unterstützen,

 Interoperabilität durch die Definition von Schnittstellen, die Beschreibung von Diensten und 

die Spezifizierung von Protokollen für die Zusammenarbeit und den Austausch zwischen ver-

schiedenen Softwarekomponenten gewährleisten,

 unabhängig voneinander entwickelte Implementierungen eines Dienstes und viele unabhän-

gig voneinander bereitgestellte Umschreibungen verschiedener Dienste berücksichtigen, 

 eine Vielzahl von Regelungen bezüglich des Datenzugriffs und der Datennutzung berücksich-

tigen,

 hersteller- und datenneutral sein und  

 datenformatunabhängig sein.

3.1.2 INFORMATION-SICHT

Die Information-Sicht beschreibt das OpenGIS® Information Framework (OIF). Das OIF 

definiert das grundlegende Geographic Feature-Konzept zur Modellierung von Geo-Objekten, 

weitere konzeptuelle Schemata (conceptual schema) für einzelne im Zusammenhang mit raum-

bezogenen Informationen relevante Aspekte (z.B. Geometrie, Topologie, Abfrage-Operatoren, Ko-

ordinatenreferenzsysteme, Rasterdaten, Symbologie, Metadaten) und Methoden für die Ablei-

tung von Anwendungsschemata (application schema). Die beschriebenen konzeptuellen Schema-

ta sind weitestgehend in der OpenGIS® Abstract Specification enthalten (vgl. Kap. 3.2). 

Bestandteil des OIF ist u.a. das Service Information Model, welches die Anforderungen an 

die Beschreibung von OGC Web Services (OWS) definiert. OWS stellen Geoinformationen und 

GIS-Funktionalitäten über das Internet bereit. Jeder OWS stellt eine Menge an Operationen be-

reit, wobei eine dieser Operationen, die GetCapabilities-Operation, von jedem OWS unterstützt 

werden muss.  Die GetCapabilities-Operation liefert XML-basiert eine nähere Beschreibung des 

Dienstes und soll alle Informationen bereitstellen, die für die Nutzung des Dienstes erforderlich 

sind (service metadata). Das Service Information Model ist in einem Discussion Paper (OWS 1.2 

Service Information Model, OGC Doc. No. 03-026) näher spezifiziert. Die GetCapabilities-Opera-
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tion ist Bestandteil der OpenGIS® Web Service Common Implementation Specification und dort 

näher spezifiziert (vgl. Kap. 3.3).  

3.1.3 COMPUTATIONAL-SICHT

Die Computational-Sicht beschreibt die grundlegende Konzeption und die Zusammenhänge der 

OpenGIS® Services für die Bereitstellung einzelner Funktionalitäten ohne Rücksicht auf die Ver-

teilung. 

Im Zusammenhang mit den OpenGIS® Services wird unterschieden zwischen

 einem  Service  als eigenständigem Teil der Funktionalität, die von einer Funktionseinheit 

über Schnittstellen bereitgestellt wird, 

 einer Schnittstelle (Interface) als definierter Satz von Operationen, die das Verhalten ei-

ner Funktionseinheit bestimmen und

 einer Operation als einer Spezifikation einer Transformation oder Abfrage, die von einem 

Objekt aufgerufen werden kann; jede Operation verfügt über einen Namen und eine Liste de-

finierter Parameter.   

Die Architektur der OpenGIS® Services folgt den Anwendungsmustern  publish, find und 

bind (vgl. Abb. 3): Services können durch Anbieter (service provider) in einem Katalog (registry) 

publiziert werden (publish), dort durch Nutzer (service requestor) gefunden werden (find), die 

sich anschließend mit dem Anbieter verbinden (bind), um den Service zu nutzen. Darüber hinaus 

können bedarfsorientiert mehrere Services miteinander verschaltet und Serviceketten aufgebaut 

werden (chain). Mit diesen Anwendungsmustern wird eine dynamische Verbindung zwischen 

Anbietern und Nutzern von Services in einer verteilten Umgebung ermöglicht. 

Das OWS Service Framework (OSF) legt Dienste, Schnittstellen und Austauschprotokolle, 

die von jeder Anwendung genutzt werden können, fest (vgl. Abb. 4). Zu den OpenGIS® Imple-
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Abb.  3: Anwendungsmuster publish, find, bind und chain in der OpenGIS®-Service Architektur 
(OGC 2003: 31). 
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mentation Specifications konforme Dienste innerhalb des OSF können von OpenGIS®-konfor-

men Anwendungen genutzt werden („plug-and-play“). Zwischen den Anwendungen und Diens-

ten werden durch die Nutzung gemeinsamer Schnittstellen keine Abhängigkeiten aufgebaut, so 

dass diese beliebig hinzugefügt, geändert oder ersetzt werden können ohne andere Anwendungen 

zu beeinflussen. Durch diesen lose gekoppelten, standardbasierten Ansatz ergeben sich sehr agile 

Systeme, die flexibel auf geänderte Rahmenbedingungen und Technologien angepasst werden 

können.

Das OSF dient somit folgenden Zwecken:

 Bereitstellung eines Rahmens für die Entwicklung neuer und erweiterter Dienste;

 Bereitstellung interoperabler Dienste durch standardisierte Schnittstellen und Kodierungen;

 Unterstützung der Veröffentlichung, Suche und Nutzung von Diensten durch Metadaten;

 Trennung von Daten und Diensten;

 Anwendung von Diensten eines Anbieters auf Daten eines anderen Anbieters;

 Definition eines Rahmens, der auf verschiedenen Wegen umgesetzt werden kann.
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Abb. 4: OWS Service Framework (OGC 2003: 35).
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Die Dienste innerhalb des OSF werden aufbauend auf der OGC Service Taxonomy in fünf Katego-

rien eingeteilt (entspricht den Service-Kategorien der ISO-Norm 19119):

 Application Services sind in die Benutzeroberfläche (z.B. PC, Notebook, Mobiltelefon, etc.) 

eingebunden oder laufen auf Servern, die ans Netzwerk angebunden sind. Anwender können 

Application Services nutzen, um je nach Anforderung und Art der Anwendung auf Registry, 

Portrayal, Processing und Data Services zuzugreifen. Application Services liefern häufig, aber 

nicht notwendigerweise, eine nutzerorientierte Darstellung der Inhalte und eine Unterstüt-

zung des Nutzers bei der Interaktion auf der Benutzeroberfläche. Zu den Application Services 

gehören bspw. Discovery, Map Viewer, Value-Add, Imagery Exploitation, Sensor Web und Lo-

cation Organizer Application Services sowie Mobile Location Services.

 Registry Services  ermöglichen die  Klassifizierung,  Registrierung,  Beschreibung,  Suche, 

Pflege und den Zugang zu Informationen über die innerhalb eines Netzwerkes verfügbaren 

Ressourcen (Daten, Services). Es werden verschiedene Typen von Registries unterschieden, 

die bspw. Datenschemata, Services oder Servicetypen katalogisieren. 

 Processing Services ermöglichen die Verarbeitung von Geodaten. Mit Hilfe von Processing 

Services können Geodaten transformiert, kombiniert oder erzeugt werden. Processing Ser-

vices können eng oder lose gekoppelt mit anderen Services wie Data oder Portrayal Services 

bereitgestellt werden. Processing Services können darüber hinaus zu einer Wertschöpfungs-

kette verschaltet werden, um bestimmte Prozesse zur Unterstützung von Arbeitsabläufen oder 

zur  Entscheidungsunterstützung ablaufen  zu lassen.  Zu den Processing Services gehören 

bspw. Chaining, Coordinate Transformation, Geocoder, Gazetteer, Geoparser, Reverse Geoco-

der oder Route Determination Services.

 Portrayal Services ermöglichen die Visualisierung von raumbezogenen Informationen in 

Form von kartographischen Karten, dreidimensionalen Ansichten, Bildern, Animationen u.ä.. 

Portrayal Services können eng oder lose gekoppelt mit Processing oder Data Services bereitge-

stellt werden. Darüber hinaus können sie konfigurierte oder über Application Services spezifi-

zierte Zeichenvorschriften nutzen. Wie die Processing Services können auch sie in Wertschöp-

fungsketten eingebunden werden. Zu den Portrayal Services zählen bspw. Map und Coverage 

Portrayal Services sowie Mobile Presentation Services.  

 Data Services ermöglichen den Zugang zu den in Repositories und Datenbanken vorgehal-

tenen Daten. Die Referenzierung der Datenobjekte erfolgt über den Namen (z.B. ID, Adresse). 

In der Regel führen Data Services Indizes zur Beschleunigung der Suche nach bestimmten 

Objekten. Beispiele für Data Services sind Feature Access, Coverage Access, Sensor Collection 

oder Image Archive Services.

Die OGC Services können miteinander zu service chains verkettet werden (vgl. Kap. 3.2.2). 
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3.1.4 ENGINEERING-SICHT 

Die Engineering-Sicht beschreibt die Verteilung der in der Information- und Computational-Sicht 

beschriebenen Komponenten (Informationen und Funktionen) innerhalb einer Mehrschichten-

Architektur. 

3.1.5 TECHNOLOGY-SICHT 

Die Technology-Sicht beschreibt die zugrunde liegende technische Infrastruktur (Hardware und 

Software) zur Realisierung eines verteilten Systems. Neben der Beschreibung des Multi-Platform 

Implementation-Ansatzes des OGC (innerhalb des OGC geht man davon aus, dass aus der Open-

GIS® Abstract Specification mehrere plattformspezifische OpenGIS® Implementation Specifica-

tions zu entwickeln sind) sind die aktuell innerhalb des OGC genutzten Kodierungen Bestandteil 

der Technology-Sicht.

Mit Hilfe von  Kodierungen werden Informationen in transportierbaren Datenpaketen zwi-

schen Anwendungen und Services oder zwischen verschiedenen Services übertragen. Innerhalb 

des OpenGIS® Frameworks werden folgende XML-basierte Kodierungen genutzt:

 Styled Layer Descriptor (SLD): erlaubt die Definition von Zeichenvorschriften (styling 

rules) für die Visualisierung von Web Map Services, Web Feature Services und Web Coverage 

Services.

 Geography Markup Language (GML): erlaubt die Modellierung, den Transport und die 

Speicherung von Geographischen Informationen.

 XML for Image and Map Annotation (XIMA): erlaubt den Transport von Annotations 

(z.B. Beschriftungen, Symbole, verknüpfte Bilder oder andere Multimediainhalte). XIMA ba-

siert auf GML zur Referenzierung der Annotations. 

 Location Organizer Folder (LOF): liefert eine Struktur zur Organisation von Informatio-

nen, die sich auf ein bestimmtes Ereignis beziehen und erlaubt die räumliche Verwaltung un-

terschiedlicher Objekte (Textdokumente, Bilder, Kartenausschnitte, Videos, etc.). 

 Web Map Context Document (WMC): erlaubt die Speicherung und den Transport von 

Parametern, die den Ausschnitt, die Zusammenstellung der Layer und ggf. Zeichenvorschrif-

ten einer Web Mapping Service-Abfrage definieren. 

 Service Metadata: definiert die Struktur des bei der GetCapabilities-Abfrage vom Service 

bereitzustellenden Dokumentes, welches die Metadaten des Services enthält. Service Metada-

ta bietet die Grundlage für die Einbindung von Services in automatisierte Prozesse (chaining) 

und die Nutzung des Services (requesting).

 Image Metadata: erlaubt die Beschreibung von Bildern und wird v.a. für die Veröffentli-

chung, Archivierung und Suche von Bilddateien genutzt. 
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 Sensor Model Language (SensorML): erlaubt die Beschreibung von Sensoren und Sen-

sorgruppen (Fernerkundungssensoren, in-situ-Sensoren). SensorML stellt sowohl allgemeine 

Informationen über den Sensor zur Unterstützung der Datensuche als auch die erforderlichen 

Informationen zur Auswertung und Verarbeitung der von den Sensoren gelieferten Messda-

ten bereit. Darüber hinaus wird die Lokalisierung der Messdaten unterstützt.

Ebenfalls Bestandteil der Technology-Sicht ist die Beschreibung der Standards der Informations- 

und Kommunikationstechnologie (IuK), die für die OGC Web Services Platform genutzt wer-

den. Abbildung 5 ordnet die IuK-Standards, auf denen die OGC Web Services aufsetzen, verschie-

denen Stufen der Interoperabilität zu. Auf der untersten Ebene finden sich Technologien und 

Standards, die eine Verbindung zwischen verschiedenen Softwarekomponenten ermöglichen, in-

dem sie den Versand und den Empfang von Nachrichten ermöglichen. Die Technologien und 

Standards auf den höheren Ebenen erlauben durch die Umsetzung von publish/find/bind-Me-

chanismen eine mehr intergrierte und dynamische Zusammenarbeit verschiedener Softwarekom-

ponenten und ermöglichen damit einen höheren Grad der Interoperabilität.

Das Aufrufen von Operationen der OGC Web Services erfolgt über das HTTP-Protokoll (Hy-

pertext Transfer Protocol). Ein Request vom Client an den Server kann entweder als GET- oder 

POST-Befehl übergeben werden. Die Online-Ressource für jede Operation, die von einem Service 

unterstützt wird, ist demnach über eine HTTP URL (Uniform Resource Locator) adressierbar. Die 

OGC Web Service-Spezifikationen geben die Parameter für die HTTP-Requests verbindlich vor. 

Der GetCapabilities-Aufruf muss von allen OGC Web Services unterstützt werden (vgl.  Kap. 

3.1.2).

Für die Beschreibung von OGC Web Services wird die Web Services Description Language 

(WSDL) eingesetzt. WSDL ermöglicht die Trennung der Beschreibung der abstrakten Funktio-

nalität eines Services von der detaillierten Beschreibung wie z.B. „wie“ und „wo“ die Funktionali-

tät angeboten wird. WSDL wird im Zusammenhang mit der Veröffentlichung eines OWS, der Su-

che nach veröffentlichten OWS und der dynamischen Bindung eines OWS an einen Client oder 

Server genutzt.

Allgemein wird WSDL häufig in Kombination mit dem SOAP-Protokoll (Simple Object Access 

Protocol) verwendet, um eine in WSDL beschriebene Funktion eines Services zu nutzen. SOAP 

dient dem Austausch XML-basierter Nachrichten zwischen verschiedenen Services im Rahmen 

des bind-Mechanismus. 
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Abb. 5: Interoperabilitätsstufen und -standards (OGC 2003: 59).

Die Technology-Sicht enthält u.a. auch eine Auflistung der Web Services, die in der ersten Phase 

der vom OGC im Rahmen des Interoperabilitätspogramms ab 1999 durchgeführten OWS Test-

beds implementiert werden:

 Web Mapping Service (WMS) zur Visualisierung von Kartenbildern in Form eines Bildes 

oder einer Vektorgraphik.

 Web Feature Service (WFS) zur Übergabe und (optional) Manipulation von Geo-Objek-

ten (Features) in Form von GML-Dokumenten.

 Web Coverage Service (WCS) zur Übergabe von Coverages (Rasterdaten).

 Coverage Portrayal Service (CPS) zur Visualisierung von Coverages mit regelmäßigem 

Gitter (gridded coverages) wie z.B. Geländemodelle, Orthobilder, Value-Grids in Form eines 

Bildes.

 Sensor Collection Service (SCS) zur Übergabe von Sensor-Messwerten. 

 Geocoder Service zur Übergabe von Geometrien (Features)  auf  Anfrage einer Ortsbe-

schreibung (z.B. eine oder mehrere Adressen).

 Gazetteer Service zur Übergabe einer Sammlung von Geo-Objekten (Features) auf Anfrage 

eines geographischen Namens.
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 Geoparser Service zur Übergabe von Zeigern auf Dokumentenorte (Features) auf Anfrage 

eines oder mehrerer Suchbegriffe (Ortsnamen oder Zeitangaben).

Die aufgeführten OWS liegen teilweise bereits als OpenGIS® Implementation Specification, teil-

weise erst als Discussion Paper vor (vgl. Anhang A). Sie werden im Rahmen der Erläuterung der 

OpenGIS® Implementation Specifications in Kapitel 3.3 näher beschrieben.     

3.2 OPENGIS® ABSTRACT SPECIFICATION

3.2.1 ÜBERBLICK

Die OpenGIS® Abstract Specification bildet die konzeptionelle Grundlage für die Entwicklung 

der OpenGIS® Implementation Specifications. Die Dokumentation der OpenGIS® Abstract Spe-

cification erfolgt anhand thematischer Schriften (Topic-Volumes, vgl. Tab. 2), die parallel in ver-

schiedenen Arbeitsgruppen des OGC entwickelt werden. Die Topics ergänzen sich gegenseitig und 

bilden in ihrer Gesamtheit die OpenGIS® Abstract Specification (vgl. Abb. 6). Die Topics 1 bis 11 

und 14 fokussieren auf die gemeinsame Nutzung von Geoinformationen und beinhalten daher 

grundlegende Datenmodelle, während die Topics 12, 13, 15 und 16 die Bereitstellung von Open-

GIS® Services verfolgen. Topic 18 ist erst seit 2006 Teil der OpenGIS® Abstract Specification, 

beschäftigt sich mit der digitalen Rechteverwaltung von geographischen Ressourcen und stellt da-

mit u.a. eine Ergänzung des Metadatenmodells dar.

Tab. 2: OpenGIS® Abstract Specification (nach OGC 2008a). 

Titel Inhalt

Topic 0: Abstract Specification Overview Einführung und Überblick (inkl. Richtlinie zum Aufbau ei-
nes Topic-Dokumentes)

Topic 1: Feature Geometry 
(ISO 19107 Spatial schema)

Konzeptuelles Schema für die Beschreibung von Geogra-
phic Features (Geometrie und Topologie), entspricht ISO 
19107 

Topic 2: Spatial referencing by coordinates Konzeptuelles Schema für die Beschreibung der räumli-
chen Referenzierung mittels Koordinaten, entspricht ISO 
19111

Topic 3: Locational Geometry Structures Konzeptuelles Modell für die technische Modellierung 
geometrischer Strukturen

Topic 4: Stored Functions and Interpolation Konzeptuelles Modell für die Bereitstellung geografischer 
Funktionen

Topic 5: Features Konzeptuelles Feature-Modell

Topic 6: Schema for coverage geometry and 
functions

Konzeptuelles Schema für die Beschreibung von Covera-
ges (Raster, TIN, Grid), entspricht ISO 19123 

Topic 7: The Earth Imagery Case Referenzmodell für die offene verteilte Verarbeitung von 
geographischen Bilddaten (z.B. Satellitenbilder), ent-
spricht ISO TS 19101-2 

Topic 8: Relationships Between Features Modellierung von Beziehungen zwischen Features

Topic 10: Feature Collections Modellierung von Feature Collections als Sammlung von 
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Titel Inhalt

Features gleichen Typs

Topic 11: Metadata (ISO 19115) Konzeptuelles Schema zur Beschreibung von geographi-
schen Informationen und Services, entspricht ISO 19115

Topic 12: OpenGIS Service Architecture Beschreibung der Architektur für die Implementierung 
von OpenGIS Services, entspricht ISO 19119 

Topic 13: Catalog Services Konzeptuelles Schema für Services, die zum Auffinden 
und den Zugang zu Geoinformationen benötigt werden

Topic 14: Semantics and Information Com-
munities

Modellierung der Semantik von fachspezifischen Anwend-
ergruppen

Topic 15: Image Exploitation Services Beschreibung von Services, die für die Rektifizierung und 
Auswertung von Fernerkundungsdaten benötigt werden

Topic 16: Image Coordinate Transformation 
Services

Beschreibung von Services zur Rektifizierung von Bildern

Topic 18: Geospatial Digital Rights Manage-
ment Reference Model (GeoDRM RM)

Referenzmodell für die Digitale Rechteverwaltung von 
raumbezogenen Daten.

Abb. 6: Struktur der OpenGIS® Abstract Specification (OGC 2005a: 5, angepasst).

Für die vorliegende Arbeit hat insbesondere die OpenGIS® Service Architecture (Topic 12) Rele-

vanz und wird daher im folgenden näher erläutert.
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3.2.2 OPENGIS® SERVICE ARCHITECTURE 

Die OpenGIS® Service Architecture wird in Topic 12 der OpenGIS® Abstract Specification spezi-

fiziert und beschreibt ein grundlegendes Modell für die Implementierung von OpenGIS® Ser-

vices. Topic 12 der OpenGIS® Abstract Specification ist identisch zur ISO-Norm 19119 Services, 

so dass die OpenGIS® Service Architecture inzwischen den Status eines de-jure Standards be-

sitzt. Die folgenden Ausführungen sind Topic 12 der OpenGIS® Abstract Specification entnom-

men (vgl. OGC 2002). 

Die OpenGIS® Service Architecture dient folgenden Zwecken:

 Bereitstellung eines abstrakten Rahmenwerks zur Koordination der Entwicklung von spezifi-

schen Services;

 Bereitstellung interoperabler Services durch Standardisierung von Schnittstellen;

 Unterstützung der Entwicklung eines Service-Katalogs durch die Definition von Service-Meta-

daten;

 Trennung von Daten und Services;

 Ermöglichung der Nutzung eines Services von einem Anbieter auf den Daten eines anderen 

Anbieters.

Services werden über eine Menge von Schnittstellen (Interfaces) definiert, die eine Menge an 

Operationen umfassen und in einem Port realisiert werden. Ein Service kann entweder als eng-

gekoppelter Service (mit einen bestimmten Datensatz verknüpft) oder als lose-gekoppelter Ser-

vice (kann auf beliebigen Datensätzen ausgeführt werden) implementiert werden. Lose-gekoppel-

te Services stellen einen höheren Grad der Interoperabilität bereit und ermöglichen dem Nutzer 

Daten und Services individuell miteinander zu kombinieren und Service Chains zu bilden. Bei 

einem Service Chain handelt es sich um eine geordnete Folge von Services, in der bei allen an-

grenzenden Service-Paaren die Operation des ersten Services für die Operation des zweiten Ser-

vices erforderlich ist (Domino-Effekt). Referenzen für verschiedene Services, die bspw. für eine 

bestimmte Fragestellung oder Aufgabe benötigt werden, können in sog. Services organizer folder 

(SOF) zusammengefasst und weitergegeben werden. Es werden drei Arten des chaining nach dem 

Grad der Transparenz für den Nutzer unterschieden: 

 Benutzerdefiniertes chaining (transparent chaining): der Nutzer bestimmt den Ablauf des 

Service Chains.

 Workflow-gesteuertes chaining (translucent chaining): der Nutzer ruft einen Workflow 

Management Service auf, der den Service Chain steuert, wobei der Nutzer die einzelnen Ser-

vices kennt.

 Aggregate Service (opaque chaining): der Nutzer ruft einen Service auf, der den Service 

Chain durchführt, ohne dass der Nutzer die einzelnen Services kennt.
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Die drei verschiedenen Arten des chaining können beliebig miteinander kombiniert werden.

Für das Auffinden von und die Suche nach Services ist die Beschreibung eines Services über Me-

tadaten (Service Metadata) erforderlich. In den Metadaten müssen alle Informationen enthal-

ten sein, die für die Nutzung des Services erforderlich sind. Hierzu gehört insbesondere die Be-

schreibung der von dem Service unterstützten Operationen und die Angabe der URL, über die der 

Service abgerufen werden kann.

Die OpenGIS® Service Architecture ist insbesondere zur Unterstützung des chainings als simple 

service architecture zu realisieren. Einer simple service architecture liegen folgende Annah-

men zugrunde:

 Operationen bestehen aus einem request (Anfrage) und einem response (Antwort).

 Die Servicekontrolle und der Zugang zu den Ergebnissen des Services sind getrennt voneinan-

der.

 Ein Service ist in der Regel stateless (der Abruf eines Services ist von vorhergehenden oder 

nachfolgenden Interaktionen unabhängig) und nur in Ausnahmefällen stateful (z.B. wenn be-

stimmte Voraussetzungen erfüllt sein müssen oder Iterationen erforderlich sind).

 Alle Services gehören zu einem bestimmten und dem Client bekannten Service Type.

 Der Service hat eine ausreichende Hardware, d.h. die Gerätezuweisung ist für den Nutzer 

transparent.

Die OpenGIS® Services werden anhand der in der OpenGIS® Service Architecture definierten 

Geographic Services Taxonomy  klassifiziert. Basierend auf dem Extended Open Systems 

Environment (EOSE) Modell für geographische Informationen  des ISO 19101 werden sechs Klas-

sen zur Kategorisierung von geographischen Services unterschieden (vgl. Tab. 3).

Tab. 3: Hauptkategorien der Geographic Service Taxonomy (nach OGC 2002: 23 f.).

Service-Kategorie Beschreibung

Geographic Human 
Interaction Services

Services für die Verwaltung von Benutzerschnittstellen, 
Grafiken, Multimedia und die Präsentation von verknüpf-
ten Dokumenten 

Geographic Model/Information 
Management Services

Services für die Verwaltung von Metadaten, Konzeptionel-
len Schemata und Daten

Geographic Workflow/Task 
Management Services

Services, die bestimmte Aufgaben oder Arbeitsabläufe un-
terstützen

Geographic Processing Services Services für die Durchführung von Analysen (Modellierung, 
Transformation) ohne dauerhafte Speicherung oder Übertra-
gung von Daten;
Processing services werden unterteilt in spatial, thematic, 
temporal und metadata processing services

Geographic Communication Services Services, die Daten verschlüsseln und über Netzwerke 
übertragen
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Service-Kategorie Beschreibung

Geographic System 
Management Services

Services für die Verwaltung von Systemkomponenten, An-
wendungen und Netzwerken (inkl. Zugriffskontrolle über 
Benutzerverwaltung)

Die Verteilung der Services erfolgt auf logischer Ebene in einer Vier-Schichten-Architektur (vgl. 

Abb. 7). Die physische Implementierung kann als monolithische Anwendung oder als Client-Ser-

ver-Architektur (Zwei-Schicht- oder Drei-Schicht-Architekturen) erfolgen (vgl. Abb. 8).
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Abb.  7:  Die  logische Vier-Schichten-Architektur der OpenGIS® Service Architecture (OGC 
2002: 35). 
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3.3 OPENGIS® IMPLEMENTATION SPECIFICATIONS

Auf Basis der OpenGIS® Abstract Specification werden für die Realisierung von Software Open-

GIS® Implementation Specifications erarbeitet. Dabei geht es insbesondere um die Definition 

von Kommunikationsschnittstellen (Interfaces). Ziel ist, dass sich unabhängig voneinander entwi-

ckelte und verteilt vorliegende Softwarekomponenten über das spezifizierte Interface interopera-

bel verständigen können („plug and play“).   

Das Kapitel gibt einen aktuellen Überblick über die wichtigsten bereits verabschiedeten und der-

zeit in der Diskussion befindlichen Implementierungsspezifikationen. Der Schwerpunkt liegt da-

bei wie in den vorhergehenden Kapiteln auf den OpenGIS® Web Services. 

3.3.1 OPENGIS® INFORMATION MODEL

3.3.1.1 Datenstrukturen

Interoperable Dienste müssen auf einem gemeinsamen Konzept zur Modellierung von Geo-Ob-

jekten aufbauen. Die OpenGIS® Abstract Specification definiert hierzu u.a. in Topic 1 ein konzep-

tuelles Schema zur Beschreibung von Geometrie und Topologie von Geographic Features (ISO 

19107). Die  OpenGIS® Simple Features Implementation Specification beschreibt die 

Umsetzung des konzeptuellen Schemas zur Realisierung des interoperablen Austauschs von geo-

graphischen Features. Sie definiert einheitliche Schnittstellen für den transparenten Zugriff auf 

geographische Daten in verteilten heterogenen Systemumgebungen. Die OpenGIS® Simple Fea-

tures  Implementation  Specification  wird  in  drei  Teilspezifikationen ausgearbeitet,  für  SQL-, 

OLE/COM- und CORBA-Umgebungen. Der allgemeine Teil wird 2006 neu als Simple Feature 

Access – Common Architecture (ISO 19125) veröffentlicht (vgl. OGC 2006a).

Die OpenGIS® Implementation Specification: Grid Coverage definiert die Datenstruk-

turen von pixelbasierten Daten wie bspw. Satellitenbilder, Orthophotos, Geländemodelle oder an-

dere kontinuierliche Daten, die auf einem regelmäßigen Grid basieren (vgl. OGC 2001b). Die Spe-

zifikation erlaubt den interoperablen Zugriff auf Grid Coverages und ermöglicht (optional) die 

Durchführung einfacher statistischer Analysen wie z.B. Histogramme oder Kovarianzberechnun-

gen sowie die Nutzung von Bildverarbeitungs-Funktionalitäten.  

3.3.1.2 Geography Markup Language (GML)

Die Übermittlung und Speicherung geographischer Features erfolgt mit Hilfe der XML-basierten 

Geography Markup Language (GML). Der OpenGIS® GML Encoding Standard, der iden-

tisch ist mit ISO 19136 und damit auch internationale Norm, setzt die verschiedenen in der ISO-

Geo-Normen-Serie 19100 bzw. der OpenGIS® Abstract Specification beschriebenen konzeptuel-

len Modelle in XML-Schemata um. GML besteht in der aktuellen Version 3.2.1 (vgl. OGC 2007a) 
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aus insgesamt 28 XML-Schemata für die Definition von allgemeinen Feature-Eigenschaften, geo-

metrischen Eigenschaften (zur Modellierung von einfachen, aggregierten und komplexen Geome-

trien), zeitlichen Eigenschaften, Grids und Coverages, räumlichen und zeitlichen Lagebeziehun-

gen (Topologie), Richtungen, Maßeinheiten, Messwerten und Beobachtungsstandorten, räumli-

chen und zeitlichen Bezugssystemen, grafischen Ausprägungen von Features (Darstellung) und 

Strukturen für die Bereitstellung von Metadaten-Verzeichnissen.

Ein Anwendungsschema von GML stellt die OpenGIS® City Geography Markup Langua-

ge (CityGML) Implementation Specification dar, die sich nach dem Request for Comment 

derzeit im Revisionsprozess befindet (vgl. OGC 2008f). CityGML erlaubt die standardisierte Spei-

cherung und den Austausch von virtuellen 3D-Stadtmodellen. Die Spezifikation definiert Klassen 

und Relationen für die wichtigsten topographischen Objekte in Städten unter Berücksichtigung 

der geometrischen, topologischen und semantischen Eigenschaften. CityGML unterstützt fünf 

verschiedene Detaillierungsstufen, vom einfachen Geländemodell (Level of Detail, LOD 0) bis hin 

zum komplexen, „betretbaren“ Architekturmodell (LOD 4). CityGML kann als Quellformat für die 

3D-Visualisierung betrachtet werden. Ein entsprechender Visualisierungsstandard steht mit dem 

OGC Web 3D Service (W3DS) zur Verfügung (vgl. Kap. 3.3.2.4).

Kurz vor Beendigung der vorliegenden Arbeit wird der OGC®  KML Standard verabschiedet 

(vgl. OGC 2008g). Die Keyhole Markup Language (KML) ist von Google in den Standardisie-

rungsprozess eingebracht worden und ist eine XML-Sprache zur Visualisierung geographischer 

Daten in einem Earth Viewer wie bspw. Google Earth. KML unterstützt dabei insbesondere die 

Kommentierung von Karten und Bildern. Die Beschreibung der geometrischen Elemente in KML 

basiert auf GML. OGC und Google streben eine künftige Harmonisierung von GML und KML an.

3.3.1.3 Kodierungen im Web Service Umfeld

Die OpenGIS® Filter Encoding Implementation Specification (vgl. OGC 2005b) dient 

der Standardisierung von Filter-Ausdrücken und beschreibt ein XML-Schema auf Basis der OGC 

Common Catalog Query Language (CQL), die in der OpenGIS® Catalogue Services Specification 

definiert wird (vgl. Kap. 3.3.2.2). Filter-Ausdrücke dienen der Einschränkung einer angeforderten 

Datenmenge bei der Nutzung von OpenGIS® Web Services. Es werden räumliche Operatoren 

(Intersects, Contains, Disjoint, etc.), Vergleichsoperatoren (=, <, >, IsLike, IsNull, etc.), Logische 

Operatoren (AND, OR, NOT) und die Zusammensetzung von Ausdrücken aus Arithmetischen 

Operatoren (Add, Sub, Mul, Div), Literalen und Funktionen unterstützt.  

Die benutzerdefinierte kartographische Visualisierung von Daten wird durch die  OpenGIS® 

Symbology Encoding Implementation Specification ermöglicht (vgl. OGC 2006b). Die 

Spezifikation definiert eine XML-Sprache zur Beschreibung von Zeichenvorschriften (styling ru-

les) für Features und Coverages. Die Kodierung wird für die Visualisierung der Ausgabe von Web 

Map Services (vgl. Kap. 3.3.2.3), Web Feature Services (vgl. Kap. 3.3.2.5) und Web Coverage Ser-
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vices (vgl. Kap. 3.3.2.6) genutzt. Die Symbology Encoding Specification ist eine direkte Weiterent-

wicklung der Styled Layer Descriptor Implementation Specification, die zunächst nur auf die An-

wendung von Visualisierungsvorschriften bei Web Map Services beschränkt ist. Um die Nutzung 

der Spezifikation in Zusammenhang mit anderen Services zu ermöglichen, wird die Styled Layer 

Descriptor Implementation Specification 2006 in zwei Dokumente aufgeteilt,  die OpenGIS® 

Symbology Encoding Implementation Specification und die  OpenGIS® Styled Layer Des-

criptor Profile of the Web Map Service Implementation Specification, die als Erweite-

rung der OpenGIS® Web Map Service (WMS) Implementation Specification die benutzerdefi-

nierte Visualisierung von Features und Coverages erlaubt (vgl. OGC 2007i und Kap. 3.3.2.3).  

Ebenfalls eine Erweiterung der WMS-Schnittstelle ist die Web Map Context Documents Im-

plementation Specification (vgl. OGC 2005c). Ein Web Map Context (WMC) Document be-

schreibt XML-basiert eine bestimmte Gruppierung von einer oder mehreren Karten, die von ei-

nem oder mehreren Web Map Servern abgerufen werden, in einem transportierbaren, plattfor-

munabhängigen Format für die Speicherung in einem Repository oder die Übertragung zwischen 

verschiedenen Clients. Ein WMC-Dokument umfasst Informationen über die Layer, die Boun-

ding Box, die Projektion und weitere Metadaten, die benötigt werden, um das Kartenbild zu re-

produzieren.  WMC-Dokumente dienen insbesondere der Speicherung von nutzerspezifischen 

Sichten. 

3.3.1.4 Zugriffskontrolle

Die Geospatial eXtensible Access Control Markup Language (GeoXACML) ist eine Er-

weiterung des Standards XACML der Organization for the Advancement of Structured Informati-

on Standards (OASIS), der die Deklaration und Durchsetzung von Zugriffsbeschränkungen für 

XML-basierte Informationen unterstützt (Feature- und FeatureType-basierte Beschränkungen). 

GeoXACML ermöglicht darüber hinaus die Deklaration und Durchsetzung von räumlichen Be-

schränkungen und unterstützt somit eine interoperable Zugriffskontrolle für OpenGIS® Web 

Services (vgl. OGC 2008d).

3.3.1.5 Sensor Web

Spezifikationen für die Nutzung von heterogenen Sensor Webs und deren Echtzeit-Integration in 

eine Informations-Infrastruktur werden im Rahmen der Sensor Web Enablement (SWE) 

Initiative des OGC entwickelt (vgl. OGC 2008c). Ziel ist die Erarbeitung eines Rahmenwerks für 

ein Internet-basiertes Sensor Web. Ermöglicht werden soll ein schnelles Auffinden von Sensoren, 

die interoperable Nutzung von selbst beschreibenden Sensorinformationen, der vereinfachte und 

bedarfsgerechte (Echtzeit-)Zugriff auf Messdaten, die bedarfsgerechte Steuerung von Sensoren 

und die automatische Benachrichtigung beim Eintritt bestimmter Ereignisse (Alarmierung). Die 

SWE-Initiative entwickelt und testet sowohl Spezifikationen auf der Ebene der Datenmodellie-

rung als auch im Bereich der Services (vgl. Kap. 3.3.2.10). Die standardisierte Beschreibung von 
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Sensoren, Messvorgängen und Prozessketten erfolgt über das in der Sensor Model Language 

(SensorML) Spezifikation definierte XML-Schema. SensorML bietet Informationen, die für das 

Auffinden von Sensoren benötigt werden (Metadaten), die Prozessierung und Prozessbeschrei-

bung von Messdaten, die Lokalisierung von Messdaten und die Steuerung von Sensoren (vgl. 

OGC 2007e). Die  Observation and Measurements (O&M)  Implementation Specification 

beschreibt ein konzeptuelles Modell und eine Kodierung für Beobachtungen und Messdaten (vgl. 

OGC 2007f und OGC 2007g). Eine Beobachtung ist dabei definiert als eine Aktivität mit einem 

Ergebnis, dessen Wert irgendein Phänomen beschreibt. Beobachtungen werden als Feature mo-

delliert, welches das Ergebnis der Beobachtung (Messwert) an das beobachtete Feature bindet. 

Die Kodierung stellt eine Erweiterung der GML-Spezifikation dar. Die  Transducer Markup 

Language (TML) Spezifikation (vgl. OGC 2007h) definiert ein konzeptuelles Modell und ein 

XML-Schema zur Beschreibung von Transducern9 und zur Unterstützung eines effizienten Da-

tentransports (real-time streaming). SensorML und TML sollen künftig zur Harmonisierung der 

Beschreibung von Sensoren zusammengeführt werden.

3.3.2 OPENGIS® SERVICE MODEL

3.3.2.1 Web Services Common  

Die OGC Web Services Common Specification beschreibt die grundlegenden Anforderun-

gen, die von allen spezifizierten OpenGIS® Web Services (OWS) zu erfüllen sind (vgl. OGC 

2007m). Dies umfasst die Definition der gemeinsamen Operationen inkl. der enthaltenen Para-

meter und Datenstrukturen sowie die Kodierung der Requests und Responses. Eine Operation, 

die von jedem OWS unterstützt wird, ist die GetCapabilities Operation. Sie erlaubt die Abfrage 

von Service Metadaten in Form eines XML-Dokumentes (Capabilities-Dokument). Das Capabili-

ties-Dokument enthält Informationen über die Eigenschaften und die Leistungsfähigkeit des Ser-

vices (z.B. die von dem Service unterstützten Operationen und Formate) und unterstützt die spä-

tere Bindung des Clients an den Services, indem es den Service zu einem selbst beschreibenden 

Service  macht.  Der  Request  enthält  immer  die  ID  des  angefragten  Servicetyps  (z.B. 

service=WMS) und die Art des Requests (z.B. request=GetCapabilities). Optional können die vom 

Client unterstützten Versionsnummern, die gewünschten Abschnitte des Capabilities-Dokumen-

tes, eine bestimmte Version des Capabilities-Dokumentes und/oder das bevorzugte Format des 

Capabilities-Dokumentes angegeben werden. Das Capabilities-Dokument besteht aus mehreren 

Abschnitten. Der ServiceIdentification-Abschnitt enthält allgemeine Metadaten über den Service, 

der ServiceProvider-Abschnitt Informationen über die Organisation, die den Service bereitstellt, 

der OperationsMetadata-Abschnitt Informationen über die vom Service unterstützten Operatio-

nen, inkl. der URLs für den Aufruf der Operationen und den Request-Parametern, und der Con-

tents-Abschnitt Informationen über die Daten, auf denen der Service basiert. Die Requests der 

9 Geräte, die eine Energieform wie bspw. Strahlung in eine andere wie bspw. elektrische Spannung umwandeln
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übrigen von einem Service bereitgestellten Operationen müssen neben den operationsspezifi-

schen Parametern die Parameter service (ID des Services), request (Art des Requests) und version 

(Version der zugrunde liegenden Spezifikation) enthalten. Bei einem fehlerhaften Request ist ein 

sog. exception report mit einem entsprechenden standardisierten exception code zurückzuliefern. 

Die OWS Common Specification definiert darüber hinaus weitere Parameter, die in vielen Opera-

tionen verschiedener OWS genutzt werden. Darüber hinaus ist es grundsätzlich möglich, bei der 

Implementierung von OWS weitere herstellerspezifische Operationen und Parameter hinzuzufü-

gen, ohne dass die Interoperabilität verloren geht. 

Für die Kommunikation zwischen Client und Server bzw. zwischen zwei Servern wird das HTTP-

Protokoll genutzt. Jede von einem Service unterstützte Operation muss über einen HTTP Uni-

form Resource Locator (URL) adressierbar sein. HTTP unterstützt zwei verschiedene Request-

Methoden, GET und POST. Ein OWS muss entweder einen von beiden oder beide unterstützen. 

Beim HTTP GET Request werden die Request-Parameter als Key-Value-Paare in eine URL ein-

gefügt. Beim HTTP POST Request werden die Request-Parameter in einem angehängten XML-

Dokument übergeben.

3.3.2.2 Catalogue Services for the Web

Die OpenGIS® Catalogue Services Specification beschreibt Schnittstellen, Bindungen und 

ein Rahmenwerk für die Definition von Applikationsprofilen, die für die Veröffentlichung von und 

den Zugriff auf Metadatenkataloge benötigt werden (vgl. OGC 2007j). Die Durchsuchung der Me-

tadatenkataloge erfolgt durch die Abfrage der Katalog-Einträge (Metadatenelemente) auf Basis 

der OGC Common Catalog Query Language (CQL). Das General Catalogue Interface Model defi-

niert Schnittstellen, die das Auffinden, den Zugriff, die Pflege und die Verwaltung von allen Meta-

datenkatalogen erlauben. Die Referenzarchitektur einer OGC Catalogue Schnittstelle sieht eine 

mehrschichtige Anordnung von Clients und Servern vor (vgl. Abb. 9), bei der ein Catalogue Ser-

vice eine Anfrage an andere Catalogue Services weiterleiten kann (distributed search). Die Spezifi-

kation definiert Schnittstellenbeschreibungen für CORBA, HTTP und DCOM. Die für HTTP defi-

nierte Schnittstellenbeschreibung spezifiziert einen Web Service (Catalogue Services for the 

Web, CSW). Die unterstützten Operationen können Tabelle 4 entnommen werden. 
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Tab. 4: Unterstützte Operationen des Catalogue Service for the Web (CSW) (nach OGC 2007j).

Catalogue Service for the Web (CSW)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

DescribeRecord Abfrage des dem Katalog zugrunde liegenden Metadatenmodells

GetDomain (optional) Abfrage von Informationen über die Bandbreite der Werte eines Meta-
datenelementes oder eines Request-Parameters zur Laufzeit

GetRecords Abfrage von Metadatensätzen unter Angabe der Abfrageparameter 
(Suchkriterien) und der Parameter für die Ausgabe des Abfrageergeb-
nisses

GetRecordById Aufruf von Metadatensätzen unter Verwendung der ID des Datensatzes; 
setzt eine vorhergehende Abfrage (z.B. GetRecords) zum Erhalt der ID 
voraus 

Transaction (optional) Schnittstelle für die Erzeugung (Insert), Modifizierung (Update) und 
Löschung (Delete) von Metadatensätzen

Harvest (optional) Referenzierung von in den Katalog aufzunehmenden bzw. im Katalog zu 
ändernden Daten durch Angabe der Quelle der Ressource 

Die Festlegung des für die Beschreibung einer Georessource (Daten, Services) zu verwendenden 

Metadatenmodells erfolgt auf der Ebene von Applikationsprofilen, wobei die Anwendung der 

ISO-Normen 19115 und ISO 19119 nahe gelegt wird. Die OpenGIS® Catalogue Services Specifica-

tion wird daher um ein ISO Metadata Application Profile ergänzt, welches ein Applikations-

profil für Catalogue Services auf Basis der in den ISO-Normen 19115 und 19119 definierten Meta-

datenmodells beschreibt (vgl. OGC 2007k). Es stellt eine Art Basisprofil dar, das die grundlegen-

den Anforderungen an alle darauf aufbauenden nutzerspezifischen Applikationsprofile definiert 

und die Interoperabilität bei der Informationsverarbeitung innerhalb bzw. zwischen verschiede-

nen Catalogue Services sicherstellt.

Informationen, die über Catalogue Services bereitgestellt werden, beschränken sich auf Metada-

ten zu Datenbeständen und Diensten, über die insbesondere das Auffinden eines Datenbestandes 

oder eines Dienstes ermöglicht werden soll. Für die Weiterverarbeitung und Interpretation von 

Geodaten werden weitere Informationen benötigt, die  neben dem Auffinden auch das Verwalten 

und die ordnungsgemäße Nutzung vorhandener Geoinformationsressourcen ermöglichen. Diese 

Informationen werden über eine sog. Registry verfügbar gemacht. Registries stellen neben den 

Ressourcen selbst u.a. auch Datenproduktspezifikationen, Objektarten- und Datentypkataloge, 

Dienstetypen, Anwendungsschemata, Koordinatenreferenzsysteme, Maßeinheiten oder Zeichen-

vorschriften und Symbole bereit. Ein Metadatenkatalog ist demnach Teil einer Registry. Der 

CSW-ebRIM Registry Service stellt ein Profil des CSW dar und definiert auf Basis des von der 

OASIS spezifizierten ebXML registry information model (ebRIM) eine Schnittstelle für die Pflege, 

Suche nach und Bereitstellung von Ressourcen in einer Registry (vgl. OGC 2008e).    
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3.3.2.3 Web Map Server

Die OpenGIS® Web Map Server (WMS) Implementation Specification erlaubt die dy-

namische kartographische Visualisierung von Geodaten in Form eines digitalen Bildes (PNG, 

GIF, JPEG, etc.) oder einer Vektorgraphik (SVG, WebCGM) (vgl. OGC 2006c). Die aktuelle Versi-

on 1.3.0 entspricht der ISO-Norm 19128 Web map server interface. Verschiedene WMS aus un-

terschiedlichen Quellen können mit identischer Georeferenzierung übereinandergelegt werden, 

wobei die geographischen Koordinaten in Bildkoordinaten übersetzt werden. Die Sichtbarkeit un-

ten liegender Kartenbilder wird durch die Nutzung von Bildformaten, die transparente Hinter-

gründe unterstützen (PNG, GIF), gewährleistet. Ein WMS ermöglicht den einfachen Zugriff auf 

einen bestimmten Datenbestand. Einzelne WMS können kaskadiert, d.h. miteinander verkettet 

werden. Somit kann ein WMS auf einen anderen zugreifen und dessen Response in seinen eige-

nen Response integrieren. Grundsätzlich bietet ein WMS die ihm zugrunde liegenden Daten in 

mehreren thematischen Ebenen (Layer) mit vordefinierten Signaturen (Styles) an. Die Repräsen-

tation der Geodaten ist demnach vom Server vorgegeben. Eine benutzerdefinierte Visualisierung 

von Features wird erst durch die Erweiterung des WMS um die SLD-Funktionalität ermöglicht 

(vgl. Kap.  3.3.1.3 und S.  45). Ein einfacher WMS unterstützt die Operationen GetCapabilities, 

GetMap und optional GetFeatureInfo (vgl. Tab.  5). Das Capabilities-Dokument enthält u.a. die 

unterstützten Graphik-Formate und die angebotenen Layer. Zu jedem Layer sind weitere Infor-

mationen enthalten wie bspw. die unterstützten Koordinatenreferenzsysteme, die räumliche Aus-

dehnung, die auswählbaren Styles (optional) oder die Maßstabsgrenzen. Über den GetMap-Re-

quest wird eine Karte abgefragt. Der Request enthält u.a. Key-Value-Paare zu den gewünschten 

Layern und Styles, dem gewünschten Koordinatenreferenzsystem, der auszugebenden Bounding-

Box und Bildgröße sowie dem gewünschten Ausgabeformat. Die GetFeatureInfo-Operation er-

laubt die Abfrage von weiteren Informationen über einzelne Features in der Karte. Der GetFeatu-

reInfo-Request setzt eine GetMap-Operation voraus. Er enthält Teile der GetMap-Request-Para-

meters, die abzufragenden Layer, das Ausgabeformat (z.B. XML) und die Pixel-Koordinaten der 

Position in der Karte, über die weitere Informationen abgefragt werden.

Tab. 5: Unterstützte Operationen des Web Map Server (WMS) (nach OGC 2006c).

Web Map Server (WMS)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

GetMap Abruf einer Karte unter Festlegung des Ausgabeformates, der Bildgröße, 
der darzustellenden Layer und der geographischen Lage 

GetFeatureInfo 
(optional)

Abfrage von Informationen zu bestimmten Features innerhalb einer 
Karte
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Ein um die SLD-Funktionalität erweiterter WMS (SLD-WMS) erlaubt die benutzerdefi-

nierte  Darstellung  der  über  einem  WMS  kartographisch  visualisierten  Geodaten  (vgl.  OGC 

2007i). Für die Definition von Styles ist der Zugriff auf die dem WMS zugrunde liegende Daten-

quelle erforderlich. Dies erfolgt durch die Bindung des WMS an einen WFS (vgl. Kap.  3.3.2.5) 

bzw. WCS (vgl. Kap. 3.3.2.6). Die Bindung ist lose oder eng gekoppelt, d.h. ein SLD-WMS kann 

entweder Features bzw. Coverages eines beliebigen WFS bzw. WCS visualisieren (component 

SLD-WMS) oder er ist an einen bestimmte WFS bzw. WCS gebunden (integrated SLD-WMS). Bei 

einer losen Kopplung spricht man auch von Feature Portrayal Services (FPS) bzw. Covera-

ge Portrayal Services (CPS). Einer der Hauptunterschiede hinsichtlich der Funktionalität be-

steht darin, dass ein component SLD-WMS nicht nur benutzerdefinierte Styles, sondern auch be-

nutzerdefinierte Layer unterstützt. Das Capabilities-Dokument eines SLD-WMS ist im Vergleich 

zum einfachen WMS um ein Element, das die Leistungsfähigkeit des Services in Bezug auf die 

SLD-Funktionalität beschreibt, erweitert. Neben den Operationen, die ein einfacher WMS anbie-

tet, unterstützt ein SLD-WMS zusätzlich die Operationen DescribeLayer und (optional) GetLe-

gendGraphic (vgl. Tab. 6). Die GetMap-Operation ist bei einem SLD-WMS um Parameter zur be-

nutzerdefinierten Darstellung der Layer ergänzt. Das SLD-Dokument wird entweder durch eine 

Referenz (URL) oder direkt in den GetMap-Request eingebettet.   

Tab. 6: Unterstützte Operationen des Web Map Server mit SLD-Funktionalität (SLD-WMS) (nach 
OGC 2007i).

Web Map Server mit SLD-Funktionalität (SLD-WMS)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

DescribeLayer Abfrage von Informationen über die Daten(quellen), auf denen ein oder 
mehrere definierte Layer basieren

GetMap Abruf einer Karte unter Festlegung des Ausgabeformates, der Bildgröße, 
der darzustellenden Layer inkl. einer definierten Zeichenvorschrift und 
der geographischen Lage 

GetLegendGraphic 
(optional)

Abruf einer Legendengrafik für einen oder mehrere Layers

GetFeatureInfo 
(optional)

Abfrage von Informationen zu bestimmten Features innerhalb einer 
Karte

3.3.2.4 Web Terrain Server und Web 3D Service

Ein  OGC Web Terrain Server (WTS) erzeugt  dreidimensionale  perspektivische Sichten 

(views) von Geodaten in Form eines Bildes oder einer Vektorgraphik und stellt im Prinzip eine 

Erweiterung des WMS dar (vgl. OGC 2001c). Wie der WMS kann auch der WTS um die SLD-

Funktionalität erweitert werden und die benutzerdefinierte Visualisierung ermöglichen. Neben 

der obligatorischen GetCapabilities-Operation unterstützt der WTS die Operation GetView (vgl. 
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Tab. 7). Der GetView Request beinhaltet neben den Parametern eines GetMap Request Parame-

ter zur Bestimmung des Betrachterstandpunktes und der Blickrichtung. Wenn der WTS die SLD-

Funktionalität unterstützt, kann zudem ein SLD-Dokument eingebettet werden. Der WTS-Stan-

dard ist noch nicht vom OGC verabschiedet und liegt derzeit als Discussion Paper vor.

Tab. 7: Unterstützte Operationen des Web Terrain Server (WTS) (nach OGC 2001c).

Web Terrain Server (WTS)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

GetView Abruf von 3D-Sichten zur perspektivischen Visualisierung von Geoda-
ten in Form eines Bildes oder einer Vektorgraphik

Auch der Web 3D Service (W3DS) liegt derzeit nur als Discussion Paper vor und ist somit 

noch nicht als OpenGIS® Standard verabschiedet (vgl. OGC 2005f). Der W3DS erlaubt als Por-

trayal Service die Visualisierung von 3D-Geoobjekten, die bspw. in CityGML vorliegen (vgl. Kap. 

3.3.1.2), in Form von Szenengraphen. Über den W3DS können verschiedene Layer (unterschied-

liche graphische 3D-Objekte wie z.B. Gebäude, Geländeoberfläche oder Vegetation) in einem Sze-

nengraph kombiniert und interaktiv vom Nutzer erkundet werden. Wie beim WMS handelt es 

sich um eine graphische Repräsentation der Daten ohne die Daten selbst zu übergeben. Die Über-

gabe von 3D-Geoobjekten kann bspw. durch einen WFS erfolgen. Der W3DS unterstützt neben 

der GetCapabilities-Operation die Operation GetScene, welche auf Anfrage einen 3D-Szenengra-

phen zurück gibt (vgl. Tab.  8).  Neben den Parametern zum Koordinatenreferenzsystem, der 

BoundingBox und dem gewünschten Ausgabeformat enthält der Request Parameter zur Bestim-

mung des Betrachterstandpunktes und der Blickrichtung.

Tab. 8: Unterstützte Operationen des Web 3D Service (W3DS) (nach OGC 2005f).

Web 3D Service (W3DS)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

GetScene Abruf von 3D-Szenengraphen zur Visualisierung von 3D-Geoobjekten

3.3.2.5 Web Feature Service

Die OpenGIS® Web Feature Service (WFS) Implementation Specification erlaubt die 

Übergabe von Geographic Features in Form eines GML-Dokumentes (vgl. OGC 2005e). Optional 

unterstützt ein WFS darüber hinaus Methoden zur Manipulation von Geodaten (transaction). Die 

Spezifikation unterscheidet in Abhängigkeit vom Leistungsumfang drei unterschiedliche WFS-
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Typen. Ein Basic WFS unterstützt die Operationen GetCapabilities, DescribeFeatureType und 

GetFeature (vgl. Tab. 9) und erlaubt damit dem Client einen lesenden Zugriff auf die Daten. Ein 

XLink WFS unterstützt neben den Operationen des Basic WFS die Operation GetGmlObject 

und ermöglicht damit die Nutzung von XLinks während der GetFeature-Operation. Ein Tran-

saction WFS (WFS-T)  unterstützt neben den Operationen des Basis WFS die Operationen 

Transaction sowie (optional) GetGmlObject und/oder LockFeature (vgl. Tab. 10) und erlaubt da-

mit dem Client nicht nur einen lesenden, sondern auch einen schreibenden Zugriff auf die Daten. 

Das Capabilities-Dokument eines WFS enthält neben den Abschnitten, die in der OGC Web Ser-

vices Common Specification definiert sind (vgl. Kap.  3.3.2.1), einen FeatureTypeList-Abschnitt 

(Liste der verfügbaren Feature Types und der anwendbaren Operationen pro Feature Type), 

einen ServesGMLObjectTypeList-Abschnitt (Liste der verfügbaren GML Object Types), wenn der 

WFS die GetGmlObject-Operation unterstützt, und ggf. einen FilterCapabilities-Abschnitt (unter-

stützte Filter-Operationen). Im Rahmen der GetFeature-Operation kann der Client Einschrän-

kungen für die Menge der angefragten Features definieren. Ein WFS bietet u.a. Selektionsmög-

lichkeiten über den Parameter filter bzw. das XML-Element <Filter> im Sinne der OpenGIS® 

Filter Encoding Implementation Specification (vgl. Kap. 3.3.1.3) an. Bei der Durchführung einer 

Transaktion mit Hilfe eines WFS-T sollte der Transaction-Operation entweder eine GetFeature-

WithLock- oder eine LockFeature-Operation vorausgegangen sein, um die entsprechenden Fea-

tures mit einer Veränderungssperre zu belegen und Dateninkonsistenzen aufgrund paralleler Zu-

griffe auf dieselben Features zu vermeiden.

Tab. 9: Unterstützte Operationen des Web Feature Service (WFS) (nach OGC 2005e).

Basic Web Feature Service (Basic WFS)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

DescribeFeatureType Abfrage von Informationen über die Struktur der Daten (Abruf eines 
Schemas der verfügbaren Feature Types) 

GetFeature Abruf einer bestimmten Menge an Features in Form eines GML-Doku-
mentes

GetGmlObject (nur 
XLink WFS)

Abfrage von Features und Elementen über eine ID (Abruf von einzelnen 
Elementen des GML-Dokumentes als XLink)

   

Tab.  10: Unterstützte Operationen des Transaction Web Feature Service (WFS-T) (nach OGC 
2005e).

Transaction Web Feature Service (WFS-T)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

DescribeFeatureType Abfrage von Informationen über die Struktur der Daten (Abruf eines 
Schemas der verfügbaren Feature Types) 
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Transaction Web Feature Service (WFS-T)

Befehl Beschreibung

GetFeature/
GetFeatureWithLock

Abruf einer bestimmten Menge an Features in Form eines GML-Doku-
mentes

Transaction Manipulation der Datenbasis des WFS: Erstellen von Features (Insert), 
Änderung von Features (Update), Löschen von Features (Delete) 

GetGmlObject 
(optional)

Abfrage von Features und Elementen über eine ID (Abruf von einzelnen 
Elementen des GML-Dokumentes als XLink)

LockFeature (optional) Sperrung von Features bspw. während der Datenmanipulation zur Ver-
meidung von Dateninkonsistenzen durch parallele Zugriffe 

Noch nicht als OGC Standard verabschiedet ist der Gazetteer Service, der zurzeit auf Basis ei-

nes Best Practices Dokumentes weiterentwickelt wird (vgl. OGC 2006e). Der Gazetteer Service 

basiert im Wesentlichen auf dem WFS (WFS-G) und ist angelehnt an die ISO-Norm 19112 Spatial 

referencing by geographic identifiers. Ein Gazetteer ist im Prinzip ein geographisches Ortsna-

mensverzeichnis. Ein WFS-G ermöglicht die Zuordnung von Ortsbezeichnungen (z.B. Adresse) zu 

Features über Koordinaten (Verortung der Ortsbezeichnung). Wie der WFS unterstützt auch der 

WFS-G die Operationen GetCapabilities, DescribeFeatureType und GetFeature sowie optional 

GetGmlObject.  

3.3.2.6 Web Coverage Service

Die Web Coverage Service (WCS) Implementation Specification erlaubt die Übergabe 

von Coverages (vgl. OGC 2006d). Der WCS beschränkt sich dabei auf die Teilmenge der Grid Co-

verages, d.h. kontinuierliche Daten, die auf einem regelmäßigen Grid basieren (vgl. Kap. 3.3.1.1). 

Ein WCS unterstützt neben der obligatorischen GetCapabilities-Operation die Operationen Des-

cribeCoverage und GetCoverage (vgl. Tab. 11). Über die GetCoverage-Operation kann ein Client, 

nachdem er über einen GetCapabilities- und DescribeCoverage-Request in Erfahrung gebracht 

hat, welche Coverages verfügbar sind, diese von einem WCS anfordern. Die Abfrage kann durch 

entsprechende  Parameterwerte  hinsichtlich  des  Koordinatenreferenzsystems,  der  räumlichen 

und ggf. zeitlichen Ausdehnung und der Wertemengen eingegrenzt werden. 

Tab. 11: Unterstützte Operationen des Web Coverage Service (WCS) (nach OGC 2006d).

Web Coverage Service (WCS)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

DescribeCoverage Abruf einer Beschreibung der über den WCS verfügbaren Coverages 

GetCoverage Abruf eines Coverages
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3.3.2.7 Web Processing Service

Der OpenGIS® Web Processing Service (WPS) erlaubt die Bereitstellung von GIS-Funk-

tionalitäten in einem Netzwerk (vgl. OGC 2007n). Unterstützt werden geoverarbeitende Prozesse 

von Vektor- und Rasterdaten. Die Bandbreite reicht von einfachen Verarbeitungsroutinen bis hin 

zu komplexen Berechnungsmodellen. Die Spezifikation definiert einen generischen Mechanismus 

zur Beschreibung und Umsetzung beliebiger Prozesse ohne diese selbst zu spezifizieren. Damit 

stellt der WPS im Prinzip ein abstraktes Modell für die Realisierung sämtlicher geoverarbeitender 

Prozesse als Web Service bereit. Ein WPS unterstützt neben der GetCapabilities-Operation die 

Operationen DescribeProcess zum Erhalt detaillierter Informationen über die verfügbaren Pro-

zesse und Execute zur Durchführung eines bestimmten Prozesses (vgl. Tab. 12). Das Capabilities-

Dokument enthält u.a. einen ProcessOfferings-Abschnitt, der eine kurze Beschreibung der verfüg-

baren Prozesse enthält. Über die Verkettung von mehreren WPS zu einem Service Chain können 

komplexe Arbeitsabläufe abgebildet werden.

Tab. 12: Unterstützte Operationen des Web Processing Service (WPS) (nach OGC 2007n).

Web Processing Service (WPS)

Befehl Beschreibung

GetCapabilities Abfrage des Capabilities-Dokumentes, welches die Service-Metadaten 
beinhaltet (vgl. Web Service Common)

DescribeProcess Abruf einer Beschreibung der über den WPS verfügbaren Prozesse (inkl. 
der unterstützten Input- und Output-Parameter) 

Execute Aufruf eines Prozesses 

  

3.3.2.8 Web Coordinate Transformation Service

Die OpenGIS® Implementation Specification: Coordinate Transformation Services 

(CTS) beschreibt Schnittstellen für die Transformation von Koordinaten von einem Koordina-

tenreferenzsystem in ein anderes (vgl. OGC 2001a). In der Spezifikation sind Profile für CORBA-, 

COM- und Java-Umgebungen enthalten. 

Der  Web Coordinate Transformation Service (WCTS)  zur webbasierten Koordinaten-

transformation von Features oder Coverages ist vom OGC noch nicht verabschiedet und liegt seit 

2007 als Draft Implementation Specification in der Version 0.4.0 vor (vgl. OGC 2007l). Der 

WCTS wird bei der Kombination bzw. gemeinsamen Nutzung von Geodaten aus unterschiedli-

chen Quellen, die in verschiedenen Koordinatensystemen gespeichert sind, benötigt. Er spielt ins-

besondere in Serviceketten bspw. in Kombination mit WMS, WCS und WFS ein wichtige Rolle.
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3.3.2.9 Location Services

Seit 2005 liegt die Implementierungsspezifikation OpenGIS® Location Services (OpenLS): 

Core Services zur Definition von Schnittstellen für den Bereich der ortsbezogenen Dienste (Lo-

cation Based Services, LBS) in der Version 1.1 vor (vgl. OGC 2005d). Die Spezifikation definiert 

eine offene Plattform für ortsbezogene Dienste (GeoMobility Server, vgl. Abb. 10) und beschreibt 

fünf Hauptdienste (Core Services):

 Der  Directory Service erlaubt die Suche nach nächstgelegenen oder bestimmten Orten, 

Produkten oder Services unter Angabe von Suchparametern wie bspw. Name, Typ, Kategorie, 

Schlüsselwort oder Telefonnummer und ggf. einer Positionsangabe, die über einen Gateway 

Service bestimmt werden kann.

 Der Gateway Service stellt die Schnittstelle zwischen dem GeoMobility Server und dem Lo-

cation Server (netzbasierte Positionierungsdienste) bereit.

 Der  Location Utility Service (Geocoder/Reverse Geocoder) liefert eine geographi-

sche Position auf die Angabe eines Ortsnamens, einer Straße und/oder einer Postleitzahl zu-

rück. Umgekehrt liefert er bei Angabe einer geographischen Position die komplette Adresse 

zurück.  

 Der Presentation Service rendert Geoinformationen für die Darstellung von in der Spezifi-

kation definierten abstrakten Datentypen (ADTs) auf einem mobilen Endgerät. Die ADTs um-

fassen bspw. Karten, die Geometrie einer Route, Points of Interest, Areas of Interest, Orte, Po-

sitionen und/oder Adressen. Der Presentation Service wird auch zur Darstellung von Wegbe-

schreibungen, die über den Route Service geliefert werden, eingesetzt.

 Der  Route Service berechnet Routen für Navigationsanwendungen unter Angabe eines 

Startpunktes (wird i.d.R. über den Gateway Service ermittelt) und eines Zielortes (kann bspw. 

über den Directory Service ermittelt werden). Optional können Wegpunkte, die Routeneigen-

schaften (schnellste, kürzeste, etc.) und die bevorzugte Beförderungsart angegeben werden. Es 

ist zudem möglich Routen zu speichern oder gespeicherte Routen abzufragen. 

Derzeit arbeitet eine Arbeitsgruppe des OGC an einer Erweiterung der OpenLS Spezifikation um 

einen Navigation Service, der eine Erweiterung des Route Services um zusätzliche Navigati-

onsparameter darstellt. Für den Austausch von Informationen zwischen den Core Services wer-

den abstrakte Datentypen (ADTs) verwendet, die zusammen das OpenLS Information Model 

bilden.

50 |



Interoperabilität durch Nutzung von OpenGIS®  | 3 

3.3.2.10 Sensor Web

Die Sensor Web Enablement (SWE) Initiative des OGC entwickelt und testet neben den 

Implementation  Specifications  für  Schemata  zur  Sensor-  und  Datenbeschreibung  (vgl.  Kap. 

3.3.1.5) Implementation Specifications für Services zur webbasierten Nutzung von Sensoren in ei-

ner Informations-Infrastruktur. Der Sensor Observation Service (SOS) ist eine einheitliche 

Schnittstelle für den Zugriff auf Sensorinformationen und Messdaten (vgl. OGC 2007b). Die 

Steuerung von Sensoren wird durch den  Sensor Planning Service (SPS)  ermöglicht (vgl. 

OGC 2007c). Über den SPS können Sensoren programmiert oder kalibriert werden, Messreihen 

gestartet bzw. geändert oder Simulationsmodelle ausgeführt werden. Darüber hinaus prüft der 

SPS die Realisierbarkeit einer Client-Anfrage und bietet ggf. Alternativen an. Die Registrierung 

für und der Erhalt von Meldungen bei Eintritt eines vorgegebenen oder benutzerdefinierten Er-

eignisses in Echtzeit erfolgt über die  Sensor Alert Service (SAS)  Schnittstelle (vgl.  OGC 

2007d). Die SAS-Spezifikation befindet sich nach einem Request for Comment Ende 2007 derzeit 

in der Revision. Die Web Notification Service (WNS) Schnittstelle ermöglicht die Führung 

eines Dialogs zwischen dem Client und einem oder mehreren Services. Der WNS übergibt dabei 

Nachrichten an den Client. Im Bereich des Sensor Webs können mit Hilfe des WNS bspw. Alarm-

meldungen des SAS übergeben werden. Der WNS ist noch nicht verabschiedet, es wird derzeit in 

Zusammenarbeit mit der Organization for the Advancement of Structured Information Standard 

(OASIS)  eine Integration  der  OASIS-Spezifikationen Web Services  Notification  (WS-N) und 

Asynchronus Service Access Protocol (ASAP) angestrebt (vgl. OGC 2008b).   
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Abb. 10: Die Architektur des GeoMobility Server (OGC 2005d: 7).
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4 ANFORDERUNGSANALYSE

In Kapitel 2.2 wird dargelegt, dass die Kommunalverwaltung den derzeitigen Anforderungen nur 

durch die Optimierung und Neugestaltung bestehender Prozesse gerecht werden kann. Entschei-

dend ist die organisationsübergreifende Vernetzung von Teilprozessen sowie die durchgängig me-

dienbruchfreie und vollständig elektronische Abwicklung der Geschäftsprozesse, inkl. der Kom-

munikation mit dem Bürger bzw. Kunden. Bei der Prozessoptimierung werden im Wesentlichen 

folgende Ziele verfolgt:

 Verkürzung der Prozesszeiten (bspw. Zeiten für die Suche nach Informationen);

 Automatisierung von wiederkehrenden Prozessschritten;

 Nutzerorientierte Prozessunterstützung (Workflow);

 Vermeidung von Doppelarbeit durch zentrale Bereitstellung von allgemein nutzbaren Infor-

mationen („Wissen teilen“).

Verwaltungsprozesse sind durch Repetitivität (Routinearbeiten), Linearität (z.B. Mitzeichnungs-

verfahren), Konsistenz (Rechtsbindung), Bilateralität (Einbindung des Kunden) und Dezentralität 

(fragmentiertes, verteiltes Arbeiten) gekennzeichnet (vgl. BECKER et al. 2003: 33 f.). BECKER et 

al. (2003: 38) unterscheiden zwischen Führungsprozessen, strategischen Kernprozessen, operati-

ven Kernprozessen (Ausführungsprozesse) und Supportprozessen (Unterstützungs- oder Service-

prozesse). Führungsprozesse setzen Rahmenbedingungen in Form von strategischen Zielset-

zungen (Leitbilder, Strukturen). Strategische Kernprozesse (z.B. Stadtplanung, Wirtschafts-

förderung) schaffen Rahmenbedingungen für die Erreichung der durch Führungsprozesse vorge-

gebenen Ziele. Operative Kernprozesse (z.B. Auskünfte, Genehmigungsverfahren) erbringen 

kundenorientierte Verwaltungsdienstleistungen.  Supportprozesse unterstützen die Kernpro-

zesse. 

Bei der Bereitstellung raumbezogener Informationen handelt es sich um Supportprozesse zur Un-

terstützung eines oder mehrerer Kernprozesse. Je nach Informationsbedarf müssen mitunter 

komplexe Prozessketten zur Generierung der innerhalb des Kernprozesses geforderten Informa-

tionen gebildet werden. Je automatisierter diese ablaufen können, desto schneller steht die Infor-

mation zur Verfügung und desto schneller kann auch der gesamte Kernprozess abgewickelt wer-

den. Handelt es sich um einen Kernprozess mit hohem Wiederholungsgrad, kann bei einer rei-

bungslos funktionierenden Informationsbereitstellung durch Zeiteinsparungen ein sehr hoher 

Nutzen durch reduzierte Prozesskosten bzw. eine effizientere Prozessgestaltung erzielt werden. 

Neben diesem quantitativen und monetär verwertbaren Nutzenpotenzial spielt das qualitativ zu 

erzielende Nutzenpotenzial (verbesserter Bürgerservice durch kürzere Verfahrenszeiten, fundier-

tere und rechtssichere Entscheidungen durch qualitativ hochwertige Informationsgrundlagen) 

bei der Prozessoptimierung durch GIS-Integration eine gewichtige Rolle.
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Wesentliche Grundlage für die Gestaltung eines Supportprozesses für den optimierten Einsatz 

von Geoinformationen und GIS-Funktionalität ist die Ermittlung der zu unterstützenden Kern-

prozesse und der aus ihnen resultierenden Anforderungen. Eine Möglichkeit, die erforderlichen 

Kenntnisse zu erlangen, bietet die Modellierung des Prozessablaufs, die Identifizierung der Punk-

te im Prozessablauf, an denen ein Informationsbedarf aufgrund eines Entscheidungserfordernis-

ses oder einer Interaktion entsteht, sowie, darauf aufbauend, die Ermittlung von Art und Umfang 

des Informationsbedarfs. 

Nachfolgend werden zwei beispielhafte kommunale Kernprozesse aus dem Bau- und Planungsbe-

reich hinsichtlich ihrer Anforderungen an die Bereitstellung raumbezogener Informationen un-

tersucht. Dabei wird der Weg von der Planung eines Baugebietes bis hin zur Baufertigstellung 

prozesshaft nachvollzogen. Betrachtet wird mit der Bauleitplanung ein strategischer Kernpro-

zess, bei dem die Qualitätssicherung im Vordergrund steht und mit der Baugenehmigung ein 

operativer Kernprozess, der auf eine effiziente Leistungserbringung fokussiert. Da die Abläufe 

beider Prozesse weitestgehend rechtlich vorgegeben sind, eignen sie sich sehr gut für eine von ört-

lichen Begebenheiten losgelöste Betrachtung. Die Prozessbeschreibung orientiert sich an den ge-

setzlichen Bestimmungen und ist jeweils auf die Skizzierung eines idealtypischen und vereinfach-

ten Prozessablaufes beschränkt. 

Die Abläufe der Kernprozesse unter Berücksichtigung der beteiligten Organisationseinheiten wer-

den zunächst mit Hilfe von Flussdiagrammen in Anlehnung an die Arbeitshilfe „Geschäftspro-

zessmodellierung in der Öffentlichen Verwaltung (GPM-ÖV)“ (vgl. BIT 2006) beschrieben. An-

schließend werden einzelne Teilprozesse herausgegriffen und die Anforderungen an die Informa-

tionsbereitstellung mit Hilfe der Unified Modelling Language (UML)  in Form von Use Cases 

herausgearbeitet. 

4.1 KERNPROZESS BAULEITPLANUNG

Im Folgenden wird der strategische Kernprozess Bauleitplanung, in dem es um die Aufstellung 

von Bauleitplänen geht, beschrieben und die Anforderungen an die Bereitstellung und den Aus-

tausch von raumbezogenen Informationen herausgearbeitet. Neben dem „normalen“ Bauleit-

planverfahren gibt es auf der Ebene der Bebauungsplanung die Möglichkeit der Durchführung ei-

nes vereinfachten oder beschleunigten Verfahrens. Diese beiden Verfahrensarten werden nicht 

mit betrachtet, da ähnliche Anforderungen an die Informationsbereitstellung wie bei einem „nor-

malen“ Bauleitplanverfahren bestehen.

4.1.1 PROZESSABLAUF

Die Bauleitplanung umfasst zwei Planungsebenen, die Flächennutzungsplanung und die Bebau-

ungsplanung. Der Flächennutzungsplan (FNP) legt als vorbereitender Bauleitplan die städtebau-

lich beabsichtigte Bodennutzung für das gesamte Gemeindegebiet in den Grundzügen fest. Die 
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Darstellungen des FNP entfalten gegenüber dem Bürger keine rechtliche Bindungswirkung, sind 

jedoch verwaltungsintern bindend. Der Bebauungsplan (B-Plan) als verbindlicher Bauleitplan ist 

aus dem FNP zu entwickeln und setzt Art und Maß der baulichen Nutzung sowie weitere differen-

zierte Vorgaben zur Bebauung für einen Teil des Gemeindegebietes fest. Widerspricht die beab-

sichtigte Festsetzung des B-Plan der Darstellung im FNP, ist im Vorfeld bzw. parallel eine Ände-

rung des FNP erforderlich. Der B-Plan wird als Satzung (Ortsrecht) beschlossen und entspre-

chend sind die Festsetzungen eines B-Plan bei der Genehmigung von Bauvorhaben in ihrem Gel-

tungsbereich bindend (vgl. Kap. 4.2.2.1). Im Folgenden wird der typische Prozessablauf im Rah-

men der Aufstellung eines B-Plan beschrieben (vgl. Abb. 11). Das Verfahren zur Aufstellung bzw. 

Änderung eines FNP ist vom Ablauf her ähnlich, so dass es nicht gesondert betrachtet wird.

Das Verfahren zur Aufstellung von Bauleitplänen ist im Baugesetzbuch geregelt. Üblicherweise 

beschließt das zuständige gemeindliche Gremium auf der Grundlage eines ersten städtebaulichen 

Konzeptes, welches den räumlichen Geltungsbereich des B-Plan und die planerische Zielsetzung 

für das Planungsgebiet definiert, die Aufstellung des B-Plan. Anschließend wird eine frühzeitige 

Beteiligung der Öffentlichkeit bspw. im Rahmen einer Anhörung durchgeführt, in der die Bürger 

über die allgemeinen Ziele, den Zweck sowie die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung 

unterrichtet werden und ihnen Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben wird. Neben 

der Öffentlichkeit werden auch die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB), 

deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt sein könnte, frühzeitig beteiligt und zur Äuße-

rung aufgefordert. Hierbei wird auch der erforderliche Umfang und Detaillierungsgrad der durch-

zuführenden Umweltprüfung abgestimmt (Scoping). Die Umweltprüfung ist integrierter Bestand-

teil des Bauleitplanverfahrens und dient der Ermittlung und Bewertung der voraussichtlichen er-

heblichen Umweltauswirkungen der Planung. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der früh-

zeitigen Beteiligung wird der Entwurf des B-Plan erarbeitet. Dieser umfasst die zeichnerischen 

und textlichen Festsetzungen, den Entwurf der Begründung einschl. Umweltbericht, in dem die 

Ergebnisse der Umweltprüfung dokumentiert sind, und örtliche Bauvorschriften. Das zuständige 

gemeindliche Gremium billigt den Bauleitplanentwurf und beschließt dessen öffentliche Ausle-

gung. Die Öffentlichkeit hat für die Dauer eines Monats Gelegenheit die Planunterlagen einzuse-

hen und Stellungnahmen abzugeben. Parallel zur öffentlichen Auslegung werden die von der Pla-

nung berührten Behörden und sonstigen TöB zur Stellungnahme aufgefordert. Anschließend 

werden die eingegangenen Stellungnahmen ausgewertet, soweit zielführend in der Planung be-

rücksichtigt und die öffentlichen Belange gegen- und untereinander abgewogen. Führt das Ergeb-

nis der Abwägung zu einer wesentlichen Planänderung wird die Offenlage erneut durchgeführt. 

Ansonsten beschließt das zuständige gemeindliche Gremium den Plan als Satzung. Mit der öf-

fentlichen Bekanntmachung tritt der B-Plan in Kraft.
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Abb. 11: Kernprozess Bauleitplanung (eigene Darstellung).
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4.1.2 USE CASES

Innerhalb des Bauleitplanverfahrens sind zwei Teilprozesse identifizierbar, in denen entschei-

dungsrelevante raumbezogene Informationen benötigt bzw. zwischen den Prozessbeteiligten aus-

getauscht werden und die im Folgenden jeweils in Form von Use Cases beschrieben werden:

 die Erstellung eines Bebauungsplans und

 die Durchführung der Beteiligung (frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, öf-

fentliche Auslegung, Behördenbeteiligung). 

Zunächst erfolgt die Modellierung (vgl. Abb. 12) und Beschreibung (vgl. Tab. 13) der Use Cases 

im Teilprozess Erstellung eines Bebauungsplans.
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Tab. 13: Use Case Beschreibung – Erstellung eines Bebauungsplans.

Erstellung Bebauungsplan – Use Case Beschreibung

Use Case Name Plangebiet lokalisieren

Beschreibung Lokalisierung des Plangebietes auf einer Karte.

Ziel Das Plangebiet ist auf einer Karte lokalisiert.

Vorbedingung Das Plangebiet ist identifiziert (z.B. Nummer oder Name des B-Plan).

Nachbedingung Die Karte zeigt den räumlichen Geltungsbereich des B-Plan an.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. B-Plan eingeben (Nummer/Name) oder aus Liste auswählen
3. Karte mit dem räumlichen Geltungsbereich wird angezeigt

Use Case Name Räumlichen Geltungsbereich festlegen

Beschreibung Festlegung des räumlichen Geltungsbereichs des B-Plan.

Ziel Der räumliche Geltungsbereich des B-Plan ist festgelegt und steht für die weitere Be-
arbeitung zur Verfügung.

Vorbedingung Es besteht ein Planungserfordernis.

Nachbedingung Der räumliche Geltungsbereich des B-Plan ist erfasst.

Ablauf 1. Datengrundlage (Liegenschaftskataster, Flächennutzungsplan) abfragen
2. Räumlichen Geltungsbereich auf Basis des Liegenschaftskatasters erfassen 

Use Case Name Planungsrelevante Informationen abfragen

Beschreibung Abfrage der planungsrelevanten Informationen (Grundlagendaten wie bspw. Liegen-
schaftsdaten, Orthophotos, übergeordnete Planungen, kommunalstatistische Daten, 
Natur- und Umweltdaten, ...).

Ziel Alle für die Erstellung des B-Plan benötigten Informationen sind abgefragt und aus-
gewertet.

Vorbedingung Alle planungsrelevanten Informationen stehen zur Verfügung.

Nachbedingung Alle planungsrelevanten Informationen sind abgefragt und ausgewertet.

Ablauf 1. Planungsrelevante Informationen abrufen
2. Planungsrelevante Informationen auswerten

Use Case Name Städtebauliches Konzept entwickeln

Beschreibung Entwicklung des städtebaulichen Konzeptes (Ziel und Zweck der Planung) für das 
Plangebiet unter Berücksichtigung des räumlichen Geltungsbereichs und aller plan-
ungsrelevanten Informationen (Flächennutzungsplan, kommunalstatistische 
Daten, ...).

Ziel Das städtebauliche Konzept für das Plangebiet ist entwickelt und verfügbar.

Vorbedingung Der räumliche Geltungsbereich ist festgelegt und alle für die Entwicklung des städte-
baulichen Konzeptes erforderlichen Informationen stehen zur Verfügung.

Nachbedingung Das städtebauliche Konzept für das Plangebiet ist erstellt.

Ablauf 1. Räumlichen Geltungsbereich abfragen
2. Planungsrelevante Informationen abfragen
3. Städtebauliches Konzept erstellen

Use Case Name Fachgutachten erstellen

Beschreibung Erstellung von fachlichen Gutachten zur Beurteilung der Ausgangssituation des Plan-
gebietes und der potenziellen Auswirkungen der Planung  (bspw. Lärmgutachten, 
Bodengutachten, Klimagutachten, Verkehrsgutachten, ...).

Ziel Alle für die Erarbeitung des B-Plan erforderlichen Fachgutachten sind erstellt.

Vorbedingung Der räumliche Geltungsbereich ist festgelegt und der Gutachtenbedarf ist im Zuge 
der Entwicklung des städtebaulichen Konzeptes sowie durch die frühzeitige Beteili-
gung ermittelt.

| 57



Mehrwertschöpfung durch Integration von OpenGIS in kommunale Prozesse

Erstellung Bebauungsplan – Use Case Beschreibung

Nachbedingung Alle erforderlichen fachlichen Gutachten sind erstellt.

Ablauf 1. Räumlichen Geltungsbereich abfragen
2. Städtebauliches Konzept abfragen
3. Weitere gutachtenrelevante Informationen abfragen
4. Fachgutachten erstellen

Use Case Name Umweltprüfung durchführen

Beschreibung Ermittlung und Bewertung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen. 
Dokumentation der Ergebnisse in einem Umweltbericht als Teil der Begründung 
zum B-Plan.

Ziel Die Umweltprüfung zum B-Plan ist durchgeführt und in einem Umweltbericht doku-
mentiert.

Vorbedingung Der räumliche Geltungsbereich ist festgelegt und es stehen sämtliche für die Durch-
führung der Umweltprüfung erforderlichen Informationen zur Verfügung.

Nachbedingung Die Umweltprüfung ist durchgeführt und die Ergebnisse sind dokumentiert.

Ablauf 1. Räumlichen Geltungsbereich abfragen
2. Städtebauliches Konzept bzw. Vorentwurf des B-Plan abfragen
3. Weitere umweltprüfungsrelevante Informationen abfragen
4. Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen ermitteln und bewerten
5. Umweltbericht erstellen

Use Case Name Eingriffsregelung abarbeiten

Beschreibung Abarbeitung der Eingriffsregelung (wenn rechtlich erforderlich) und Erstellung eines 
Konzeptes zum Ausgleich der durch den B-Plan voraussichtlich verursachten erheb-
lichen Eingriffe in Natur und Landschaft. 

Ziel Die Eingriffsregelung ist abgearbeitet und die durch den B-Plan verursachten erheb-
lichen Eingriffe in Natur und Landschaft sind ausgeglichen.

Vorbedingung Der räumliche Geltungsbereich ist festgelegt, der Vorentwurf des B-Plan ist verfüg-
bar und die Eingriffsregelung ist anzuwenden (abhängig von der bauplanungsrecht-
lichen Situation).

Nachbedingung Die voraussichtlichen erheblichen Eingriffe in Natur und Landschaft sind formal aus-
geglichen und die dazu erforderlichen Maßnahmen im B-Plan festgesetzt.

Ablauf 1. Räumlichen Geltungsbereich abfragen
2. Vorentwurf des B-Plan abfragen
3. Weitere für die Abarbeitung der Eingriffsregelung erforderlichen Informationen 
(z.B. Bodengutachten, Klimagutachten und weitere Fachgutachten) abfragen
4. Art und Umfang des voraussichtlichen Eingriffs ermitteln
5. Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich des ermittelten Ein-
griffs vorschlagen
6. Maßnahmen im B-Plan festsetzen  

Use Case Name Bebauungsplan-Entwurf erstellen

Beschreibung Erstellung des Entwurfs des B-Plan, bestehend aus zeichnerischen Festsetzungen, 
textlichen Festsetzungen, der Begründung einschl. Umweltbericht und örtlichen 
Bauvorschriften. In den Entwurf fließen alle erstellten Fachgutachten, die Ergebnisse 
der Umweltprüfung, das Ausgleichskonzept gemäß Eingriffsregelung und alle sonsti-
gen Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung ein. 

Ziel Der B-Plan-Entwurf ist erstellt und verfügbar.

Vorbedingung Der räumliche Geltungsbereich ist festgelegt, der Vorentwurf des B-Plan ist verfüg-
bar und alle für die Erstellung des Entwurfs erforderlichen Informationen sind ver-
fügbar.

Nachbedingung Der B-Plan-Entwurf ist erstellt und verfügbar.
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Erstellung Bebauungsplan – Use Case Beschreibung

Ablauf 1. Räumlichen Geltungsbereich abfragen
2. Vorentwurf des B-Plan abfragen
3. Ergebnisse der Fachgutachten, der Umweltprüfung und der Eingriffsregelung so-
wie Anregungen/Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung abfragen
4. Entwurf des B-Plan erstellen

Use Case Name Stellungnahmen auswerten

Beschreibung Auswertung der während der (frühzeitigen) Beteiligung von der Öffentlichkeit sowie 
den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange abgegebenen Stellung-
nahmen.

Ziel Alle während der (frühzeitigen) Beteiligung abgegebenen Stellungnahmen sind aus-
gewertet.

Vorbedingung Die Stellungnahmen zum (Vor-)Entwurf des B-Plan sind fristgerecht beim Planungs-
träger eingegangen.

Nachbedingung Alle beim Planungsträger während der Beteiligungsfrist eingegangenen Stellung-
nahmen sind ausgewertet.

Ablauf 1. Stellungnahmen entgegennehmen
2. Stellungnahmen auswerten

Use Case Name Belange abwägen

Beschreibung Abwägung aller von der Planung berührten Belange.

Ziel Alle von der Planung berührten Belange sind gegen- und untereinander abgewogen.

Vorbedingung Die während der Beteiligung fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen sind ausge-
wertet.

Nachbedingung Alle von der Planung berührten Belange sind gegen- und untereinander abgewogen 
und die Ergebnisse der Abwägung sind dokumentiert.

Ablauf 1. Stellungnahmen auswerten
2. Belange gegen- und untereinander abwägen
3. Ergebnisse der Abwägung dokumentieren

Use Case Name Bebauungsplan veröffentlichen

Beschreibung Veröffentlichung des zur Satzung beschlossenen B-Plan.

Ziel Der zur Satzung beschlossene B-Plan ist veröffentlicht und verfügbar.

Vorbedingung Der B-Plan ist zur Satzung beschlossen.

Nachbedingung Der B-Plan ist veröffentlicht.

Ablauf 1. B-Plan veröffentlichen
2. B-Plan ist öffentlich verfügbar

Im Folgenden werden die Use Cases im Rahmen des Teilprozesses Durchführung der Beteili-

gung im Rahmen der Bauleitplanung modelliert (vgl. Abb. 13) und beschrieben (vgl. Tab. 14).
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Abb. 13: Use Case Diagramm – Durchführung der Beteiligung (eigene Darstellung).

Tab. 14: Use Case Beschreibung – Durchführung der Beteiligung.

Beteiligung – Use Case Beschreibung

Use Case Name Plangebiet lokalisieren

Beschreibung Lokalisierung des Plangebietes auf einer Karte.

Ziel Das Plangebiet ist auf einer Karte lokalisiert.

Vorbedingung Das Plangebiet ist identifiziert (z.B. Nummer oder Name des B-Plan).

Nachbedingung Die Karte zeigt den räumlichen Geltungsbereich des B-Plan an.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. B-Plan eingeben (Nummer/Name) oder aus Liste auswählen
3. Karte mit dem räumlichen Geltungsbereich wird angezeigt

Use Case Name Bebauungsplan-(Vor-)Entwurf prüfen

Beschreibung Prüfung und Bewertung des B-Plan-(Vor-)Entwurfs hinsichtlich der Auswirkungen 
z.B. auf die Umwelt, das Wohnumfeld, die Infrastruktur, etc. 

Ziel Der B-Plan-(Vor-)Entwurf ist geprüft und hinsichtlich der Auswirkungen auf die vom 
Akteur vertretenen Belange bewertet.

Vorbedingung Der B-Plan-(Vor-)Entwurf steht zur Einsichtnahme zur Verfügung.

Nachbedingung Der B-Plan-(Vor-)Entwurf ist geprüft und bewertet.

Ablauf 1. B-Plan-(Vor-)Entwurf bereitstellen
2. B-Plan-(Vor-)Entwurf abrufen
3. B-Plan-(Vor-)Entwurf prüfen und bewerten

Use Case Name Planungsrelevante Informationen abfragen
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Beteiligung – Use Case Beschreibung

Beschreibung Abfrage der vom Planungsträger bereitgestellten planungsrelevanten Informationen 
(Fachgutachten, Umweltbezogene Stellungnahmen, Erschließungskonzept, ...)

Ziel Alle für die Überprüfung der Planung relevanten Informationen sind abgefragt und 
ausgewertet.

Vorbedingung Alle planungsrelevanten Informationen stehen zur Verfügung.

Nachbedingung Alle planungsrelevanten Informationen sind abgefragt und ausgewertet.

Ablauf 1. Planungsrelevante Informationen bereitstellen
2. Planungsrelevante Informationen abrufen
3. Planungsrelevante Informationen auswerten

Use Case Name Stellungnahme abgeben

Beschreibung Verfassung und Abgabe einer Stellungnahme zum (Vor-)Entwurf des B-Plan zur 
Wahrung bestimmter Interessen im Zusammenhang mit der beabsichtigten Planung.

Ziel Der am Bebauungsplanverfahren Beteiligte hat eine Stellungnahme zum (Vor-)Ent-
wurf des B-Plan abgegeben.

Vorbedingung Der (Vor-)Entwurf des B-Plan ist erstellt und kann gemeinsam mit allen planungs-
relevanten Informationen eingesehen werden.

Nachbedingung Die Stellungnahme ist abgegeben und steht dem Planungsträger zur Auswertung zur 
Verfügung.

Ablauf 1. Stellungnahme verfassen
2. Stellungnahme übermitteln

Zusammenfassend bestehen im Rahmen des Kernprozesses Bauleitplanung im Wesentlichen fol-

gende Anforderungen an die Bereitstellung von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten:

 Abruf, kartographische Visualisierung und Kombination von planungsrelevanten Informatio-

nen durch alle Prozessbeteiligten;

 Digitale Datenerfassung und -verarbeitung durch den Planungsträger sowie ggf. beauftragte 

Gutachter; 

 Veröffentlichung des B-Plans nach Satzungsbeschluss.

4.2 KERNPROZESS BAUGENEHMIGUNG

Der operative Kernprozess Baugenehmigung wird in der im Rahmen der vorliegenden Arbeit be-

trachteten Ausprägung durch die Bauabsicht eines Bauinteressenten ausgelöst und lässt sich in 

drei Phasen unterteilen:

 Beratung des Bauinteressenten, 

 Baugenehmigungsverfahren sowie

 Bauüberwachung und Bauabnahme.

Im Folgenden werden diese drei Prozessphasen einzeln beschrieben und jeweils Anforderungen 

an die Bereitstellung raumbezogener Informationen herausgearbeitet. 
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4.2.1 BERATUNG DES BAUINTERESSENTEN

4.2.1.1 Prozessablauf

Der betrachtete Kernprozess Baugenehmigung wird ausgelöst durch die Bauabsicht eines Bauin-

teressenten. Falls ihm noch kein Grundstück zur Verfügung steht, stellt er eine entsprechende 

Anfrage an die Gemeinde (vgl. Abb. 14). Diese ermittelt anhand der von den Fachbehörden be-

reitgestellten Daten die aus den öffentlich-rechtlichen Vorschriften resultierenden Restriktionen, 

die die potenziell bebaubare Fläche einschränken, sowie aktuell zum Verkauf stehende städtische 
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Grundstücke. Anschließend werden die potenziell geeigneten Bauplätze unter Berücksichtigung 

der Kundenwünsche ermittelt und mit dem Interessenten mögliche Bauvorhaben erörtert. Wer-

den potenziell geeignete Bauplätze gefunden, kann das Grundstück erworben (vorausgesetzt es 

steht zum Verkauf) und eine Bauvoranfrage bzw. ein Bauantrag gestellt werden. Das Grund-

stücksgeschäft ist, sofern es sich um ein städtisches Grundstück handelt, als eigenständiger Kern-

prozess zu sehen und soll an dieser Stelle nicht weiter vertieft werden.      

4.2.1.2 Use Cases

Innerhalb der Beratung des Bauinteressenten sind drei Teilprozesse identifizierbar, in denen ent-

scheidungsrelevante raumbezogene Informationen benötigt werden:

 die Abfrage der Daten, welche die Bebaubarkeit eines Grundstückes einschränken bzw. be-

günstigen,

 die Ermittlung potenziell geeigneter Bauplätze und

 die Erstellung einer Bauvoranfrage bzw. eines Bauantrags durch den Antragsteller.

Darüber hinaus ist die Weitergabe von raumbezogenen Informationen (grundstücksbezogene In-

formationen) zwischen den Prozessbeteiligten erforderlich.

Zunächst werden die Use Cases der Teilprozesse Abfrage der Daten und Ermittlung poten-

ziell geeigneter Bauplätze modelliert  (vgl. Abb. 15) und beschrieben (Tab. 15). 

Die Ermittlung potenziell geeigneter Bauplätze ist nicht Bestandteil des formalen Baugenehmi-

gungsverfahrens und wird als Beispiel für eine von der Kommunalverwaltung informell wahrge-

nommene kundenorientierte Dienstleistung in die Prozessbetrachtung miteinbezogen. 
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Tab. 15: Use Case Beschreibung – Ermittlung potenziell geeigneter Bauplätze.

Ermittlung potenzieller Bauplätze – Use Case Beschreibung

Use Case Name Kundenwünsche erfassen

Beschreibung Entgegennahme und Dokumentation der Wünsche des Kunden bezüglich eines Bau-
vorhabens.

Ziel Die Kundenwünsche sind ermittelt und dokumentiert.

Vorbedingung Der Kunde hat Wünsche bezüglich eines Bauvorhabens angegeben.

Nachbedingung Die Wünsche des Kunden bezüglich eines Bauvorhabens sind erfasst.

Ablauf 1. Wünsche des Kunden bezüglich eines Bauvorhabens entgegen nehmen
2. Wünsche des Kunden bezüglich eines Bauvorhabens dokumentieren

Use Case Name Daten bereitstellen

Beschreibung Bereitstellung aller für die Ermittlung potenzieller Bauplätze erforderlichen Daten. 

Ziel Alle für die Ermittlung potenzieller Bauplätze erforderlichen Daten stehen bereit.

Vorbedingung Die für die Ermittlung potenzieller Bauplätze erforderlichen Daten sind von der 
Fachbehörde erfasst und werden von ihr gepflegt.

Nachbedingung Die für die Ermittlung potenzieller Bauplätze erforderlichen Daten sind verfügbar.

Ablauf 1. Daten bereitstellen 
2. Organisationsübergreifenden Zugriff auf die Daten ermöglichen

Use Case Name Potenzielle Bauplätze ermitteln

Beschreibung Ermittlung der potenziell geeigneten Bauplätze unter Berücksichtigung der Wünsche 
des Kunden sowie der aus den Daten der Fachbehörden resultierenden Einschränk-
ungen (z.B. Schutzgebiete) und Angebote (z.B. Baugebiete, Baulücken).

Ziel Die potenziell geeigneten Bauplätze sind ermittelt.

Vorbedingung Die Wünsche des Kunden sind erfasst und die für die Ermittlung potenzieller Bau-
plätze erforderlichen Daten der Fachbehörden stehen bereit.
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Ermittlung potenzieller Bauplätze – Use Case Beschreibung

Nachbedingung Die potenziell geeigneten Bauplätze werden angezeigt.

Ablauf 1. Kundenwünsche abrufen
2. Einschränkungen und Angebote abfragen
3. Potenziell geeignete Bauplätze unter Berücksichtigung der Kundenwünsche sowie 
der Einschränkungen und Angebote ermitteln 

Use Case Name Potenzielle Bauplätze lokalisieren

Beschreibung Lokalisierung der potenziell geeigneten Bauplätze auf einer Karte.

Ziel Die potenziell geeigneten Bauplätze sind auf einer Karte lokalisiert.

Vorbedingung Die potenziell geeigneten Bauplätze sind ermittelt.

Nachbedingung Die Karte zeigt die potenziell geeigneten Bauplätze an.

Ablauf 1. Potenziell geeignete Bauplätze abfragen
2. Karte wird angezeigt

Mit der  Erstellung einer Bauvoranfrage bzw. eines Bauantrags beginnt das formelle 

Verfahren im Kernprozess Baugenehmigung. Nachfolgende werden die Use Cases dieses Teilpro-

zesses modelliert (vgl. Abb. 16) und beschrieben (Tab. 16).
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Tab. 16: Use Case Beschreibung – Erstellung einer Bauvoranfrage/eines Bauantrags.

Erstellung Bauvoranfrage/Bauantrag – Use Case Beschreibung

Use Case Name Grundstück lokalisieren

Beschreibung Lokalisierung des Grundstücks auf einer Karte.

Ziel Das Grundstück ist auf einer Karte lokalisiert.

Vorbedingung Das Grundstück ist identifiziert.

Nachbedingung Die Karte zeigt den Ort des Bauvorhabens an.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Grundstück eingeben (Flurstück oder Adresse) oder aus Liste auswählen
3. Karte wird angezeigt

Use Case Name Grundstücksbezogene Informationen abfragen

Beschreibung Abfrage von Informationen (B-Plan, Denkmale etc.)  zu dem vom geplanten Bauvor-
haben betroffenen Grundstück.

Ziel Alle antragsrelevanten Informationen liegen vor.

Vorbedingung Das Grundstück ist identifiziert.

Nachbedingung Alle antragsrelevanten Informationen werden angezeigt.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Grundstück eingeben (Flurstück oder Adresse) oder aus Liste auswählen
3. Abzufragende Informationen eingeben oder auswählen
4. Abfrage starten
5. Informationen zum Grundstück werden angezeigt

Use Case Name Formular ausfüllen

Beschreibung Abruf und Ausfüllen des von der Baurechtsbehörde bereitgestellten Formulars zur 
Beantragung eines Bauvorbescheides/einer Baugenehmigung.

Ziel Der Antrag für einen Bauvorbescheid/eine Baugenehmigung ist vollständig ausge-
füllt.

Vorbedingung Alle antragsrelevanten Informationen liegen vor und das Formular steht zum Abruf 
bereit. 

Nachbedingung Das Formular zur Beantragung eines Bauvorbescheides/einer Baugenehmigung ist 
ausgefüllt.

Ablauf 1. Antragsrelevante Informationen abfragen
2. Formular abrufen
3. Formular unter Berücksichtigung der antragsrelevanten Informationen ausfüllen

Use Case Name Unterlagen zusammenstellen

Beschreibung Zusammenstellung der für die Beantragung eines Bauvorbescheides/einer Bauge-
nehmigung erforderlichen Unterlagen zur Vervollständigung des Antrags.

Ziel Es sind alle für die Beantragung eines Bauvorbescheides/einer Baugenehmigung er-
forderlichen Unterlagen zusammengestellt.

Vorbedingung Alle antragsrelevanten Informationen liegen vor. 

Nachbedingung Alle für die Beantragung eines Bauvorbescheides/einer Baugenehmigung erforder-
lichen Unterlagen sind zusammengestellt.

Ablauf 1. Antragsrelevante Informationen abfragen
2. Unterlagen unter Berücksichtigung der antragsrelevanten Informationen zusam-
menstellen
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4.2.2 BAUGENEHMIGUNGSVERFAHREN

4.2.2.1 Prozessablauf

Während das Bauplanungsrecht einen Rahmen für die Bebauung setzt (vgl. Kap. 4.1), regelt das 

Bauordnungsrecht die Realisierung von konkreten Bauvorhaben innerhalb dieses Rahmens. Die 

bauordnungsrechtlichen Vorschriften sind in den Bauordnungen der Bundesländer geregelt. Die 

Zulässigkeit eines Bauvorhabens richtet sich sowohl nach dem Bauplanungsrecht (städtebauli-

cher Rahmen) als auch nach dem Bauordnungsrecht (grundstücks- und baukörperbezogene An-

forderungen). Die bauplanungsrechtliche Prüfung beinhaltet die Prüfung, ob das geplante Bau-

vorhaben den geltenden Vorgaben (Festsetzungen des B-Plan, §34 oder §35 BauGB) entspricht. 

Die bauordnungsrechtliche Prüfung eines Bauvorhabens umfasst bspw. die Einhaltung von Ab-

standsflächen, den Nachweis der erforderlichen Stellplätze, die Anforderungen an den Brand-

schutz und die gesicherte Erschließung.

Die Errichtung von Bauvorhaben bedarf zumeist einer Genehmigung. Es wird das normale und 

das vereinfachte Verfahren unterschieden, die in den Landesbauordnungen geregelt sind. 

Das Baugenehmigungsverfahren beginnt mit der Einreichung eines formellen Bauantrags durch 

den Antragsteller (Bauherr, Architekt) bei der zuständigen Baurechtsbehörde (vgl. Abb. 17). Die 

Behörde nimmt den Antrag entgegen, legt eine neue Akte an und prüft die Art des durchzufüh-

renden Verfahrens. Anschließend werden die Antragsunterlagen auf Vollständigkeit geprüft. Sind 

die Unterlagen nicht vollständig, werden die fehlenden Unterlagen mit der Bestätigung des An-

tragseingangs beim Antragsteller nachgefordert. Der Antragsteller muss die fehlenden Unterlagen 

innerhalb einer Frist nachreichen. Sind die Unterlagen vollständig, wird eine Vorprüfung durch-

geführt. Im Rahmen der Vorprüfung werden die materielle Genehmigungsfähigkeit des Vorha-

bens geprüft und die zu beteiligenden Fachbehörden festgelegt. Beteiligt werden alle Fachbehör-

den, deren Zuständigkeit durch das jeweilige Vorhaben berührt ist.  Hierzu zählen bspw. die 

Stadtplanungsämter (bauplanungsrechtliche Prüfung), Tiefbauämter (Prüfung der Erschließung), 

Denkmalschutzbehörden  (denkmalschutzrechtliche  Prüfung),  Naturschutzbehörden  (natur-

schutzrechtliche Prüfung) und Umweltämter (u.a. wasserwirtschaftliche und immissionsschutz-

rechtliche Prüfung). Die beteiligten Fachbehörden haben ihre Stellungnahme zu dem Vorhaben 

(Zustimmung/Ablehnung, Anregung von Auflagen) innerhalb einer festgelegten Frist abzugeben. 

Anhand der Stellungnahmen und der Ergebnisse der bauordnungsrechtlichen Prüfung erfolgt die 

abschließende Bewertung der Genehmigungsfähigkeit. Ist das Bauvorhaben mit den öffentlich-

rechtlichen Belangen vereinbar, muss die Baurechtsbehörde die Baugenehmigung (ggf. mit Aufla-

gen) erteilen. Ist das Bauvorhaben nicht genehmigungsfähig, da es den öffentlich-rechtlichen Be-

langen widerspricht, wird ggf. eine Bauberatung durchgeführt, um das Bauvorhaben entspre-

chend anzupassen. Ist eine Anpassung des Bauvorhabens zur Erzielung der Genehmigungsfähig-

keit nicht möglich, wird der Bauantrag abgelehnt bzw. vom Bauherrn zurückgezogen.
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Abb. 17: Phase Baugenehmigungsverfahren im Kernprozess Baugenehmigung (eigene Darstellung).
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4.2.2.2 Use Cases

Innerhalb des Baugenehmigungsverfahrens sind drei Teilprozesse identifizierbar, in denen ent-

scheidungsrelevante raumbezogene Informationen benötigt werden:

 die Vorprüfung (Prüfung der materiellen Genehmigungsfähigkeit und Festlegung der zu be-

teiligenden Stellen),

 die Prüfung der Genehmigungsfähigkeit innerhalb der Fachbehörden und

 die Entscheidung der Genehmigungsfähigkeit innerhalb der Baurechtsbehörde.

Darüber hinaus ist die Weitergabe von raumbezogenen Informationen (grundstücksbezogene In-

formationen, Antragsunterlagen) zwischen den Prozessbeteiligten erforderlich.

Zunächst werden die Use Cases des Teilprozesses Vorprüfung modelliert (vgl. Abb. 18) und be-

schrieben (vgl. Tab. 17).
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Tab. 17: Use Case Beschreibung – Vorprüfung im Baugenehmigungsverfahren.

Vorprüfung – Use Case Beschreibung

Use Case Name Bauvorhaben lokalisieren

Beschreibung Lokalisierung des Bauvorhabens auf einer Karte.

Ziel Das Bauvorhaben ist auf einer Karte lokalisiert.

Vorbedingung Das Bauvorhaben ist erfasst und identifiziert.

Nachbedingung Die Karte zeigt den Ort des Bauvorhabens an.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Grundstück eingeben (Flurstück oder Adresse) oder aus Liste auswählen
3. Karte wird angezeigt

Use Case Name Genehmigungsrelevante Informationen abfragen

Beschreibung Abfrage von Informationen (Eigentümer, B-Plan, Baulasten, Altlasten, Denkmale, 
Schutzgebiete, etc.)  zu dem vom geplanten Bauvorhaben betroffenen Grundstück.

Ziel Die Baurechtsbehörde hat alle genehmigungsrelevanten Informationen erhalten.

Vorbedingung Das Grundstück ist identifiziert.

Nachbedingung Alle genehmigungsrelevanten Informationen werden angezeigt.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Grundstück eingeben (Flurstück oder Adresse) oder aus Liste auswählen
3. Abzufragende Informationen eingeben oder auswählen
4. Abfrage starten
5. Informationen zum Grundstück werden angezeigt

Use Case Name Öffentlich-rechtliche Belange prüfen

Beschreibung Prüfung der durch das Bauvorhaben potenziell betroffenen öffentlich-rechtlichen Be-
lange (Planungsrecht, Umweltschutz, Wasserwirtschaft, Immissionsschutz, Denk-
malschutz, Erschließung, etc.).

Ziel Es sind alle von dem Bauvorhaben potenziell betroffenen öffentlich-rechtlichen Be-
lange ermittelt.

Vorbedingung Die Informationen zur Beurteilung der Betroffenheit liegen vor.

Nachbedingung Alle von dem Bauvorhaben potenziell betroffenen öffentlich-rechtlichen Belange sind 
erhoben.

Ablauf 1. Grundstücksbezogene Informationen abfragen
2. Grundstücksbezogenen Informationen hinsichtlich der Betroffenheit öffentlich-
rechtlicher Belange auswerten
3. Vom Bauvorhaben betroffene öffentlich-rechtlichen Belange werden angezeigt

Use Case Name Zu beteiligende Stellen festlegen

Beschreibung Festlegung der am Baugenehmigungsverfahren zu beteiligenden Stellen anhand der 
von dem Bauvorhaben potenziell betroffenen öffentlich-rechtlichen Belange.

Ziel Die am Baugenehmigungsverfahren zu beteiligenden Stellen sind festgelegt.

Vorbedingung Die von dem Bauvorhaben potenziell betroffenen öffentlich-rechtlichen Belange sind 
erhoben.

Nachbedingung Die am Baugenehmigungsverfahren zu beteiligenden Stellen sind ermittelt.

Ablauf 1. Vom Bauvorhaben potenziell betroffene öffentlich-rechtlichen Belange ermitteln
2. Betroffene öffentlich-rechtliche Belange den für die Prüfung zuständigen Stellen 
(Behörden, Ämter und sonstige Organisationen) zuordnen
3. Am Baugenehmigungsverfahren zu beteiligende Stellen werden angezeigt 

Nachfolgend werden die Use Cases des Teilprozesses Prüfung der Genehmigungsfähigkeit 

im Baugenehmigungsverfahren modelliert (vgl. Abb. 19) und beschrieben (vgl. Tab. 18). 
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Tab. 18: Use Case Beschreibung – Prüfung der Genehmigungsfähigkeit im Baugenehmigungsver-
fahren.

Prüfung Genehmigungsfähigkeit – Use Case Beschreibung

Use Case Name Bauvorhaben lokalisieren

Beschreibung Lokalisierung des Bauvorhabens auf einer Karte.

Ziel Das Bauvorhaben ist auf einer Karte lokalisiert.

Vorbedingung Das Bauvorhaben ist erfasst und identifiziert.

Nachbedingung Die Karte zeigt den Ort des Bauvorhabens an.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Grundstück eingeben (Flurstück oder Adresse) oder aus Liste auswählen
3. Karte wird angezeigt

Use Case Name Genehmigungsrelevante Informationen abfragen

Beschreibung Abfrage der genehmigungsrelevanten Informationen (je nach Fachgebiet)  zu dem 
vom geplanten Bauvorhaben betroffenen Grundstück.

Ziel Die Baurechtsbehörde/Fachbehörde hat alle genehmigungsrelevanten Informationen 
erhalten.

Vorbedingung Das Grundstück ist identifiziert.

Nachbedingung Alle genehmigungsrelevanten Informationen werden angezeigt.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Grundstück eingeben (Flurstück oder Adresse) oder aus Liste auswählen
3. Abzufragende Informationen eingeben oder auswählen
4. Abfrage starten
5. Informationen zum Grundstück werden angezeigt

Use Case Name Bauvorhaben öffentlich-rechtlich prüfen

Beschreibung Prüfung der öffentlich-rechtlichen Belange (je nach Fachgesetz), die an das Bauvor-
haben gestellt werden, zur Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit.
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Prüfung Genehmigungsfähigkeit – Use Case Beschreibung

Ziel Prüfung des Bauvorhabens hinsichtlich der Vereinbarkeit mit den öffentlich-recht-
lichen Belangen zur Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit aus der jeweiligen fach-
lichen Sicht.

Vorbedingung Die Informationen zur Beurteilung der öffentlich-rechtlichen Belange liegen vor.

Nachbedingung Die Genehmigungsfähigkeit des Bauvorhabens aus öffentlich-rechtlicher Sicht ist ge-
prüft.

Ablauf 1. Grundstücksbezogene Informationen abfragen
2. Grundstücksbezogene Informationen hinsichtlich der öffentlich-rechtlichen Belan-
ge auswerten
3. öffentlich-rechtliche Belange an das Bauvorhaben werden angezeigt
4. Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den öffentlich-rechtlichen Belangen

Use Case Name Bauvorhaben bauordnungsrechtlich prüfen

Beschreibung Prüfung der bauordnungsrechtlichen Anforderungen, die an das Bauvorhaben ge-
stellt werden, zur Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit.

Ziel Prüfung des Bauvorhabens hinsichtlich seiner Vereinbarkeit mit den bauordnungs-
rechtlichen Anforderungen zur Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit.

Vorbedingung Die Informationen zur Beurteilung der Erfüllung der bauordnungsrechtlichen Anfor-
derungen (B-Plan etc.) liegen vor.

Nachbedingung Die Genehmigungsfähigkeit des Bauvorhabens aus bauordnungsrechtlicher Sicht ist 
geprüft.

Ablauf 1. Grundstücksbezogene Informationen abfragen
2. Grundstücksbezogene Informationen hinsichtlich der bauordnungsrechtlichen An-
forderungen auswerten
3. bauordnungsrechtliche Anforderungen an das Bauvorhaben werden angezeigt
4. Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den bauordnungsrechtlichen Anfor-
derungen

Nachfolgend werden die Use Cases des letzten Teilprozesses des Baugenehmigungsverfahrens, 

die Entscheidung der Genehmigungsfähigkeit, modelliert (vgl. Abb. 20) und beschrieben 

(vgl. Tab. 19).
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Tab.  19: Use Case Beschreibung – Entscheidung der Genehmigungsfähigkeit im Baugenehmi-
gungsverfahren.

Entscheidung Genehmigungsfähigkeit – Use Case Beschreibung

Use Case Name Stellungnahmen auswerten

Beschreibung Auswertung der Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden.

Ziel Die Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden sind ausgewertet.

Vorbedingung Alle Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden liegen vor.

Nachbedingung Die Auswertung der Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden ist erstellt.

Ablauf 1. Stellungnahmen abfragen
2. Stellungnahmen zusammenfassend auswerten
3. Ergebnis der Auswertung anzeigen

Use Case Name Genehmigungsfähigkeit entscheiden

Beschreibung Entscheidung über die Genehmigungsfähigkeit des geplanten Bauvorhabens.

Ziel Die Genehmigungsfähigkeit des geplanten Bauvorhabens ist entschieden.

Vorbedingung Die Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden sind ausgewertet.

Nachbedingung Die Entscheidung über die Genehmigungsfähigkeit des geplanten Bauvorhabens liegt 
vor.

Ablauf 1. Auswertung der Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden abfragen
2. Genehmigungsfähigkeit positiv oder negativ bescheiden
3. Entscheidung über die Genehmigungsfähigkeit dokumentieren 

4.2.3 BAUÜBERWACHUNG UND BAUABNAHME

4.2.3.1 Prozessablauf

Nach erteilter Baugenehmigung kann das Bauvorhaben realisiert werden. Während der Bauzeit 

unterliegt das Bauvorhaben der behördlichen Bauüberwachung. Zudem erfolgen gesetzlich vorge-

schriebene Bauzustandsbesichtigungen bzw. Bauabnahmen (vgl. Abb. 21). Der Bauherr muss die 

Bauabnahmen jeweils beantragen. Die Baurechtsbehörde nimmt den Antrag entgegen und führt 

die Bauabnahme durch. Werden Baumängel festgestellt, werden diese protokolliert und der Bau-

herr ist aufgefordert, die Baumängel innerhalb einer bestimmten Frist zu beseitigen. Ist die Bau-

ausführung ordnungsgemäß erfolgt, wird eine Benützungs- bzw. Wohnbewilligung ausgespro-

chen. Nach der Baufertigstellung muss der Bauherr das Gebäude zur Fortschreibung des Liegen-

schaftskatasters einmessen lassen. Die Einmessung erfolgt durch die zuständige Vermessungsbe-

hörde oder einen öffentlich bestellten Vermessungsingenieur (ÖbVI). 
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Abb. 21: Phase Bauüberwachung und  Bauabnahme im Kernprozess Baugenehmigung (eigene Dar-
stellung).



Anforderungsanalyse | 4 

4.2.3.2 Use Cases

Innerhalb der Bauüberwachung ist ein Teilprozess identifizierbar, in dem entscheidungsrelevante 

raumbezogene Informationen benötigt werden:

 die Durchführung einer Bauabnahme.

Darüber hinaus ist die Weitergabe von raumbezogenen Informationen (grundstücks- bzw. gebäu-

debezogene Informationen) zwischen den Prozessbeteiligten erforderlich.

Der identifizierte Teilprozess wird im Folgenden in Form von Use Cases hinsichtlich der Anforde-

rungen an die Bereitstellung raumbezogener Informationen analysiert (vgl. Abb. 22 und Tab. 20).

Tab. 20: Use Case Beschreibung – Durchführung einer Bauabnahme.

Bauabnahme – Use Case Beschreibung

Use Case Name Bauvorhaben lokalisieren

Beschreibung Lokalisierung des Bauvorhabens auf einer Karte.

Ziel Das Bauvorhaben ist auf einer Karte lokalisiert.

Vorbedingung Das Bauvorhaben ist identifiziert.

Nachbedingung Die Karte zeigt den Ort des Bauvorhabens an.
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Bauabnahme – Use Case Beschreibung

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Bauvorhaben eingeben (ID, Aktenzeichen, Flurstück oder Adresse) oder aus Liste 
auswählen
3. Karte wird angezeigt

Use Case Name Bauvorhaben abfragen

Beschreibung Abfrage von Informationen über das Bauvorhaben. Die Informationen umfassen den 
gesamten Vorgang zum Baugenehmigungsverfahren (Akte).

Ziel Die Informationen zum Bauvorhaben sind verfügbar.

Vorbedingung Das Bauvorhaben ist identifiziert.

Nachbedingung Die Informationen zum Bauvorhaben werden angezeigt.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Bauvorhaben eingeben (ID, Aktenzeichen, Flurstück oder Adresse) oder aus Liste 
auswählen
3. Informationen zum Bauvorhaben werden angezeigt

Use Case Name Genehmigungsauflagen abfragen

Beschreibung Abfrage von Informationen über Auflagen und Nebenbestimmungen der Bauge-
nehmigung zum Bauvorhaben.

Ziel Die Informationen über Auflagen und Nebenbestimmungen der Baugenehmigung 
sind verfügbar.

Vorbedingung Das Bauvorhaben ist identifiziert und es liegen Auflagen und Nebenbestimmungen 
zum Bauvorhaben vor.

Nachbedingung Die Informationen über Auflagen und Nebenbestimmungen der Baugenehmigung 
werden angezeigt.

Ablauf 1. Suchfunktion starten
2. Bauvorhaben eingeben (ID, Aktenzeichen, Flurstück oder Adresse) oder aus Liste 
auswählen
3. Informationen zum Bauvorhaben werden angezeigt
4. Auswahl der Auflagen und Nebenbestimmungen
5. Informationen über Auflagen und Nebenbestimmungen der Baugenehmigung 
werden angezeigt

Use Case Name Bauausführung prüfen

Beschreibung Überprüfung der Bauausführung anhand der in der Baugenehmigung enthaltenen 
Auflagen und Nebenbestimmungen und Protokollierung der Ergebnisse.

Ziel Die Prüfung der Bauausführung ist erfolgt.

Vorbedingung Die Informationen über Auflagen und Nebenbestimmungen der Baugenehmigung 
sind verfügbar.

Nachbedingung Die Ergebnisse der Überprüfung der Bauausführung sind protokolliert.

Ablauf 1. Genehmigungsauflagen abfragen
2. Bauausführung mit Genehmigungsauflagen vergleichen
3. Ergebnisse (Einhaltung Auflagen, Baumängel) protokollieren

4.2.4 ZUSAMMENFASSUNG DER ANFORDERUNGEN

Zusammenfassend bestehen im Rahmen des Kernprozesses Baugenehmigung im Wesentlichen 

folgende Anforderungen an die Bereitstellung von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten:

 Abruf, kartographische Visualisierung und Kombination von vorhabenrelevanten Informatio-

nen durch alle Prozessbeteiligten;
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 Integration von GIS-Funktionalitäten zur Datenanalyse in das zur Verfahrensabwicklung ge-

nutzte Workflow-Verfahren;

 Automatisierung von wiederkehrenden Datenverarbeitungsschritten (z.B. Vorprüfung);

 Transport und Weitergabe von kontextbezogenen raumbezogenen Informationen durch den 

gesamten Prozess (Wertschöpfungskette, an der alle Prozessbeteiligten partizipieren können);

 Digitale Datenerfassung und -verarbeitung auf der Grundlage bestehender Geometrien durch 

den Antragsteller und/oder den Verfahrensträger.

4.3 ÜBERTRAGBARKEIT DER ANFORDERUNGEN AUF ANDERE 
KERNPROZESSE

Die Verfahrensabläufe der beiden betrachteten Kernprozesse lassen sich abstrahieren und auf an-

dere von der Charakteristik des Ablaufs her ähnliche Kernprozesse der Kommunalverwaltung 

übertragen. So gelten die herausgearbeiteten Anforderungen im Rahmen des Bauleitplanverfah-

rens grundsätzlich für sämtliche Geschäftsprozesse, in denen Beteiligungsverfahren oder Ab-

stimmungsprozesse durchzuführen sind. Die Anforderungen im Kontext einer Baugenehmi-

gung lassen sich auf andere Genehmigungsverfahren bzw. Prozesse, in denen Beratungstä-

tigkeiten (Auskünfte) geleistet werden, übertragen.
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5 PROZESSINTEGRATION MIT OPENGIS® 

Auf Basis der Anforderungsanalyse (vgl. Kap. 4) werden in diesem Kapitel Szenarien zur Integra-

tion von Geoinformationen und GIS-Funktionalität in die beschriebenen Prozesse unter Anwen-

dung von OpenGIS® Standards entwickelt. Der Schwerpunkt liegt dabei auf dem Einsatz von 

OpenGIS® Services. Die Szenarien werden mit Hilfe von Sequenzdiagrammen in UML-No-

tation beschrieben. Sequenzdiagramme stellen die zeitlichen Abläufe eines Informationsaustau-

sches zwischen verschiedenen Kommunikationspartnern dar und eignen sich daher sehr gut für 

die Beschreibung von Austauschprozessen zwischen Client und Server bzw.  zwischen unter-

schiedlichen Services (vgl. RUPP et al. 2007: 411). Im Rahmen der vorliegenden Arbeit dienen die 

Sequenzdiagramme der Realisierung der in Kapitel 4 beschriebenen Use Cases und stellen die GI-

seitigen Supportprozesse der behandelten Kernprozesse auf einer abstrakten Ebene fiktiv dar. Die 

Szenarien beinhalten somit keine objekt- oder datenorientierte Modellierung. Die in den Se-

quenzdiagrammen dargestellten Kommunikationspartner können ggf. mehrere Kommunikati-

onspartner gleichen Typs zusammenfassen. Beispielsweise handelt es sich beim Kommunikati-

onspartner „Datenspeicher“ nicht immer nur um eine, sondern ggf. um mehrere Datenquellen. 

Ein Service, der durch einen Kommunikationspartner repräsentiert wird, kann im Einzelfall auch 

kaskadierend funktionieren. Nach ihrer Beschreibung werden die entwickelten Szenarien jeweils 

hinsichtlich der Voraussetzungen zur Umsetzung des Szenarios bewertet und diskutiert. Außer-

dem wird das zu erzielende Nutzenpotenzial eingeschätzt.

5.1 SZENARIEN ZUM KERNPROZESS BAULEITPLANUNG

Ausgehend von der Anforderungsanalyse (vgl. Kap. 4.1) werden für den Kernprozess Bauleitpla-

nung fiktive Szenarien zur Integration von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten sowohl 

für den Teilprozess Erstellung eines Bebauungsplans als auch für den Teilprozess Durch-

führung der Beteiligung entwickelt und diskutiert.

5.1.1 ERSTELLUNG EINES BEBAUUNGSPLANS 

Das Use Case Diagramm zur Erstellung eines B-Plan beschreibt einzelne Anwendungsfälle im 

Rahmen des Prozesses. Da in den einzelnen Anwendungsfällen ähnliche Interaktionen ablaufen, 

werden die Use Cases in einem Sequenzdiagramm zusammengefasst (vgl. Abb. 23).

Bebauungspläne werden i.d.R. mit einer CAD-Software erstellt. Für die Erstellung von Fachgut-

achten bzw. für die Datenanalyse kommen häufig auch GIS zum Einsatz. Zu Beginn des Prozesses 

erfolgt die Lokalisierung des Planungsraumes. Zur Orientierung werden von einem oder mehre-

ren WMS die hierfür erforderlichen Informationen wie bspw. das Liegenschaftskataster oder Or-

thophotos abgerufen. Ist der Planungsraum lokalisiert, werden die Features des Liegenschaftska-

tasters für diesen Bereich von einem WFS abgerufen. Die Datenmenge wird dabei über die zuvor 
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definierte BoundingBox eingeschränkt. Anschließend erfolgt die Abgrenzung des räumlichen Gel-

tungsbereichs auf Basis der Geometrie des Liegenschaftskatasters. Hierfür wird ein WFS-T ge-

nutzt, bei dem sich der Nutzer vorher authentifiziert hat, so dass er berechtigt ist, neue Features 

für den FeatureType, der die räumlichen Geltungsbereiche repräsentiert, zu erzeugen bzw. beste-

hende zu ändern. Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs erfolgt zudem unter Berück-

sichtigung des FNP, der über einen WMS abgerufen wird. 

Für die Entwurfsplanung bzw. die Erstellung der erforderlichen Fachgutachten, die Durchfüh-

rung der Umweltprüfung und die Abarbeitung der Eingriffsregelung sind verschiedene raumbe-

zogene Grundlageninformationen erforderlich. Ein CSW unterstützt die Ermittlung der verfügba-

ren Informationen und Daten. Auf Basis der über den CSW abgefragten Metadaten kann der Nut-

zer entscheiden, ob die aufgefundenen Daten für seine Zwecke verwendbar sind. Anschließend 

werden die auf die Anforderungen passenden Services abgerufen und ausgewertet. Beispielhaft ist 

hier ein WMS für die Visualisierung von Geobasisdaten, vorhandenen Plänen und Konzepten so-

wie die Abfrage von Informationen zu einzelnen Objekten zu nennen. Außerdem sind ein WFS für 

die Abfrage von Features, die ggf. für ergänzende Analysen weiterverarbeitet werden, ein WCS für 

die Abfrage von Coverages wie dem Digitalen Geländemodell, ein WTS für die Visualisierung der 

Geländeoberfläche und ein W3DS für die Nutzung von 3D-Stadtmodellen denkbar. Die ggf. not-

wendige Weiterverarbeitung bestehender Daten zu Analysezwecken (z.B. Buffer oder Intersect) 

kann über die Nutzung von einem oder mehreren WPS erfolgen. In der Regel sind nicht alle be-

nötigten Daten vorhanden, sondern müssen teilweise neu erfasst werden (z.B. Erfassung der im 

Plangebiet vorkommenden Tier- und Pflanzenarten). Für eine solche Datenerfassung sind drei 

verschiedene Vorgehensweisen denkbar, wobei die letztgenannte Variante die größte Medien-

bruchfreiheit und den höchsten Integrationsgrad aufweist:

1. Zusammenstellung und Ausdruck der Kartiergrundlage am Arbeitsplatz, analoge Erfassung 

im Gelände und Digitalisierung der Kartierergebnisse unter Nutzung eines WFS-T am Ar-

beitsplatz;

2. Digitale Erfassung im Gelände über ein Notebook und Übertragung der Daten vom Notebook 

in die zentrale Datenbank am Arbeitsplatz;

3. Digitale Erfassung im Gelände über ein Handheld unter Nutzung von OpenLS.

In den B-Plan-Entwurf fließen neben den Ergebnissen fachlicher Analysen und Gutachten die 

während der zweistufigen Beteiligung von der Öffentlichkeit, den Behörden und sonstigen Trä-

gern öffentlicher Belange gemachten Stellungnahmen ein. Sind diese digital abgegeben worden 

und liegen referenziert vor (vgl. Kap. 5.1.2), können sie direkt abgefragt und ausgewertet werden. 

Die zeichnerischen Festsetzungen des B-Plan(-Entwurfs) werden schließlich im Client erstellt, im 

GML-Format zentral gespeichert und können bspw. über einen WMS anderen Clients zur Verfü-

gung gestellt werden. Die zum B-Plan(-Entwurf) gehörenden Text-Dokumente werden referen-

ziert und sind somit ebenfalls abrufbar. Auf diese Weise ist die Veröffentlichung des B-Plan(-Ent-
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wurfs) während der Beteiligung und nach dem Satzungsbeschluss mit geringem Aufwand mög-

lich.
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Bewertung und Diskussion

Bei der Erstellung eines B-Plan handelt es sich um einen komplexen Prozess, in dem in vielfältiger 

Art und Weise raumbezogene Informationen genutzt und verarbeitet werden. Das Szenario zeigt 

ein breites Spektrum an potenziell anwendbaren OpenGIS® Schnittstellen auf. Grundvorausset-

zung für die Realisierung des Szenarios ist die Unterstützung der OpenGIS® Standards durch 

den Client. Ist dies nicht der Fall, sind Datenmigrationen erforderlich, die zusätzlichen zeitlichen 

Aufwand erfordern und in der Regel Informationsverluste mit sich bringen. Die Abgrenzung des 

räumlichen Geltungsbereichs des B-Plan sollte auf der Geometrie des Liegenschaftskatasters ba-

sieren. Hierfür muss die Bereitstellung des Katasters über einen WFS sichergestellt sein. Für die 

Nutzung des WFS-T  ist eine Zugriffskontrolle erforderlich, die sicherstellt, dass nur ein authori-

sierter Nutzer den räumlichen Geltungsbereich eines B-Plan hinzufügen oder ändern kann. Dies 

gilt ebenso für alle anderen über einen WFS-T manipulierbare Daten. Weiterhin muss gewähr-

leistet sein, dass die dem B-Plan zugrunde liegenden Daten für die Dauer des Prozesses „statisch“ 

verfügbar sind. So müssen bspw. die Liegenschaftsdaten, auf denen die Abgrenzung des räumli-

chen Geltungsbereichs basiert, bis zum Ende des Prozesses unverändert abgerufen werden kön-

nen. Das bedeutet, dass eine Historisierung der Daten erforderlich ist. Durch die Mitgabe eines 

Zeitstempels beim Abruf der OpenGIS® Web Services kann auf dieselben Daten zu unterschied-

lichen Zeitpunkten zugegriffen werden. Für die übergreifende Bereitstellung des Endproduktes 

bzw. zur Gewährleistung des Austausches von Bebauungsplänen ist die Verwendung eines stan-

dardisierten Datenmodells zur Herstellung der semantischen Interoperabilität erforderlich. Mit 

dem Standard XPlanung, der im Rahmen der eGovernment-Initiativen  Media@Komm sowie 

Deutschland-Online entwickelt und im Rahmen eines Modellprojektes der Initiative GDI-DE eva-

luiert worden ist, steht ein auf GML aufbauendes Schema für die übergreifende Nutzung von Be-

bauungsplänen zur Verfügung (vgl. BMI 2008d).

Insgesamt beschreibt das Szenario einen durch die Nutzung von OpenGIS® Schnittstellen voll-

ständig medienbruchfrei ablaufenden Prozess. Durch den Zugriff auf aktuelle, konsistente und 

über Metadaten beschriebene Daten werden Fehler vermieden und die Qualität der Planung ge-

steigert. Dadurch lässt sich eine erhöhte Rechtssicherheit des Planes erzielen, die wiederum die 

Prozesskosten aufgrund geringerer Fehlerhaftigkeit der Planung verringert. Das gesamte Verfah-

ren kann aufgrund der vollständigen digitalen Abwicklung beschleunigt ablaufen, da aufwändige 

Datenmigrationen und Mehrfacherfassungen vermieden werden. Auf diese Weise können Pro-

zesskosten reduziert werden und das Verfahren wird bürger- bzw. investorenfreundlicher.

5.1.2 DURCHFÜHRUNG DER BETEILIGUNG 

Für den Ablauf des zweistufigen Beteiligungsverfahrens sind zwei Szenarien mit unterschiedli-

chem Integrationsgrad denkbar. Im ersten Szenario wird lediglich ein WMS eingesetzt (vgl. Abb. 

24). Der am Verfahren beteiligte Nutzer lädt in einem browserbasierten Client ein WMC-Doku-

ment, welches vom Planungsträger bereitgestellt wird. Daraufhin werden von einem WMS der 
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entsprechende Katasterausschnitt, der B-Plan-Entwurf und ggf. weitere Informationen zurückge-

liefert. Über die GetFeatureInfo-Operation können zu einzelnen Objekten weitere Informationen 

abgerufen werden. Ebenfalls abrufbar sind sämtliche für die Beurteilung der Planung erforderli-

chen Dokumente. Nachdem sich der Beteiligte ein Urteil über die Planung gebildet hat, gibt er sei-

ne Stellungnahme über ein Formular ab. Die eingegebenen Daten werden zentral gespeichert und 

können vom Planungsträger abgerufen werden. Die Abgabe der Stellungnahme erfolgt ohne Nut-

zung einer OpenGIS® Schnittstelle. 

Das zweite Szenario erweitert das erste um einen WFS-T, der die OpenGIS®-gestützte Abgabe 

von Stellungnahmen unterstützt (vgl. Abb.  25). Darüber hinaus wird die raumbezogene Kom-

mentierung (Redlining) ermöglicht, die insbesondere die Beteiligung der Öffentlichkeit unter-

stützt. Außerdem bietet das Szenario als Alternative zur Nutzung eines WMC-Dokumentes die 

Anwendung eines Gazetteers für das Auffinden des Plangebietes. Bei mehreren gleichzeitig im 

Verfahren befindlichen Bebauungsplänen bietet der Gazetteer ein erhöhte Flexibilität für den 

Nutzer. Optional können über einen CSW weitere Services mit planungsrelevanten Informatio-

nen gesucht und abgerufen werden. Ferner kann die Planung mit eigenen Daten kombiniert wer-

den, die über eine OpenGIS® Schnittstelle eingebunden werden.
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Bewertung und Diskussion

Im ersten Szenario wird der Prozess nicht vollständig über OpenGIS® Standards abgewickelt 

und ist in den Informations-, Kommunikations- und Transaktionsmöglichkeiten eingeschränkt. 

So ist keine einfache Kommentierung der Planung möglich und es können keine Änderungen an 

bereits abgegebenen Stellungnahmen vorgenommen werden. Die über ein Formular eingegebe-

nen Stellungnahmen und Anregungen werden zwar datenbankbasiert gespeichert, können jedoch 

nur von Clients wieder abgefragt werden, die die zugrunde liegenden Datenstrukturen „lesen“ 

können. Die Nutzung eines WFS-T zur referenzierten Speicherung der Stellungnahmen bzw. der 

raumbezogenen Kommentierung im zweiten Szenario ermöglicht eine vereinfachte Auswertung 

der Stellungnahmen und Anregungen. Die Redlining-Funktion (Kommentierung) erlaubt eine 

kundenorientierte Öffentlichkeitsbeteiligung. Darüber hinaus ermöglicht das zweite Szenario eine 

erhöhte Flexibilität hinsichtlich der Zusammenstellung der Informationen, die für die Urteilsbil-

dung erforderlich sind. Insgesamt bietet das zweite Szenario mehr Funktionalität und Interakti-

onsmöglichkeiten im Rahmen der Beteiligung, ist aber weitaus komplexer. Für die Beteiligung 

der Öffentlichkeit ist eine möglichst einfache Interaktion anzustreben, da hier ein vertrauter Um-

gang mit GIS-Funktionalitäten nicht vorausgesetzt werden kann. Bei Behörden und sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange kann dagegen von einem gewohnten Umgang mit raumbezogenen 

Informationen ausgegangen werden, so dass hier eine erhöhte Funktionalität angebracht ist. 

Letztendlich kommt es bei der Realisierung des zweiten Szenarios darauf an, die Services client-

seitig so zu integrieren, dass eine einfache Handhabung (Kommentierung) für den Laien genauso 

möglich ist wie die Nutzung der gesamten Bandbreite an Informations-, Kommunikations- und 

Transaktionsmöglichkeiten (Datenanalyse) durch den Experten. 

Grundvoraussetzung für eine ausschließlich elektronische Abwicklung der Öffentlichkeitsbeteili-

gung ist die Verfügbarkeit eines Internet-Anschlusses. Zudem muss eine barrierefreie Nutzung 

des Internets gewährleistet sein, um keine Bevölkerungsgruppen von der Beteiligung auszuschlie-

ßen. Neben der Abwicklung des Beteiligungsverfahrens über das Internet ist daher weiterhin die 

öffentliche Auslegung vor Ort zu ermöglichen. Statt die Planunterlagen analog bereitzustellen, 

kann jedoch bspw. über die Aufstellung von öffentlich nutzbaren Terminals die Beteiligung auch 

in diesem Fall weitestgehend elektronisch abgewickelt werden.

Beide Szenarien ermöglichen eine vollständige elektronische Abwicklung des Beteiligungsprozes-

ses unter Nutzung von OpenGIS® Services. Das Verfahren kann hierdurch vereinfacht und me-

dienbruchfrei ablaufen. Die Planung kann zeit- und ortsunabhängig eingesehen werden. Die zur 

Auswertung der Stellungnahmen erforderliche Digitalisierung analog abgegebener Stellungnah-

men entfällt. Zudem wird die Transparenz des Verfahrens erhöht. 

Die beispielhafte Umsetzung eines internetgestützten Beteiligungsprozesses wurde im Rahmen 

eines Media@Komm-Vorhabens erprobt. Auf den Spezifikationsbericht „Internetgestützte Betei-

ligungsmaßnahmen in formellen Planungsprozessen“ (vgl. BMWi 2006) wird verwiesen. 
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Abb. 25: Sequenzdiagramm – Szenario Durchführung der Beteiligung, Variante 2 (eigene Darstel-
lung). 
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5.2 SZENARIEN ZUM KERNPROZESS BAUGENEHMIGUNG

Angelehnt an die Anforderungsanalyse werden für den Kernprozess Baugenehmigung fiktive Sze-

narien für die Integration von Geoinformationen und GIS-Funktionalität in den in Kap. 4.2 be-

schriebenen Teilprozessen Ermittlung potenziell geeigneter Bauplätze, Erstellung einer Bauvor-

anfrage/eines Bauantrags, Vorprüfung, Prüfung der Genehmigungsfähigkeit, Entscheidung der 

Genehmigungsfähigkeit und Bauabnahme entwickelt und diskutiert.

5.2.1 ERMITTLUNG POTENZIELL GEEIGNETER BAUPLÄTZE

Das Szenario für den Teilprozess Ermittlung potenziell geeigneter Bauplätze sieht zunächst die 

Eingabe der Abfrageparameter gemäß Kundenwunsch vor (vgl. Abb. 26). Hierzu zählen bspw. die 

Größe und/oder die Lage (z.B. Stadtteil X) des Grundstücks. Anhand der eingegebenen Parame-

terwerte wird die Datenabfrage gestartet. Sind die für die Abfrage erforderlichen Informationen 

bereits in einer Datenquelle integriert, die alle verfügbaren Grundstücke beinhaltet, wird ein WFS 

mit einem entsprechenden Filterausdruck aufgerufen. Müssen mehrere Datenquellen ausgewer-

tet werden, wird ein WPS eingesetzt, der die Daten zunächst verarbeitet (bspw. Verschneidung 

des Baulückenkatasters mit den zum Verkauf angebotenen städtischen Grundstücken) und das 

Ergebnis unter Berücksichtigung der Abfrageparameter an den Client zurückliefert. Liefert die 

Abfrage ein Ergebnis, d.h. werden zum Kundenwunsch passende Grundstücke gefunden, können 

diese einzeln ausgewählt, über einen SLD-WMS angezeigt und für den Kunden ausgedruckt wer-

den. Das Szenario ist sowohl zur Unterstützung eines Beratungsgesprächs in der Verwaltung als 

auch im Internet als eGovernment-Anwendung umsetzbar.

Bewertung und Diskussion

Zentraler Bestandteil des Szenarios ist die Abfrage des Grundstücksangebots. Je nach Datenlage 

sieht das Szenario zwei Alternativen für die Informationsgewinnung vor. Die erste Alternative, der 

Zugriff auf den integrierten Datenbestand, ist recht einfach realisierbar und stellt keine großen 

Anforderungen an die Service-Implementierung. Allerdings entsteht auf der Seite der Datenhal-

tung ein zusätzlicher Pflegeaufwand, um den Datenbestand aktuell zu halten. Die Verarbeitungs-

schritte, die der WPS im Rahmen der zweiten Alternative leistet, müssen im Prinzip bei der Pflege 

des integrierten Datenbestandes ebenfalls regelmäßig durchlaufen werden. Da der WPS die dyna-

mische Verarbeitung der zugrunde liegenden Daten automatisiert und „just-in-time“ erlaubt, lie-

fert er die aktuelleren und somit zuverlässigeren Ergebnisse. Bei der Realisierung des WPS sind 

u.U. komplexe Serviceketten aufzubauen. Zudem muss er die Filterung des Verarbeitungsergeb-

nisses gemäß der eingegebenen Parameterwerte integrieren. Für ein reibungsloses Zusammen-

spiel verschiedener Services sind die OpenGIS® Standards zwingend einzuhalten.  
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Abb. 26: Sequenzdiagramm – Szenario Ermittlung potenziell geeigneter Bauplätze (eigene Darstel-
lung).

Das Szenario erlaubt die Verlagerung eines Teils der Beratungsleistung der Kommune ins Inter-

net, so dass an dieser Stelle einerseits eine Entlastung der Verwaltung und andererseits durch die 

zeit- und ortsunabhängige Dienstleistung eine erhöhte Kundenorientierung erzielt werden kann. 

Weiterer Mehrwert lässt sich durch die Integration dieser Dienstleistung in ein umfassendes Be-

ratungsangebot erzielen. So können dem Kunden nach der erfolgreichen Ermittlung eines pas-

senden Grundstückes über die Verkettung einzelner Dienstleistungen weitere Anwendungen zur 

Abwicklung des Grundstücksgeschäfts oder zur Erstellung einer Bauvoranfrage angeboten wer-

den.

5.2.2 ERSTELLUNG EINER BAUVORANFRAGE/EINES BAUANTRAGS

Zur Umsetzung des Teilprozesses Erstellung einer Bauvoranfrage/eines Bauantrags sind zwei 

Szenarien mit unterschiedlichem Integrationsgrad denkbar. 
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Das erste Szenario beschreibt die browserbasierte Abfrage der für den Antrag erforderlichen In-

formationen unter Nutzung eines oder mehrerer WMS (vgl. Abb. 27). Die Lokalisierung des be-

treffenden Grundstücks erfolgt zuvor über einen Gazetteer (WFS-G). Auf Basis der auf diese Wei-

se abgefragten Informationen erfolgt außerhalb des Szenarios (lokal) die Erstellung der Planskiz-

ze, die anschließend zusammen mit weiteren Unterlagen als Bestandteil der Bauvoranfrage bzw. 

des Bauantrags über einen Formularserver abgegeben wird.

Das zweite Szenario beschreibt die direkte Einbindung der für die Vorhabenplanung erforderli-

chen Informationen in den Client (i.d.R. eine CAD-Software), mit dem die Planskizze erstellt wird 

(vgl. Abb.  28). Auch in diesem Szenario wird ein Gazetteer für das Auffinden des Grundstücks 

eingesetzt. Der Antragsteller lädt sich den Katasterausschnitt über einen WFS und weitere vorha-

benrelevante Informationen wie z.B. den B-Plan über einen oder mehrere WMS in seinen Client. 

Zuvor ist eine entsprechende Authentifizierung erfolgt, die eine Nutzung des WFS erlaubt. An-

schließend erstellt der Antragsteller auf Basis der Katasterdaten seine Planskizze. Die Bauvoran-

frage bzw. der Bauantrag wird auch in diesem Szenario formulargestützt ausgefüllt. 
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Im Unterschied zum ersten Szenario wird die Planskizze als GML-Dokument übergeben und ist 

somit bspw. für GIS-gestützte Auswertungen im Rahmen der Vorprüfung (vgl. Kap. 5.2.3) ver-

wendbar.  

Bewertung und Diskussion

Während das erste Szenario eine Art „Minimal-Lösung“ darstellt, die ohne große Anforderungen 

an die Service-Architektur die notwendigen Informationen bereitstellt, beschreibt das zweite Sze-

nario eine umfassende Integration der vorhabenrelevanten Informationen und GIS-Funktionali-

täten in die Anwendung des Endnutzers. Durch die direkte Einbindung und Kombination der Da-

ten kann eine hohe Qualität der anzufertigenden Planskizze erzielt werden, da diese unmittelbar 

und lagegenau auf Basis der Informationsgrundlage erstellt werden kann. Im Gegensatz dazu 

muss sich der Antragsteller im ersten Szenario die Katasterdaten vor Erstellung der Planskizze 

beim Vermessungsamt besorgen und anschließend in sein System importieren. Im zweiten Sze-
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Abb. 28: Sequenzdiagramm – Szenario Erstellung einer Bauvoranfrage/eines Bauantrags, Variante 
2 (eigene Darstellung). 
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nario die Sicherung der Services vor unerlaubtem Zugriff mit Hilfe einer Zugriffskontrolle erfor-

derlich. Die Authentifizierung und Authorisierung muss zudem in den meisten Fällen um einen 

Bezahlservice ergänzt werden, da die Katasterdaten i.d.R. nicht kostenfrei nutzbar sind. 

Da die Abgabe einer Bauvoranfrage bzw. eines Bauantrages grundsätzlich einer Unterschrift be-

darf, ist in beiden Szenarien die Nutzung einer digitalen Signatur erforderlich. Grundsätzlich 

muss die Anwendung des Antragstellers die OpenGIS® Standards unterstützen. Zudem müssen 

dem Antragsteller die URLs der Services bekannt sein. Diese kann er entweder über die Nutzung 

eines CSW erfragen oder sie werden ihm von der Baurechtsbehörde mitgeteilt. Hierbei sind die 

bereits angemerkten Sicherheitsaspekte zu berücksichtigen. 

Insbesondere das zweite Szenario beschreibt die vollständig medienbruchfreie Abwicklung des 

Prozesses durch die Integration von raumbezogenen Informationen und GIS-Funktionalität über 

OpenGIS® Schnittstellen in bestehende EDV-Umgebungen. Die Bauvoranfrage bzw. der Bauan-

trag kann über das Internet abgegeben werden, alle vorhabenrelevanten Informationen kann sich 

der Antragsteller selbst und unabhängig von den Öffnungszeiten der Behörde beschaffen. Durch 

die elektronische Abgabe der Antragsunterlagen sind diese einfach auswertbar. Die Abgabe einer 

georeferenzierten vektorbasierten Planskizze vereinfacht die Prüfung der Genehmigungsfähigkeit.

Für den Datenaustausch im Bauwesen wie bspw. die elektronische Übermittlung von Antragsda-

ten wurde im Rahmen eines Media@Komm-Vorhabens der XML-basierte XÖV-Standard XBau 

entwickelt (vgl. BMI 2008d). 

5.2.3 VORPRÜFUNG

Das Szenario zur Umsetzung des Teilprozesses Vorprüfung im Baugenehmigungsverfahren be-

schreibt die Integration von WFS und WPS in das zur Abwicklung des Baugenehmigungsverfah-

rens genutzte Workflow-Verfahren zur Ermittlung der betroffenen öffentlich-rechtlichen Belange 

und Festlegung der zu beteiligenden Stellen (vgl. Abb. 29). Zunächst sieht das Szenario die Abfra-

ge des zu prüfenden Bauvorhabens über einen WFS vor. Dieses ist entweder mit dem Bauantrag 

übermittelt oder durch die Baurechtsbehörde digitalisiert worden (vgl. Kap. 5.2.2) und umfasst 

ein oder mehrere Flurstück(e). Optional kann das Bauvorhaben über einen WMS, der ggf. SLD 

zur Hervorhebung des Bauvorhabens unterstützt, in einer Karte visualisiert werden. Die von dem 

WFS zurückgelieferten Features werden unter Nutzung eines WPS mit den potenziell betroffenen 

öffentlich-rechtlichen Belangen verschnitten. Als Ergebnis liefert der WPS dem Client eine Auflis-

tung der betroffenen öffentlich-rechtlichen Belange zurück. Der Client ordnet dieser Auflistung 

die zuständigen Stellen zu und legt auf diese Weise die zu beteiligenden Stellen fest. Darüber hin-

aus speichert der WPS die Ergebnisse zentral ab, um die Wiederverwendbarkeit im Rahmen der 

Prüfung der Genehmigungsfähigkeit sicherzustellen (vgl. Kap. 5.2.4). 
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Bewertung und Diskussion

Voraussetzung für die Umsetzung des Szenarios ist die Verfügbarkeit aller prüfungsrelevanten In-

formationen über einen WFS. Zudem muss das eingesetzte Workflow-Verfahren die OpenGIS® 

Schnittstellen unterstützen. Über den WPS lässt sich ein bei jedem Bauantrag wiederkehrender 

Prüfschritt automatisieren, so dass von einem hohen Nutzenpotenzial ausgegangen werden kann. 

Neben den zu erzielenden zeitlichen Einspareffekten sinkt die Fehlerquote. Je nach Komplexität 

des ablaufenden Berechnungsmodells sind die Ergebnisse ggf. auf Konsistenz zu prüfen. Die Aus-

wertung über einen WPS kann bei der Festlegung der zu beteiligenden Stellen insbesondere bei 

komplexen Bauvorhaben lediglich Entscheidungsunterstützung bieten. Grundsätzlich geht das 

Szenario davon aus, dass innerhalb der Vorprüfung eines Bauantrags stets dieselbe Geoverarbei-

tung auf Basis derselben Datengrundlage erfolgt. Werden je nach Verfahrensart unterschiedliche 

Auswertungen benötigt, können diese jeweils über einen eigenen WPS abgebildet werden.

Sind die genannten Voraussetzungen erfüllt, kann die Integration von raumbezogenen Informa-

tionen und GIS-Funktionalitäten über OpenGIS® Standards zu einer Verfahrensbeschleunigung 

führen. Durch die Zwischenspeicherung des Ergebnisses der Vorprüfung kann dieses im Rahmen 

der Prüfung der Genehmigungsfähigkeit durch die einzelnen Fachbehörden wiederverwendet 
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und verfeinert bzw. erweitert werden. Eine erneute Durchführung der Analyse durch die Fachbe-

hörden kann somit entfallen.

5.2.4 PRÜFUNG DER GENEHMIGUNGSFÄHIGKEIT

Im Szenario zur Realisierung des Teilprozesses Prüfung der Genehmigungsfähigkeit im Bauge-

nehmigungsverfahren werden je nach Bedarf WMS, WFS und WPS eingesetzt (vgl. Abb. 30). Das 

Szenario setzt voraus, dass die Baurechtsbehörde mit der Aufforderung zur Stellungnahme auch 

ein WMC-Dokument bereitstellt, welches in einem browserbasierten Client geladen werden kann. 

Über das WMC-Dokument werden das Bauvorhaben, die Ergebnisse der Vorprüfung sowie wei-

tere prüfungsrelevante Informationen wie bspw. der zugrunde liegende B-Plan oder Orthophotos 

von einem oder mehreren WMS abgerufen. Ferner können alle textlichen Unterlagen des Bauan-

trags abgerufen werden. Je nach Prüfungserfordernis werden optional weitere Geoinformationen 

über einen WMS und/oder WFS hinzugefügt sowie ggf. ein WPS zu weiterführenden Auswertun-

gen genutzt. Auf Basis der Ergebnisse der Prüfung erfolgt die Abgabe der Stellungnahmen (vgl. 

Kap. 5.2.5).

Bewertung und Diskussion

Das Szenario verdeutlicht den flexiblen Einsatz von OpenGIS® Web Services bei der Prüfung von 

Sachverhalten. Grundvoraussetzung für die Realisierung ist die Verfügbarkeit der Services sowie 

die Unterstützung der OpenGIS® Schnittstellen durch den Client. 

Durch die Nutzung kontextbezogener Geoinformationen (WMC) gewinnt der Bearbeiter bereits 

nach kurzer Zeit einen Überblick über die öffentlich-rechtliche Situation. Die Suche nach den 

grundlegenden prüfungsrelevanten Informationen entfällt. Zudem treffen alle Fachbehörden ihre 

Bewertung auf Basis derselben Datenlage. Die Baurechtsbehörde wird ebenfalls entlastet, da der 

Versand der Antragsunterlagen über den Postweg nicht mehr erforderlich ist.  
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5.2.5 ENTSCHEIDUNG DER GENEHMIGUNGSFÄHIGKEIT

Das Szenario für den Teilprozess Entscheidung der Genehmigungsfähigkeit im Baugenehmi-

gungsverfahren sieht die Nutzung von WFS-G und WFS-T vor (vgl. Abb. 31). Die Abgabe der Stel-

lungnahme erfolgt formularbasiert. Zunächst wird mit Hilfe eines Gazetteers das Bauvorhaben 
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Abb. 30: Sequenzdiagramm – Szenario Prüfung der Genehmigungsfähigkeit im Baugenehmigungs-
verfahren (eigene Darstellung).
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ausgewählt. Anschließend wird über einen WFS-T eine Referenz zum Bauvorhaben erzeugt und 

das Formular ausgefüllt. Mit der Speicherung der Formulardaten erhält die Fachbehörde die Be-

stätigung, dass die Stellungnahme abgegeben ist. Die gespeicherten Daten können von der Bau-

rechtsbehörde in ihr Workflow-Verfahren geladen und ausgewertet werden.

Bewertung und Diskussion

Die formularbasierte elektronische Abgabe der Stellungnahmen vereinfacht aufgrund der vorge-

gebenen Struktur und ihrer direkten Übernahme in die elektronische Akte die Auswertung durch 

die Baurechtsbehörde. Voraussetzung ist die Nutzung eines Standards zur Wahrung der semanti-

schen Interoperabilität (vgl. Kap. 5.2.2). Mit XBau liegt ein solcher Standard vor. Der Einsatz ei-

nes WFS-T erfordert eine entsprechende Zugriffskontrolle zur Einschränkung der Nutzbarkeit. So 

ist sicherzustellen, dass außer der Referenzierung keine weiteren Manipulationen am Datenbe-

stand vorgenommen werden dürfen.

Insgesamt ermöglicht das Szenario eine vollständige elektronische Abwicklung des Beteiligungs-

prozesses unter Nutzung von OpenGIS® Services. Das Verfahren kann hierdurch vereinfacht und 

medienbruchfrei  ablaufen.  Die  Digitalisierung  analog  abgegebener  Stellungnahmen ist  nicht 

mehr erforderlich. Darüber hinaus können Stellungnahmen zeitnah abgegeben werden, der Post-

weg und die damit verbundene Wartezeit entfällt. 
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5.2.6 DURCHFÜHRUNG EINER BAUABNAHME

Im Szenario für den Teilprozess Durchführung einer Bauabnahme werden WFS-G und WMS ein-

gesetzt (vgl. Abb. 32). Nach der Auswahl des zu begutachtenden Bauvorhabens mit Hilfe eines 

Gazetteers (WFS-G) werden die für die Bauabnahme benötigten Informationen von einem WMS 

abgerufen. Die Auflagen und Nebenbestimmungen der Baugenehmigung, deren Einhaltung vor 

Ort überprüft werden muss, werden abgerufen und in Form einer Checkliste aufbereitet. Für die 

Durchführung der Bauabnahme sind drei verschiedene Vorgehensweisen denkbar:

1. Ausdruck der Checkliste am Arbeitsplatz, Prüfung des Bauvorhabens und analoge Dokumen-

tation der Ergebnisse vor Ort und Übertragung der Ergebnisse in die elektronische Akte am 

Arbeitsplatz;

2. Durchführung der Bauabnahme vor Ort mit Hilfe eines Notebooks und Übertragung der digi-

tal dokumentierten Prüfergebnisse vom Notebook in die zentrale Datenbank am Arbeitsplatz;

3. Digitale Dokumentation vor Ort über ein Handheld unter Nutzung von OpenLS.
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Abb. 31: Sequenzdiagramm – Szenario Entscheidung der Genehmigungsfähigkeit im Baugenehmi-
gungsverfahren (eigene Darstellung).
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Die letztgenannte Variante bietet hierbei die größte Medienbruchfreiheit und weist den höchsten 

Integrationsgrad auf.

Bewertung und Diskussion

Der Einsatz von OpenGIS® Services kann die Bauabnahme unterstützen. Die Variante mit dem 

höchsten Integrationsgrad erfordert die Nutzung von OpenLS. Durch OpenLS kann die Bauab-

nahme vollständig medienbruchfrei ablaufen, eine Migration von Daten ist nicht erforderlich. 

Hierdurch lässt sich Informationsverlust vermeiden, das Fehlerpotenzial verringern und Arbeits-

zeit einsparen. OpenLS stellt andererseits auch die höchsten Anforderungen an die Implementie-

rung. 
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6 BEWERTUNG

In diesem Abschnitt werden die in Kapitel 5 entwickelten Szenarien zur Integration von Geoinfor-

mationen und GIS-Funktionalitäten in die Prozesse der Kommunalverwaltung über OpenGIS® 

Standards bewertet. Zum Einen wird das erzielbare Nutzenpotenzial und der potenziell zu schaf-

fende Mehrwert diskutiert, zum Anderen werden die Grenzen und Hemmnisse bei der Prozessin-

tegration mit OpenGIS® aufgezeigt.

6.1 NUTZENPOTENZIAL UND MEHRWERT

Insgesamt ist ein sehr hohes Nutzenpotenzial durch die Integration von Geoinformationen und 

GIS-Funktionalitäten über OpenGIS® Standards erkennbar. Dies gilt sowohl für den quantitativ 

als auch für den qualitativ erzielbaren Nutzen. Die Integration von OpenGIS® Schnittstellen in 

die Verwaltungsabläufe einer Kommunalverwaltung kann auf der einen Seite zu einer Verfah-

rensbeschleunigung führen und helfen Prozesskosten einzusparen und auf der anderen Seite Ent-

scheidungen auf eine rechtssichere und verlässliche Informationsgrundlage stellen. Der Einsatz 

von OpenGIS® Services führt nicht nur zu einer Prozessoptimierung, sondern auch zu einer Aus-

weitung des Dienstleistungsangebotes einer Kommune durch die Aufwertung bestehender und 

künftiger eGovernment-Anwendungen und liefert damit einen wertvollen Beitrag zu einer höhe-

ren Kunden- und Bürgerorientierung.

Durch OpenGIS® lassen sich Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten insbesondere in  eGo-

vernment-Anwendungen sehr gut integrieren, da sowohl die OpenGIS® Standards als auch die 

eGovernment-Standards auf denselben IT-Standards basieren. Zudem wird mit der Vernetzung 

von Teilprozessen eine ähnliche Philosophie verfolgt.  Durch die Integration von OpenGIS® 

Schnittstellen und XÖV-Standards (XPlanung, XBau) zur Verknüpfung von Dokumenten (elek-

tronische Akte) mit Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten können Verwaltungsabläufe op-

timiert ablaufen und Mehrwert erzeugt werden. Verknüpfendes Element sind neben dem Raum-

bezug insbesondere Metadaten auf der semantischen Ebene. 

Viele Prozessschritte, die sich durch eine hohe Repetitivität auszeichnen, lassen sich durch die 

Verkettung von OpenGIS® Services weitestgehend automatisieren. Unterstützt wird die Prozes-

sintegration insbesondere durch die flexiblen Einsatzmöglichkeiten. Je nach Bedarf können die 

Services nach dem Baukastenprinzip beliebig miteinander kombiniert und auf die jeweiligen An-

forderungen der Kernprozesse angepasst werden.  

Die entwickelten Szenarien zeigen, dass OpenGIS® Standards ein hohes Potenzial bieten, um 

einen workfloworientierten Ansatz zu unterstützen. Insbesondere in von Abstimmungsprozessen 

geprägten Verwaltungsverfahren lassen sich Wertschöpfungsketten bilden, die sich durch den ge-

samten Prozess ziehen und an denen alle Beteiligten partizipieren können. So werden aus Daten 

Informationen und aus Informationen wird Wissen. Das generierte Wissen ist umso wertvoller, je 
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mehr Akteure an dem Wissensbildungsprozess beteiligt sind und dieses Wissen hinterher nutzen 

können. Hier können die OpenGIS® Standards einen wertvollen Beitrag leisten, indem z.B. kon-

textbezogene Geoinformationen oder Ergebnisse durchgeführter Analysen im Prozess weiterge-

geben und an anderer Stelle weiterverarbeitet werden können. 

Nutzenpotenzial und Mehrwert 

 Quantitatives (Verfahrensbeschleunigung, Einsparung von Prozesskosten) und qualitatives 

(Rechtssichere und verlässliche Entscheidungsgrundlage) Nutzenpotenzial führen zu mehr 

Bürger- und Kundenorientierung

 Prozessoptimierung und Verbesserung des Dienstleistungsangebotes durch Aufwertung von 

eGovernment-Anwendungen

 Automatisierung von Prozessschritten durch die flexible Verkettung von OpenGIS® Ser-

vices

 Unterstützung von Workflows durch Generierung von partizipativen Wertschöpfungsketten

6.2 GRENZEN UND HEMMNISSE

Grundvoraussetzung für die Realisierung der vorgestellten Szenarien ist die Bereitstellung der 

verschiedenen Web Services durch die datenführenden Stellen. Je mehr Fachanwendungen in die 

Infrastruktur zu integrieren sind, je höher die Anzahl der beteiligten Akteure (auf der datenbereit-

stellenden und der datennutzenden Seite) und je vielfältiger der Bedarf an die Datenbereitstellung 

(Art der bereitzustellenden Web Services), desto komplexer wird das Gesamtsystem und desto 

schwieriger ist die Gestaltung der Supportprozesse. Theorie und Praxis klaffen hier noch weit aus-

einander. Obwohl das OGC mit den OpenGIS® Spezifikationen ein schlüssiges Konzept zur Ver-

fügung stellt und im Rahmen der Spezifikationsentwicklung einen praxisbetonten Ansatz verfolgt, 

gibt es bis dato nur wenige umfassende Implementierungen der OpenGIS® Standards. Im Prin-

zip liegen derzeit viele einzelne Puzzlestücke vor, die noch zu einem Gesamtbild zusammengefügt 

werden müssen. WMS ist inzwischen zwar weitestgehend etabliert, WFS und CSW werden bisher 

jedoch nur vereinzelt eingesetzt und die übrigen Schnittstellen stehen hinsichtlich des Praxisein-

satzes noch am Anfang. Erschwerend kommt hinzu, dass mittlerweile verschiedene Versionen der 

Spezifikationen vorliegen, die in der Praxis nicht immer miteinander harmonisieren.

Die Weiterentwicklung der dienstebasierten Architekturen wird zudem aufgrund fehlender ge-

meinsamer Datenmodelle erschwert. Zwar gibt es mittlerweile mit dem AAA-Modell in der Ver-

messung oder XPlanung in der Bauleitplanung viel versprechende Ansätze. Es wird jedoch noch 

einige Jahre dauern, bis sich diese Standards in der Verwaltungspraxis etabliert haben. Für ande-
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re Bereiche müssen solche gemeinsamen Datenmodelle erst noch entwickelt werden. In den 

Fachbereichen, die in die kommunale Hoheit fallen, besteht darüber hinaus die Gefahr der Ent-

wicklung von „kommunalen Lösungen“, die eine interkommunale Nutzung erschweren. 

Die in Kapitel  6.1 beschriebene Verflechtung von OpenGIS® und eGovernment zur Gestaltung 

optimierter Prozessabläufe ist zurzeit unzureichend umgesetzt. Geoinformationen und GIS-Funk-

tionalitäten müssen so in die Verwaltungsprozesse und Dienstleistungen integriert werden, dass 

sie zu einem „unsichtbaren“ Bestandteil des eGovernment werden und nicht als „Fremdkörper“ 

wahrgenommen werden. Grundvoraussetzung und bisher kaum umgesetzt ist die clientseitige 

Unterstützung der OpenGIS® Schnittstellen, insbesondere bei den „GIS-fremden“ Fachanwen-

dungen wie bspw. CAD oder Workflow-Verfahren. Eine engere Verknüpfung von eGovernment 

und geoGovernment muss nicht nur im Zusammenhang mit der Prozessoptimierung, sondern 

auch im Rahmen der Verbesserung des internetgestützten Dienstleistungsangebotes angestrebt 

werden. So dürfen eGovernment-Portale und Geo-Portale nicht nebeneinander fungieren, son-

dern müssen miteinander verschmelzen. 

In der Verwaltungspraxis wirken darüber hinaus formale Anforderungen hemmend. So gelten für 

die Datenbereitstellung aufgrund des Datenschutzes oder der kommunalen Gebührensatzung 

Nutzungsbeschränkungen, so dass Authentifizierungs- und Authorisierungsmechanismen sowie 

Abrechnungsservices zu integrieren sind. Hinzu kommen Anforderungen an die Archivierung 

bzw. Historisierung von Daten sowie an ein „Service-Monitoring“, welches die Änderung eines 

Services meldet. Eine dienstebasierte Architektur widerspricht im Grunde den formalistisch und 

bürokratisch geprägten Strukturen der öffentlichen Verwaltung und kann nur funktionieren, 

wenn auch die organisatorischen Strukturen serviceorientiert ausgerichtet sind. Daher ist – auch 

vor dem Hintergrund der Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie (vgl. Kap. 2.2.1.3) – der Auf-

bau serviceorientierter Strukturen in der Verwaltung Grundvoraussetzung für die Implementie-

rung dienstebasierter Architekturen. 

Wie in Kapitel 2.2.1.1 beschrieben, werden im Rahmen der Modernisierung der Kommunalver-

waltung verstärkt betriebswirtschaftliche Instrumente und Methoden eingesetzt. Aufwand und 

Nutzen müssen in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. Daher wird eine datenfüh-

rende Stelle innerhalb der Kommunalverwaltung nur dann ihre Daten für andere Stellen standar-

disiert zur Verfügung stellen, wenn sie den Nutzen für sich selbst erkennt. Dieser ist im Geo- oder 

auch im eGovernment-Kontext jedoch subjektiv nur schwer wahrnehmbar, da sich der erzielbare 

Mehrwert nicht in Zahlen ausdrücken lässt bzw. keine Mehreinnahmen bringt. Daher wird vor-

dergründig nur der mit der Datenbereitstellung verbundene Aufwand gesehen und die datenfüh-

renden Stellen zeigen i.d.R. wenig Eigeninitiative und Bereitschaft für die Bereitstellung ihrer Da-

ten über OpenGIS® Services.
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Grundsätzlich wirken am Standardisierungsprozess im Rahmen des eGovernments sowie beim 

Aufbau von GDI viele verschiedene Initiativen auf allen Ebenen mit (vgl. Kap. 2.2.1.2). Hieraus 

resultiert ein hoher Abstimmungsbedarf, Synergismen lassen sich nur durch eine enge Kooperati-

on erzielen. Doch je mehr Akteure an diesem Abstimmungsprozess beteiligt sind, desto schwieri-

ger ist die Konsensbildung. Im Ergebnis entstehen mitunter international, national und landes-

weit gültige Standards, die zwar alle auf derselben Grundlage basieren, sich jedoch im Detail un-

terscheiden. Der Kommune fällt es schwer, einen Überblick zu gewinnen und aus mehreren Stan-

dards die auf ihre Anforderungen passenden auszuwählen. Hinzu kommt, dass der Standardisie-

rungsprozess zurzeit sehr dynamisch ist und sich viele OpenGIS® Spezifikationen noch in der 

Entwicklung befinden. 

Grenzen und Hemmnisse 

 Unzureichende Umsetzung in der Praxis

 Fehlende gemeinsame Datenmodelle

 Unzureichende Verschmelzung von eGovernment und geoGovernment

 Fehlende  clientseitige  Implementierung  der  OpenGIS®  Schnittstellen,  insbesondere  in 

„GIS-fremden“ Fachanwendungen

 Erhöhter Implementierungsaufwand durch formale Anforderungen an die Datenbereitstel-

lung und -nutzung (Nutzungsbeschränkungen, Archivierung/Historisierung, Service-Moni-

toring)

 Fehlendes Bewusstsein für  den indirekten Nutzen bei  den Beteiligten (Mehrwert  nicht 

messbar)

 Fehlender Überblick über verfügbare Standards und dynamischer Standardisierungsprozess 
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7 SCHLUSSFOLGERUNGEN UND AUSBLICK

7.1 ZUSAMMENFASSUNG UND DISKUSSION DER ERGEBNISSE

Die vorliegende Arbeit zeigt auf Basis einer umfassenden Anforderungsanalyse fiktive Szenarien 

für die Integration von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten über OpenGIS® Standards 

in zwei beispielhaften Kernprozessen der Kommunalverwaltung auf. 

Zusammenfassend lassen sich anhand der Ergebnisse folgende Thesen ableiten:

 OpenGIS® Services sind aufgrund der flexiblen Einsatzmöglichkeiten sehr gut für die Inte-

gration von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten in die Kernprozesse der Kommunal-

verwaltung geeignet.

 Eine Prozessoptimierung sowie die Verbesserung des Dienstleistungsangebotes zur Erhöhung 

der Kundenorientierung ist möglich, aber nur durch die Verzahnung von OpenGIS® und 

eGovernment-Standards erzielbar.

 Eine vollständige Integration von OpenGIS® Standards in die Prozesse wird erst mit der Im-

plementierung der erforderlichen Schnittstellen in die am Prozess beteiligten Fachanwendun-

gen erreicht.

 OpenGIS® Services erlauben die Automatisierung einzelner Prozessschritte und können so 

einerseits zu einer Verfahrensbeschleunigung und andererseits zu einer Qualitätssicherung 

beitragen.

 Der Einsatz von OpenGIS® Standards erlaubt die Bildung von Wertschöpfungsketten unter 

Partizipation aller Prozessbeteiligten.

 Je höher der Integrationsgrad, desto komplexer gestalten sich die Supportprozesse und desto 

höher sind die Anforderungen an die Implementierung. 

 Die derzeitige Dynamik des Standardisierungsprozesses, unzureichender Praxiseinsatz und 

fehlendes Nutzenbewusstsein auf der Seite der Datenbereitsteller hemmen den Einsatz von 

OpenGIS® in der Kommunalverwaltung.

Im Folgenden werden die erzielten Ergebnisse anhand der in Kapitel 1.2 formulierten Fragestel-

lungen diskutiert.

Inwiefern kann der Einsatz von OpenGIS® Services die Anforderungen des kom-

munalen Umfeldes in Zeiten von eGovernment erfüllen und einen Beitrag zur Pro-

zessoptimierung leisten?

Mit den im Rahmen dieser Arbeit vorgestellten Szenarien wird auf gedanklicher Ebene nachge-

wiesen, dass mit OpenGIS® die grundlegenden Anforderungen der Kommunalverwaltung an die 

Bereitstellung von raumbezogenen Informationen und die Nutzung von GIS-Funktionalitäten im 

Rahmen ihrer Geschäftsprozesse erfüllt werden können.
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Mit OpenGIS® steht ein umfassendes Instrumentarium zur Gestaltung von Supportprozessen 

für die Kernprozesse der Kommunalverwaltung zur Verfügung. Der OpenGIS® Ansatz entspricht 

dabei der Zielsetzung von eGovernment, medienbruchfrei ablaufende Prozesse flexibel und orga-

nisationsübergreifend zu vernetzen. Die Vernetzung wird durch dienstebasierte Architekturen 

unterstützt, für die Interoperabilität Grundvoraussetzung ist. Interoperabilität wird durch den 

Einsatz von OpenGIS® geschaffen, darf aber nicht nur system- und organisationsübergreifend, 

sondern muss auch „informationsübergreifend“ hergestellt werden, d.h. sie darf sich nicht auf die 

Nutzung raumbezogener Informationen beschränken. Da die OpenGIS® Spezifikationen auf all-

gemeinen IT-Standards basieren, ist der Grundstein für diese umfassende Interoperabilität gelegt 

(vgl. Kap. 3.1.5). Es bedarf aber weiterer Entwicklungen zur Harmonisierung der Ansätze. 

Grundsätzlich  kann  eine  echte  Prozessoptimierung  nur  durch  das  Zusammenspiel  von 

OpenGIS® Schnittstellen und weiteren Standards aus dem eGovernment-Umfeld erzielt werden. 

Grundlage sind gemeinsame Datenmodelle,  interoperable  Schnittstellen  und Clients,  die  die 

Schnittstellen unterstützen und eine übergreifende workfloworientierte Verarbeitung erlauben.   

Wo liegt der tatsächliche Mehrwert/Nutzen einer Integration von OpenGIS® in 

kommunale Prozesse?

Mit der Integration von OpenGIS® Standards in kommunale Prozesse kann unter den genannten 

Voraussetzungen (clientseitige Implementierung der Schnittstellen, Verzahnung von geoGovern-

ment und eGovernment, gemeinsame Datenmodelle) ein quantitatives und qualitatives Nutzen-

potenzial erzielt werden. Durch die medienbruchfreie übergreifende Nutzung von raumbezoge-

nen Informationen sowie  die  Automatisierung von wiederholt  auftretenden Prozessschritten 

durch die flexible Verkettung von Services können Prozesskosten eingespart werden und Verfah-

ren beschleunigt ablaufen. Darüber hinaus können Abstimmungsprozesse und Beteiligungsver-

fahren vereinfacht,  transparent und auf Basis derselben Informationsgrundlage durchgeführt 

werden. OpenGIS® unterstützt die Partizipation aller Prozessbeteiligten an sich im Laufe des 

Prozesses bildenden Wertschöpfungsketten. Insgesamt kann durch den Einsatz von OpenGIS® 

Services eine höhere Kunden- und Bürgerorientierung durch die Aufwertung bestehender und 

künftiger eGovernment-Anwendungen erzielt werden.

Einschränkend ist anzumerken, dass die vorliegende Arbeit den theoretisch zu erwartenden Nut-

zen bei der Umsetzung der vorgestellten Szenarien beschreibt. Der tatsächlich erzielbare Nutzen 

lässt sich erst im Rahmen einer Praxisevaluierung bestimmen (vgl. Kap. 7.2). 

Wo liegen die Grenzen und Hemmnisse bei der Integration von OpenGIS® in kom-

munale Prozesse bzw. welche Voraussetzungen müssen dazu erfüllt sein? 

Obwohl mit OpenGIS® ein umfassendes und schlüssiges Konzept für die Integration von Geoin-

formationen und GIS-Funktionalitäten in die Geschäftsprozesse einer Kommunalverwaltung vor-

liegt, ist der Schritt von der Theorie zur Praxis noch recht groß. Die mit dem Paradigmenwechsel 
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einhergehenden Veränderungen sind so vielschichtig und tief greifend und erfordern einen hohen 

Abstimmungs- und Organisationsaufwand, dass die Realisierung der „neuen GIS-Welt“ in all ih-

ren Details nur schrittweise vorangehen kann. Zurzeit wird der Veränderungsprozess insbesonde-

re in der Kommunalverwaltung durch fehlende gemeinsame Datenmodelle, die fehlende client-

seitige Implementierung der OpenGIS® Schnittstellen, insbesondere in „GIS-fremden“ Fachan-

wendungen und formale Anforderungen an die Datenbereitstellung und -nutzung (Nutzungsbe-

schränkungen, Archivierung/Historisierung, Service-Monitoring) gehemmt. Hinzu kommt, dass 

durch die Integration von OpenGIS® in die kommunalen Prozesse insbesondere für die Daten-

anbieter nur ein indirekter Nutzen entsteht, der nicht greifbar ist, da er sich nicht in Zahlen aus-

drücken lässt. Die Vielzahl an Initiativen und Projekten im GDI- und eGovernment-Umfeld sind 

aus kommunaler Sicht verwirrend und hemmen ebenfalls den Einsatz der OpenGIS® Standards. 

Zudem ist der Standardisierungsprozess gegenwärtig sehr dynamisch, viele der OpenGIS® Spezi-

fikationen befinden sich noch in der Entwicklung und sind für den Praxiseinsatz noch nicht aus-

gereift genug.

Welche Anforderungen an den Aufbau kommunaler Geodateninfrastrukturen las-

sen sich im Hinblick auf bestmögliche Prozessintegration ableiten?

Die Integration von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten in kommunale Prozesse muss 

durch den Aufbau von kommunalen GDI unterstützt werden, d.h. kommunale GDI müssen ver-

stärkt prozessorientiert ausgerichtet werden. Dies umfasst die auf die prozessseitigen Bedürfnisse 

zugeschnittene dienstebasierte Bereitstellung von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten, 

den Aufbau gemeinsamer standardisierter Datenmodelle und die Einbindung von Fachanwen-

dungen über die Implementierung der für die Nutzung von raumbezogenen Informationen erfor-

derlichen Schnittstellen. OpenGIS® bietet hierfür die technische Voraussetzung. Die Prozessinte-

gration geht dabei über die einfache Informationsbereitstellung in Form von WMS hinaus und er-

fordert die Implementierung leistungsfähigerer Services, welche die Datenverarbeitung erlauben. 

Essentiell für die übergreifende Nutzung ist der Aufbau gemeinsamer bzw. die Harmonisierung 

bestehender Datenmodelle. Ferner gilt es die beschriebenen Grenzen und Hemmnisse abzubau-

en. Der Aufbau einer kommunalen GDI und insbesondere die Prozessintegration kann nur gelin-

gen und einen echten Mehrwert entfalten, wenn alle Beteiligten an einem Strang ziehen und die-

sen Weg gemeinsam gehen.   

7.2 AUSBLICK

Die entwickelten fiktiven Szenarien zur Integration von Geoinformationen und GIS-Funktionali-

täten in die kommunalen Kernprozesse Bauleitplanung und Baugenehmigung zeigen beispielhaft 

Lösungswege zur Gestaltung der Supportprozesse unter Nutzung von OpenGIS® auf. Da sich die 

Szenarien auf einer abstrakten Ebene bewegen und sich die OpenGIS® Bausteine flexibel einset-

zen lassen, sind die aufgezeigten Lösungen auf weitere ähnlich strukturierte Kernprozesse der 

Kommunalverwaltung (Planungsverfahren,  Genehmigungsverfahren) anwendbar. Die herausge-
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arbeiteten Anforderungen basieren auf der aktuellen Gesetzeslage und sind damit allgemein gül-

tig, regionale Besonderheiten bleiben jedoch unberücksichtigt. Daher müsste im Einzelfall eine 

Anpassung der Szenarien auf die konkrete Situation vor Ort erfolgen. 

Bei den erzielten Ergebnissen handelt es sich um Hypothesen, die es im Rahmen einer Praxi-

serprobung zu überprüfen gilt. Weiterer Untersuchungsbedarf besteht insbesondere hinsichtlich 

der Umsetzbarkeit der Szenarien und der Ermittlung des tatsächlich erzielbaren Nutzenpotenzi-

als durch die Integration von OpenGIS® Standards in kommunale Prozesse. Weiterhin bedarf es 

weiterer Konzepte zur  Harmonisierung und Verzahnung von OpenGIS® und XÖV-

Standards im eGovernment-Umfeld.

Im Zuge der Integration von Geoinformationen und GIS-Funktionalitäten in die Geschäftsprozes-

se der Kommunalverwaltung wird es neben der Implementierung der OpenGIS® Schnittstellen 

darauf ankommen,  gemeinsame Datenmodelle zu entwickeln. Ein Entwicklungsschub ist 

hierbei durch die Umsetzung der INSPIRE-Richtlinie zu erwarten.

Darüber hinaus wird künftig der Ausbau der Informationsinfrastrukturen der Kommunen hin zu 

einem umfassenden Wissensmanagement eine immer größere Bedeutung erlangen. In die-

sem Zusammenhang gilt es, den Ansatz der metadatengesteuerten und personalisierten Nutzung 

von Informationen auf Basis einer verstärkten Integration von Geoinformationen und GIS-Funk-

tionalitäten umzusetzen.    
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ANHANG 

A STAND DER SPEZIFIKATIONSARBEIT DES OGC10

OpenGIS® Standard Version Doc. No. Status*

OpenGIS Catalogue Service Specification 2.0.2 07-006r1 IS

OGC Cataloguing of ISO Metadata (CIM) using the ebRIM profile of 
CS-W

0.1.7 07-038 DP

CSW-ebRIM Registry Service – Part 1: ebRIM profile of CSW 1.0.0 07-110r2 IS

CSW-ebRIM Registry Service – Part 2: Basic extension package 1.0.0 07-144r2 IS

OpenGIS Catalogue Services Specification 2.0.2 – ISO Metadata Ap-
plication Profile

1.0.0 07-045 SAP

Imagery Metadata 1.0 05-015 DP

OpenGIS Coordinate Transformation Service Implementation Spe-
cification

1.0 01-009 IS

Coordinate Transformation Services - OLE/COM 1.0 01-009 SAP

Web Coordinate Transformation Service 0.4.0 07-055r1 DP

OpenGIS Filter Encoding Implementation Specification 1.1 04-095 IS

OpenGIS Geographic Objects Implementation Specification 1.0.0 03-064r10 IS

OpenGIS Geography Markup Language (GML) Encoding Standard 3.2.1 07-036 IS

OpenGIS GML in JPEG 2000 for Geographic Imagery Encoding 
Specification

1.0.0 05-047r3 IS

City Geography Markup Language 1.0.0 08-007 RFC

Geospatial eXtensible Access Control Markup Language 
(GeoXACML)

1.0 07-026r2 IS

GeoXACML Implementation Specification – Extension A (GML2) 
Encoding

1.0 07-098r1 IS

GeoXACML Implementation Specification – Extension B (GML3) 
Encoding

1.0 07-099r1 IS

Access Control & Terms of Use (ToU) „Click-through“ IPR Manage-
ment

1.0.0 05-111r2 DP

GeoDRM Engineering Viewpoint and supporting Architecture 0.9.2 06-184r2 DP

Geographic information – Rights expression language for geogra-
phic information – Part xx: GeoREL

0.9.0 06-173r2 DP

OpenGIS Grid Coverage Service Implementation Specification 1.0 01-004 IS

GML Encoding of Discrete Coverages 0.2.0 06-188r1 BP

OGC KML 2.2.0 07-147r2 IS

OpenGIS Location Service (OpenLS) Implementation Specification: 
Core Services

1.1 05-016 IS

OpenGIS Image Geopositioning Service (IGS) 0.0.3 07-030r1 RFC

Observation and Measurements – Part 1 – Observation schema 1.0 07-022r1 IS

Observation and Measurement – Part 2 – Sampling Features 1.0 07-002r3 IS

OpenGIS Sensor Model Language (SensorML) 1.0.1 07-122r2 IS

10 http://www.opengeospatial.org/standards (abgerufen am 01.05.2008)
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OpenGIS® Standard Version Doc. No. Status*

OpenGIS Sensor Observation Service 1.0.0 06-009r6 IS

OpenGIS Sensor Planning Service Implementation Specification 1.0.0 07-014r3 IS

OpenGIS Sensor Alert Service 0.9.0 06-028r5 RFC

OpenGIS Implementation Specification for Geographic information 
– Simple feature access – Part 1: Common architecture

1.2.0 06-103r3 IS

OpenGIS Simple Features Implementation Specification for CORBA 1.0 99-054 IS

OpenGIS Simple Features Implementation Specification for 
OLE/COM

1.1 99-050 IS

OpenGIS Implementation Specification for Geographic information 
– Simple feature access – Part 2: SQL option

1.2.0 06-104r3 IS

OpenGIS Styled Layer Descriptor Profile of the Web Map Service 
Implementation Specification

1.1.0 05-078r4 IS

OpenGIS Symbology Encoding Implementation Specification 1.1.0 05-077r4 IS

Feature Styling IPR 0.4.1 06-140 DP

OpenGIS Transducer Markup Language 1.0.0 06-010r6 IS

Web Coverage Service (WCS) Implementation Standard 1.1.2 07-067r5 IS

OpenGIS Web Feature Service (WFS) Implementation Specification 1.1 06-027r1 IS

Gazetteer Service – Application Profile of the Web Feature Service 
Implementation Specification

0.9.3 05-035r2 BP

Feature Portrayal Service 0.0.30 05-110 DP

OpenGIS Web Map Context Implementation Specification 1.1 05-005 IS

OpenGIS Web Map Service (WMS) Implementation Specification 1.3.0 06-042 IS

OpenGIS Tiled WMS 0.3.0 07-057r2 DP

WMS – Proposed Animation Service Extension 0.9 06-045r1 DP

Web Processing Service 1.0.0 05-007r7 IS

Web Coverage Processing Service 0.0.3 06-035r1 DP

Web Image Classification Service (WICS) 0.3.3 05-017 DP

OpenGIS Web Service Common Implementation Specification 1.1.0 06-121r3 IS

Geolinked Data Access Service 0.9.1 04-010r1 DP

Geolinking Service 0.9.1 04-011r1 DP

Geo Video Web Service 0.0.9 05-115 DP

OGC Web Services Architecture for CAD GIS an BIM 0.9 07-023r2 DP

Web Terrain Server 0.3.2 01-061 DP

Web 3D Service 0.3.0 05-019 DP

Web Pricing and Ordering 0.2 02-039r1 DP

XML for Image and map Annotation 0.4 01-019 DP

Web Notification Service 0.0.9 06-095 BP

*IS = Implementation Specification, DP = Discussion Paper, BP = Best Practices, SAP = Specification Application Profile, 
RFC = Request for Comment
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